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INFOPOOL / REDAKTION / WOCHENDRUCKAUSGABE





EDITORIAL/128: Abonnement Schattenblick-Wochendruckausgabe (SB)




Wochendruckausgabe 128 der Elektronischen Zeitung Schattenblick zum 13.04.2019
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Liebe Leserinnen und Leser,

nach einigen Anfragen zum Abonnementverfahren der Schattenblick-Wochendruckausgabe
möchte der MA-Verlag in dieser Ausgabe noch einmal darauf hinweisen, wie sich der
interessierte Zeitgenosse das Abonnement der wöchentlich erscheinenden
Schattenblick-Printausgabe regelmäßig zugänglich machen kann.

Zu diesem Zweck sind 25,- Euro inklusive Versandkosten auf das unten angegebene Konto
für die Übersendung von vier aufeinander folgenden Schattenblick-Wochenzeitungen
zu überweisen, und bei Fortsetzungswunsch des Abonnements ist dieser sieben Tage
vor Ablauf der ersten Abo-Bestellung mit jeweils 25,- Euro fortgesetzter Überweisung
für die entsprechenden nächsten Ausgaben zu bestätigen.

Bleibt diese Bestätigung während der entsprechenden Frist aus, gilt das
Abonnement als fristgemäß gekündigt.

Selbstverständlich kann die Wochendruckausgabe des Schattenblick auch als Einzelbestellung
erworben werden, jedoch muß auch hier mit der jeweiligen Bestellung die Einzahlung
auf das Konto sieben Tage vor Erhalt getätigt worden sein. Ein Einzelexemplar kostet
dann allerdings 8,50 Euro.

Wie auch immer, als einzelner Leser oder im Zusammenschluß mit anderen wünschen wir
Ihnen und uns das Beste für die jeweils in Betracht gezogene Form der möglichen
und doch sehr überschaubaren Bestellabwicklung.

Weiterhin viel Spaß beim Lesen und Stöbern im Schattenblick wünscht

Ihre Schattenblick-Redaktion




Kontoverbindung:

MA-Verlag

Commerzbank Heide

IBAN: DE54 2184 0078 0432 8720 00

BIC: COBADEFF218

Hinweis:
Bitte bei der Überweisung die aktuelle und vollständige Anschrift mit angeben,
damit die bestellten Ausgaben auch zugestellt werden können.


12. April 2019






Copyright 2019 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.

Redaktion Schattenblick, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth
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INFOPOOL / BILDUNG UND KULTUR / REPORT





BERICHT/047: Maßgeblich - Zugriff unzulänglich ... (SB)


Es gibt bereits viele derartige Datenbanken, die fest
installiert sind. Die Nationale Kohorte hat jedoch eine völlig neue
Dimension, daß aufgrund der Vernetzung die Daten für ein breites
Spektrum von Forschungsvorhaben zur Verfügung gestellt werden. Diese
Vernetzung ist international und für die Betroffenen nicht
überschaubar, die nicht wissen, wofür ihre Daten genutzt werden. Durch
die Fülle der Daten wird die Anonymisierung in Frage gestellt. In
diesem Zusammenhang sind so viele Fragen offen, und eine öffentliche
Debatte über diese Problematik ist bislang völlig
ausgeblieben.

Wolfgang Linder (ehemaliger Datenschutzbeauftragter in Bremen) [1]



Wem gehören die Gesundheitsdaten und Körpersubstanzen des Menschen?
Noch in der Ära des Fordismus stand außer Frage, daß die
Lohnabhängigen ihre Arbeitskraft um den Preis ihres Wohlergehens bis
hin zu Verschleiß, Krankheit und vorzeitigem Tode verkaufen mußten,
ihre Körperlichkeit ansonsten jedoch als Teil der Reproduktionssphäre
davon unberührt blieb. Das hat sich im Zuge anwachsender Krisen
kapitalistischer Verwertung grundlegend geändert. Durch weitreichende
Reformen des Gesundheitssystems staatlicherseits vorgebahnt, flankiert
und vorangetrieben, greift das kommerzialisierte Gesundheitswesen auf
den kommodifizierten Körper zu, der als Ware in die Profitmaximierung
eingespeist wird. Gesundheitsversorgung ist kein Rechtsanspruch im
Sozialstaat mehr, sondern wird in sogenannte Eigenverantwortung
überführt, die den Menschen auch in diesem Sinne zum Schuldner
erklärt. Körperliche Substanz in jeglicher Form und persönliche Daten
gelten nicht länger als persönliches Eigentum, das wie das
Privateigentum an Produktionsmitteln für unbedingt schützenswert
erachtet wird.

Man empfiehlt nachdrücklich, diese Daten und Substanzen fremdnützigen
Zwecken zu überantworten, als schade die Verweigerung dieses Zugriffs
dem Gemeinwohl. Wer widerspricht, gilt schnell als renitentes Subjekt,
das von irrationalen Ängsten und Fortschrittsfeindlichkeit beherrscht
werde oder gar etwas zu verbergen habe. Zur Vermessung von Gesundheit
und Krankheit bedürfe es möglichst großer Populationen, aus deren
Untersuchung sich Parameter und Instrumente zur besseren
Gesundheitsversorgung der Bevölkerung ermitteln lassen, so das Credo
einer forschenden Zunft, die sich der Treibjagd auf das wohlfeile Wild
personenbezogener Gesundheitsdaten verschrieben hat. Zug um Zug wird
die Privatsphäre geschleift, der Datenschutz ausgehöhlt, die
informationelle Selbstbestimmung unterminiert, um auch auf diesem Wege
aus Geld mehr Geld und aus Kontrollansprüchen umfassende Verfügung zu
machen.
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Vermessung der Gesundheit

Im Rahmen des Salon Sophie Charlotte, der am 19. Januar zum Thema "Maß
und Messen" in der Berlin-Brandenburgischen Akademie der
Wissenschaften am Berliner Gendarmenmarkt stattfand, war eine
Podiumsdiskussion der "Vermessung der Gesundheit" gewidmet. Die
Humanmedizinerin Annette Grüters-Kieslich vom Universitätsklinikum
Heidelberg sprach mit der Kinderheilkundlerin Susanna Wiegand von der
Charité, dem Epidemiologen Tobias Pischon vom Max Delbrück Center für
molekulare Medizin in Berlin und dem emeritierten Humangenetiker Karl
Sperling von der Charité.

Wie die Kinderärztin Annette Grüters-Kieslich in ihrer Anmoderation
hervorhob, gehe es bei dieser Diskussion nicht um die Vermessung von
Krankheit, in deren Kontext beim Arztbesuch zahlreiche Daten erhoben
werden, um zu klären, worauf das jeweilige Beschwerdebild
zurückzuführen ist. Wolle man hingegen einen Referenzbereich zur
Unterscheidung von krank und nicht krank ermitteln, bedürfe es der
Untersuchung einer großen Population gesunder Menschen, die höchst
selten verfügbar sei. Daher werde man im folgenden insbesondere
reflektieren, auf welche Weise umfassende Datensätze erhoben werden
könnten.

Ein großer Datenbestand liegt im Prinzip bei Kindern vor, die in
Deutschland von der Geburt bis zum sechsten Lebensjahr immer wieder
untersucht werden. Die sogenannten Früherkennungs- oder
Vorsorgeuntersuchungen U1 bis U9 erheben zahlreiche qualitative Daten,
wobei fast 90 Prozent der Kinder an allen Untersuchungen teilnehmen.
Da pro Jahr über 800.000 Kinder geboren werden, umfaßt eine Kohorte
von U1 bis U9 mehr als vier Millionen Kinder, von denen Daten
vorhanden sind. Diese gigantische Datenbasis existiert jedoch nur in
Papierform, sie wird nicht elektronisch erfaßt, gespeichert und
ausgewertet. Auf der andere Seite werde ein Riesenhype um Big Data
gemacht und viel Geld investiert, um große gesunde Kohorten zu
rekrutieren und zu untersuchen, ohne daß man je eine gesamte
Population erreiche, so daß man sich folglich mit Stichproben begnügen
müsse. Die von den Krankenkassen finanzierten Untersuchungen
ermöglichen eine frühzeitige Behandlung bei Kindern, doch werden die
Daten nicht weiter genutzt, um anhand großer Zahlenmengen
beispielsweise Probleme in bestimmten Regionen zu identifizieren. Die
Kassenleistung bezieht sich nur auf individuelle Daten und soll nicht
für andere Zwecke genutzt werden. Damit verzichte man auf eine
populationsbasierte Kohorte, deren Gesundheit ständig gemessen wird,
beklagte Grüters-Kieslich den fehlenden Zugang zu einem ihres
Erachtens unnötig brachliegenden Datenbestand.
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Body-Mass-Index von beschränkter Aussagekraft

Im Kontext der Volkskrankheiten ist die Gewichtsentwicklung in der
Gesellschaft ein Dauerthema, und so wird auch bei Kindern im Rahmen
der Früherkennung das Gewicht ermittelt und eingestuft. Ist dabei der
Body-Mass-Index (BMI) das Maß aller Dinge oder bedarf es
differenzierterer Normierungen? Susanna Wiegand hob hervor, daß Kinder
keine kleinen Erwachsenen sind. Der BMI (Gewicht in Kilogramm, geteilt
durch Körpergröße in Metern zum Quadrat) paßt schon bei Erwachsenen
oftmals nicht, wenn etwa Sportler viel Muskelmasse aufbauen oder
Menschen vom Typus her oder krankheitsbedingt sehr dünn sind. Bei
Kindern und Jugendlichen sind sogenannte BMI-Percentile erforderlich,
da sich Körperoberfläche und Körpermasse während des Wachstums nicht
im gleichen Verhältnis verändern. Ein Kind von drei Jahren ist mit
einem BMI 22 stark übergewichtig, mit zehn Jahren bei demselben Wert
nur ein wenig übergewichtig, und ein 15jähriger Jugendlicher gilt mit
diesem BMI-Wert als normalgewichtig. Der absolute Wert sagt also gar
nicht aus, Kinder brauchen BMI-Perzentilen, und auch bei Erwachsenen
nutzt angesichts einer dynamischen Entwicklung ein starrer Grenzwert
nichts, so die Referentin.

Relevant ist das Fettgewebe, das an verschiedenen Stellen unter der
Haut, im Bauch und in den Muskeln gebildet wird. Während es als
Energiespeicher direkt unter der Haut erforderlich ist, kann es im
Bauchbereich Entzündungsmediatoren bilden und die Insulinproduktion
beeinflussen. Die Bildgebung einer MRT-Untersuchung gibt Aufschluß
über die Lokalisierung des Fettgewebes, die bei gleichem BMI sehr
unterschiedlich sein kann. Der BMI ist also lediglich ein grober
Screening-Parameter, kann aber nicht als Absolutwert Grundlage
wichtiger Entscheidungen sein.

Dennoch werden hinsichtlich möglicher Grenzwerte des BMI bei
Erwachsenen Sanktionen wie höhere Prämien für die Krankenversicherung
oder bei der Besteuerung diskutiert. Dagegen wandte Wiegand ein, daß
der BMI nichts darüber aussagt, ob jemand krank ist. Und daß ein
kranker Mensch höhere Prämien bezahlen sollte, sei grundsätzlich
fragwürdig. In den USA wurde das einmal für rauchende Menschen mit dem
Ergebnis durchgerechnet, daß diese früher sterben und somit eher
weniger Geld kosten. Ob ein adipöser Mensch tatsächlich krank wird,
hänge von verschiedenen Faktoren wie etwa der genetischen Disposition
ab. Es gebe große ethnische Unterschiede, eine Gen-Umweltinteraktion,
und man fange gerade erst an, diese Zusammenhänge zu verstehen.
Deshalb fände sie es gegenwärtig extrem schwierig, ein Sanktionssystem
zu etablieren, da keine relevanten Meßverfahren vorlägen.

Im Gespräch mit dem Schattenblick erwiderte Susanna Wiegand auf die
Frage nach der offenbar kontrovers diskutierten Definition von
Gesundheit, dabei handle es sich um einen komplexen Begriff, der sehr
unterschiedlich definiert werde. Man könne den Body-Mass-Index zwar
berechnen, doch müsse man ihn relativieren, da viele weitere Faktoren
eine Rolle spielten. Der BMI sei lediglich ein Hinweis auf mögliche
gesundheitliche Probleme durch vermehrtes Fettgewebe an einer
problematischen Stelle. Es gebe viele Abweichungen wie etwa sehr große
Menschen, die nicht per se krank seien, auch wenn sie aus der Norm
fallen. Diese sei mathematisch definiert und lege zumeist eine
Normalverteilung zugrunde, aus der Menschen an der einen oder anderen
Seite herausfallen. Oft werde bei Kindern gefragt, ob sie zu groß oder
zu klein seien. Dabei sei der häufigste Grund, daß kleine Kinder
kleine Eltern und große Kinder große Eltern haben. Es handle sich
lediglich um Normvarianten, die nichts mit einer Krankheit zu tun
haben. Eher werde die gesellschaftliche Normierung zum Problem, wenn
ein sehr kleines oder ein sehr großes Kind gehänselt wird. Ein anderes
Beispiel sei die starke Stigmatisierung übergewichtiger Menschen, die
zu sozialen Problemen führe. Neben der individuellen habe Gesundheit
stets auch eine gesellschaftliche Komponente. Es sei noch gar nicht so
lange her, daß deutliches Übergewicht als Zeichen von Wohlstand galt,
weil die Mehrzahl der Menschen sich kaum ausreichend ernähren konnte.
Auch gelten Kinder, die aus Familien mit einem niedrigen Sozialstatus
oder Migrationshintergrund kommen, als Risikogruppen, womit eine
weitere Komponente hinzukomme.

Läßt sich Gesundheit demnach nicht so sehr physiologisch, als vielmehr
im Kontext einer gesellschaftlichen Konvention bestimmen? Wiegand
faßte dies eher als eine philosophische Frage auf. Wenngleich ein
Mensch zunächst individuell von Krankheit betroffen sei, komme es sehr
darauf an, in welchem Land er lebt. Ist diese Krankheit dort heilbar,
existiert ein Versorgungssystem, das diese Lage puffert? Auch dabei
sei man also auf verschiedenen Ebenen unterwegs. Wie in allen
gesellschaftlichen Modellen ordne sich auch Gesundheit entsprechend
ein.

Daß gesellschaftlich hervorgebrachte Körpernormen und -ästhetiken wie
etwa das Schlankheitsideal zwar mit Gesundheit assoziiert werden, aber
oftmals mit sozialen Sanktionen bewehrt und sogar krankmachend sind,
bestätigte Susanna Wiegand. Die Hälfte aller normalgewichtigen Mädchen
finde sich zu dick. Sie seien zwar physisch gesund, fühlten sich aber
selber "krank", nämlich zu dick. Dies sei ein Paradebeispiel für die
Auswirkung einer gesellschaftliche Norm, denn diese Mädchen litten
teilweise unter psychischen Problemen und würden über diesen Weg des
gesellschaftlichen Drucks dann auch real krank.
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NAKO-Studie - großer Fischzug im Datenpool

Die in Kreisen der Wissenschaft vieldiskutierte nationale Kohorte zur
Vermessung gesunder Erwachsener sei als Großprojekt aufgelegt, aber in
keiner Weise ausfinanziert worden, monierte Annette Grüters-Kieslich.
Ob dieses Vorhaben tatsächlich so durchgeführt werden kann, daß es am
Ende zu möglichst aussagekräftigen Ergebnissen kommt, müsse sich erst
noch erweisen. Tobias Pischon legte eingangs dar, worum es bei der
NAKO-Studie geht. Deutschland habe seit dem Zweiten Weltkrieg eine
rege Tradition der kurativen Medizin, aber bis vor 20 Jahren relativ
wenig in der Präventivmedizin und vor allen Dingen in der
präventivmedizinischen Forschung unternommen. Die NAKO-Studie soll
untersuchen, was krank macht und was gesund hält. Gibt es Faktoren,
die die Entstehung von Krankheiten hemmen oder begünstigen, welche
Rolle spielen die Gene, Umweltbedingungen und manches andere mehr?

Im Rahmen der groß angelegten Studie sollen deutschlandweit 200.000
Personen im Alter zwischen 20 und 69 Jahren untersucht werden. Zur
Auswahl der Teilnehmenden wurden die Einwohnermeldeämter um Adressen
im entsprechenden Altersbereich ersucht. Anhand dieser Adressen wurden
die Personen angeschrieben und um Teilnahme gebeten. Um das
Geschlechterverhältnis sicherzustellen, werden 50 Prozent Männer und
50 Prozent Frauen ausgewählt. Es ist also ein Querschnitt durch die
Bevölkerung, so daß auch kranke Personen dabei sein können, doch in
der Regel nehmen eher gesunde Menschen an der Studie teil.

In 18 beteiligten Studienzentren wird ein ausführliches
Untersuchungsprogramm durchgeführt, das zwischen zweieinhalb und vier
Stunden dauert. Bei 30.000 Teilnehmenden werden auch
Ganzkörper-MRT-Untersuchungen durchgeführt, wobei man bildgebende
Untersuchungen dieses Umfangs weltweit nur in wenigen Studien
antrifft. Die eigentliche Besonderheit dieser Kohorten-Studie besteht
jedoch darin, daß die Teilnehmenden nachbeobachtet werden, so daß man
erfährt, was aus ihnen geworden ist. Daraus lassen sich Schlüsse
ziehen, so daß man beispielsweise beim BMI zu Aussagen gelangt, welche
Bedeutung er in einem bestimmten Bereich für das spätere Auftreten von
Krankheiten hat, so der Referent.

In der NAKO wird eine ganze Reihe von Untersuchungen durchgeführt. Das
fängt mit sozialepidemiologischen und soziologischen Fragestellungen
an und bezieht weitere Gesundheitsfaktoren wie Ernährung, körperliche
Aktivitäten oder Umwelt ein. Es werden detaillierte apparative
Untersuchungen vorgenommen, angefangen im Herz-Kreislauf-Bereich,
Blutdruck, Herzfrequenz, EKG, es wird beispielsweise auch der
Taillenumfang wie auch per Ultraschall das abdominelle Fettgewebe
gemessen, MRT-Untersuchungen geben Aufschluß über die
Körperfettverteilung.

Die riesige Datenressource der NAKO ist jedem Wissenschaftler in
Deutschland, aber auch international zugänglich. Seit 2014 wurden
190.000 Teilnehmende gewonnen und 29.000 Personen per MRT untersucht.
Im April wird die Erstuntersuchung abgeschlossen, und nach einer Feier
im Sommer soll die Zweituntersuchung beginnen. Alle Teilnehmenden
werden noch einmal neu eingeladen, so daß man dann auch
Longitudinalveränderungen untersuchen kann.
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Die NAKO ist eine Forschungsstudie zur Erhebung wissenschaftlicher
Daten, nicht jedoch eine Screening-Untersuchung mit Befundung. Werden
beim MRT Auffälligkeiten festgestellt, die die Person selbst oder je
nach Berufstätigkeit auch Dritte betreffen, werden diese mitgeteilt.
Da sich die Studie in einem ethischen Spannungsfeld bewegt und
internationale Standards schafft, wurde eine endliche Liste von Dingen
entwickelt, deren Auftreten berichtet wird. Auf der anderen Seite gibt
es eine offene Liste von Dingen, die nicht berichtet werden, da man
die Teilnehmenden nicht unnötig in Aufregung versetzen will. Diese
Listen sind offen zugänglich, in Zweifelsfällen gibt es auch noch
einen MRT-Ethikbeirat, der angehört werden kann.

Der ursprüngliche Begriff nationale Kohorte wurde gewählt, weil das
Projekt zusammen mit den verschiedenen Gesundheitszentren in
Deutschland entwickelt wurde. Da der Begriff jedoch nicht besonders
glücklich sei, wurde es in NAKO-Gesundheitsstudie umbenannt, erklärte
Pischon. Was die Repräsentativität und Generalisierbarkeit der Studie
betrifft, gilt es diese Begriffe genau zu klären. Repräsentativität im
engeren Sinne bezieht sich auf den Ansatz zu erforschen, wie bestimmte
Maße in der deutschen Bevölkerung verteilt sind. Bei den U-
Untersuchungen werden fast alle Kinder erfaßt, so daß
Repräsentativität im strengen Sinne vorliegt. Bei der NAKO geht es
darum, die krankmachenden Faktoren zu bestimmen, also um
epidemiologische Zusammenhänge. Es muß sichergestellt werden, daß
diese Aussagen generalisierbar sind, was auch der Fall sei. Dafür
müssen die Bevölkerungsschichten, für die Aussagen getroffen werden
sollen, in der NAKO vertreten sein. So wird bei der Rekrutierung
geprüft, ob beispielsweise die Altersfakturierung zutrifft und die
verschiedenen sozialen Schichten berücksichtigt sind, schloß Pischon
seinen Vortrag.
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Genom - Begehrlichkeiten im internationalen Vergleich

Annette Grüters-Kieslich leitete den dritten Vortragsteil mit der
Frage ein, ob es sich angesichts des inzwischen erschwinglichen
Preises nicht lohnen würde, die Genome der deutschen Bevölkerung auf
freiwilliger Basis zu sammeln. Ist es empfehlenswert, das persönliche
Genom vorab sequenzieren zu lassen, um es im Falle späteren Bedarfs
vorliegen zu haben? Dies verneinte Karl Sperling, wobei er zunächst
die Praxis in anderen Ländern darlegte. Die Amerikaner sequenzieren
eine Million komplette Genome, die Chinesen haben dasselbe vor und in
der Europäischen Union sequenzieren dreizehn Länder eine Million
Genome. Die Engländer sind weltweit führend, haben 80.000 bereits
komplett abgeschlossen und führen die Genomsequenzierung 2019 sogar in
die Regelversorgung ein.

Um Volkskrankheiten zu erkennen, lohnt sich das jedoch nicht, so der
Referent. Deutschland hat das meiste Geld in diese Frage investiert,
doch auf diesem Wege disponierende Gene zu finden, hat sich als nicht
lohnenswert herausgestellt. Es wurden zwar viele kleine Varianten
entdeckt, doch die eigentliche Disposition ist so gering und so wenig
zur Prognose geeignet, daß man damit noch nicht viel anfangen kann.
Doch um zu illustrieren, was zu tun wäre, gelte es zu berücksichtigen,
daß sich die Humangenetiker insbesondere für die Kranken
interessieren. Die genetische Diagnostik kann zu jedem Augenblick im
Leben das Erbgut untersuchen, da jede Zelle des Körpers im Prinzip die
komplette genetische Information enthält.

Eine einzige Zelle reicht aus, um eine Präimplantationsdiagnostik
durchzuführen. Chromosomenveränderungen spielen eine bedeutsame Rolle,
die meisten Embryonen mit zusätzlichen Chromosomen sterben frühzeitig
ab. Die Stärke der Humangenetiker sind die monogen bedingten
Krankheiten, die auf Veränderungen eines Gens basieren, von der
schätzungsweise vier Prozent der Bevölkerung betroffen sind, wobei
sich 90 Prozent bis zur Pubertät manifestieren. Hinzu kommen die
multifaktoriellen Erkrankungen, bei denen auch Umweltfaktoren eine
Rolle spielen. Das sind die häufigen Krankheiten des Alters, und es
lohnt sich, auch da zu sequenzieren, so der Referent.

Wie groß ist das Genom? Würde man auf einer Seite 3000 Basenpaare
ausdrucken, wäre das Genom eines Virus ein Buch mit 1000 Seiten, und
die Menge, die wir von jedem Elternteil bekommen, eine Bibliothek aus
1000 Bänden à 1000 Seiten. Die Frage, wie eine Sequenz an irgendeiner
Stelle dieser Bibliothek aussieht, ließe sich sofort beantworten.
Wollte man wissen, ob man genau diese Sequenz auch selbst hat, würde
die Beantwortung nicht länger als drei oder vier Tage dauern. Das
Sensationelle sei indessen, daß die Kosten von etwa 100 Millionen
US-Dollar im Jahr 2001 auf ungefähr 1000 Dollar gesunken sind. Und
damit wird die medizinische Anwendung viel breiter. Wollte man jedoch
das eigene Erbgut schnell sequenzieren lassen, um das Schicksal
voraussehen zu können, wäre das nicht möglich.

Um das Erbgut interpretieren und klinische von normalen Varianten
unterscheiden zu können, wurde international die Konsequenz gezogen,
so viele Genome wie möglich zu sequenzieren. Unter den Initiativen,
die das in Angriff genommen haben, ist Deutschland jedoch nicht
vertreten. In den hiesigen Kohorten wird alles untersucht bis auf das
Genom. In England wurde bei einer Kohorte von Neugeborenen auch das
Erbgut sequenziert. In Deutschland ist das hingegen nicht möglich. Die
Einstellung ist in diesen beiden Ländern vollkommen unterschiedlich,
was mit "unserer schlimmen Geschichte" zusammenhänge, so Sperling.

Was Humangenetiker fasziniert sei die Aufklärung der Krankheiten, die
monogen bedingte Ursachen haben. Die Entwicklung schreitet nahezu
logarithmisch voran, die Datenbanken werden fast täglich aktualisiert,
und beinahe an jedem Arbeitstag wird eine weitere Krankheit
aufgeklärt. Bei multifaktoriellen Krankheiten ist die Vorhersagekraft
hingegen nach wie vor so gering, daß sich die Sequenzierung nicht
lohnt. Die einfachste unter vielen denkbaren Erklärungen dafür wäre,
daß die Menschen in ihrer Evolution zu 99 Prozent Jäger und Sammler
waren und die Erbanlagen an diese Umweltverhältnisse angepaßt sind,
nicht jedoch an eine Überernährung oder die Zunahme psychischer
Krankheiten. Das ist alles umweltbedingt, da hat sich nichts in den
Erbanlagen verändert. Für die Bekämpfung der Volkskrankheiten braucht
man das Erbgut nicht. Ziel sollte die Aufrechterhaltung der Homeostase
sein, denn das Erbgut ist ein gut gepuffertes System. Als Schlagwort
böte sich Sperling zufolge an: Man sollte jung sterben, aber so spät
wie möglich.

Annette Grüters-Kieslich räumte ein, daß damit die Grenzen aufgezeigt
seien und man lange über die ethischen Implikationen diskutieren
könnte. Dessen ungeachtet hakte sie bei Tobias Pischon mit der Frage
nach, ob es nicht doch klug wäre, bei der NAKO das Genom der Probanden
zu sequenzieren. Wenn man schon so viele andere Dinge messe und
zugleich sehe, was in Nachbarländern passiert, sollte man doch bei
einem derart ambitionierten Projekt darüber nachdenken, ob das Genom
nicht als zusätzliche Information auch dazugehört. Das fand der so
angesprochene Pischon überlegenswert, doch schätzte er die Kosten
angesichts der Zahl der Teilnehmenden als immer noch zu hoch ein.
Voraussetzung wäre die Bereitschaft, dies tatsächlich finanziell zu
unterstützen.
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Die Klage über den deutschen Sonderweg

In ihrem Resümee hob Annette Grüters-Kieslich abermals auf die Klage
ab, daß man in der Bundesrepublik leider manche Dinge nicht so
handhabe, wie das in anderen Ländern möglich sei. So würden in anderen
europäischen Staaten und den USA bei Früherkennungsuntersuchungen die
Daten selbstverständlich gesammelt und analysiert, was bei uns nicht
stattfinde. Die Genome würden in der NAKO aus Kostengründen nicht
untersucht, aber sicher auch deshalb, weil wir aufgrund unserer
Geschichte mehr Probleme mit diesen Daten als andere Länder hätten.
Viele Irrwege in der medizinischen Diagnostik resultierten aus einer
Anwendung von Parametern, die nicht an einer großen Kohorte gesunder
Menschen validiert worden seien.

Daß die deutsche Geschichte gleichsam als Wink mit dem Zaunpfahl ein
ums andere Mal wie ein leidiger Hemmschuh beklagt, jedoch die Relevanz
daraus resultierender forscherischer Zurückhaltung mit keiner Silbe
erörtert wurde, war symptomatisch für die überwiegende Positionierung
des Podiums. Die unhinterfragte Gleichsetzung maximaler Datenerhebung
mit optimaler Gesundheitsversorgung der Bevölkerung blendete die
Interessenlage von Wissenschaft, Politik und kommerziellen Akteuren am
Zugriff auf persönliche Daten insbesondere hinsichtlich der daraus
resultierenden Widerspruchslage weitgehend aus. So lockt die in
NAKO-Studie umbenannte nationale Kohorte massenhaft Teilnehmende mit
der Aussicht an, sie trügen damit zu einem verbesserten Kampf gegen
die Volkskrankheiten bei. Von wem und auf welche Weise die erhobenen
Daten jedoch letzten Endes verwertet werden, entzieht sich jeglicher
Kenntnis und Kontrolle der Teilnehmenden. Deren Einwilligung ist schon
deshalb in Frage gestellt, weil sie gar nicht im Klaren darüber sein
können, wofür ihre Daten und Bioproben genutzt werden. Es handelt sich
also um eine Art Vorratsdatenspeicherung, da ein Datenbestand für eine
sehr breite Palette künftiger Forschungsvorhaben angelegt wird. Daß
dies im Sinne des Datenschutzes einem Dammbruch gleichkommt, der
anwachsende Kritik auf den Plan rufen könnte, mag dazu beigetragen
haben, die anstößige "nationale Kohorte" unter der Camouflage "NAKO"
verschwinden zu lassen.
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Fußnote:


[1] www.schattenblick.de/infopool/medizin/report/m0ri0037.html

Im Schattenblick zu der Veranstaltung "Maß und Messen" in der
Berlin-Brandenburgischen Akademie der Wissenschaften erschienen:

BERICHT/045: Maßgeblich - Wechsel und Wandel ... (SB)

BERICHT/046: Maßgeblich - Entsprechungen, Wellen, Tiefengrade ...(SB)

INTERVIEW/038: Maßgeblich - Handelsgenauigkeit ...    Prof. Dr. Klaus von Klitzing im Gespräch (SB)

INTERVIEW/039: Maßgeblich - Überlagerungsphänomene ...    Prof. Dr. Wolfgang Ketterle im Gespräch (SB)

INTERVIEW/040: Maßgeblich - Gültigkeit und Akzeptanz ...    Prof. Dr. Volker Gerhardt im Gespräch (SB)

INTERVIEW/041: Maßgeblich - Parteilichkeit par excellence ...    Stefan Selke im Gespräch (SB)


17. April 2019
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AKTION/7235: Greifswald - Kirchenmusik, Revolution und Umweltschutz bei den Hochschulinfotagen, 9.-11.5.19


Universität Greifswald

Kirchenmusik, Revolution und Umweltschutz bei den Hochschulinfotagen in
Greifswald



Vom 9. bis zum 11. Mai 2019 öffnet die Universität Greifswald wieder ihre
Türen für alle Studieninteressierten, Eltern und Lehrer. Ob umgeknickte
Sprunggelenke, die Wirkmechanismen antibiotisch aktiver Substanzen,
Revolutionen in der atlantischen Welt, das Leben und Werk des Paulus oder
das Staatsorganisationsrecht - die Fachbereiche aus den fünf Fakultäten
der Universität geben einen Einblick in die jeweiligen Studien- und
Forschungsinhalte. Auf der Onlineplattform www.wissen-lockt.de stehen über
260 Veranstaltungen an drei Tagen zur Auswahl.

Während der "Open Lecture Days" am 9. und 10. Mai 2019 können
Studieninteressierte den realen Studienalltag kennenlernen. Es ist an
diesen Tagen möglich, Lehrveranstaltungen an den besagten fünf Fakultäten
zu besuchen - der Theologischen, der Rechts- und Staatswissenschaftlichen,
der Medizinischen (Universitätsmedizin), der Philosophischen und der
Mathematisch-Naturwissenschaftlichen Fakultät. In Greifswald werden über
40 verschiedene Studienfächer angeboten - von A wie Anglistik bis Z wie
Zahnmedizin.

Hauptveranstaltungstag ist Samstag, der 11. Mai 2019. Die Prorektorin für
Forschung und Transfer, Prof. Dr. Katharina Riedel, wird im Hörsaalgebäude
am Campus Loefflerstraße den Tag um 09:30 Uhr offiziell eröffnen.

Im Hörsaalgebäude präsentieren Dozierende und Studierende ihre
Fachbereiche und stellen sich allen Fragen. Die Institute in der
Innenstadt und am Berthold-Beitz-Platz bieten zudem zahlreiche
Informationsveranstaltungen und Einblicke in ihre Fachgebiete an und laden
zu Führungen ein. Parallel finden am 11. Mai 2019 der Tag der Pharmazie
statt sowie der 4. Greifswalder Musiktag unter dem Motto "Kirchenmusik &
Meer" statt.

Weiterhin präsentieren sich in diesem Jahr auch Partner der Universität.
Die Wohnungsbaugenossenschaft (WGG) ist mit einem Informationsstand vor
Ort, um Fragen zum studentischen Wohnen zu beantworten. Mitarbeitende der
Stadtinformation informieren an ihrem Stand über das Leben in einer der
jüngsten Städte Deutschlands. Zusätzlich werden Führungen durch die
Innenstadt angeboten. Die Kustodie der Universität Greifswald bietet
Führungen durch die historische Aula im Universitätshauptgebäude sowie
durch den Karzer, das alte Studentengefängnis, an. Das Projekt "Motiviert
Studiert" - geleitet vom Greifswalder BWL-Dozenten Dr. Daniel Hunold -
verrät "die drei Geheimnisse eines 1,0 Studienabschlusses".

Achtung! Das detaillierte Programm ist auf der Webseite unter
www.wissen-lockt.de zu finden. Für die Planung und Durchführung wird um
vorherige Anmeldung zu den Veranstaltungen gebeten. Einige Veranstaltungen
haben zudem eine begrenzte Kapazität, sodass eine Anmeldung vorab für die
Teilnahme hier zwingend erforderlich ist. Der Besuch aller Veranstaltungen
ist kostenfrei.


Weitere Informationen

Studienangebot der Universität Greifswald

www.uni-greifswald.de/studienangebot

Angebote zur Studienorientierung

www.uni-greifswald.de/studienorientierung

Instagram

http://instagram.com/unigreifswald

Facebook

http://facebook.com/uni-greifswald.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution65

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Universität Greifswald, 15.04.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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AUSSTELLUNG/4461: Wertheim - "Mechanische Tierwelt" bis zum 23. Juni 2019


Stadt Wertheim

Mechanische Tierwelt

Ein niedlicher Osterhase aus Blech - Leihgabe zur "tierischen"
Sonderausstellung



Wertheim. Ein niedlicher Osterhase aus Blech will von kleinen und
großen Besuchern im Grafschaftsmuseum entdeckt werden. Zur aktuellen
Sonderausstellung "Mechanische Tierwelt" hat ihn eine Wertheimerin
spontan an das Museum ausgeliehen. Das kleine Kerlchen stammt aus den
1970er Jahren und wurde damals als "Jumping Rabbit" angeboten.

Die Leihgeberin erinnert sich, dass er in der Familie nur an Ostern
herausgeholt und den Kindern hüpfend gezeigt wurde. Auch in der
Sonderausstellung "Mechanische Tierwelt", in der insgesamt 188
kunterbunte Blechspielzeugtiere internationaler Herkunft präsentiert
werden, zeigt sich der Osterhase nur an Ostern und während der
Osterferien, dann verschwindet er wieder.

Alle weiteren Tiere, die die Berliner Künstler Sebastian Köpcke und
Volker Weinhold gesammelt haben, sind noch bis 23. Juni zu sehen. Dazu
gibt es großformatige Fotografien und einen Film, der die Tiere in
Aktion zeigt - klackernd, ratternd, springend und watschelnd.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Dienstag, 16. April 2019

Stadtverwaltung Wertheim - Presse und Information

97877 Wertheim

Tel.: 09342/301-300 oder -301

Fax: 09342/301-503

E-Mail: pressestelle@wertheim.de
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TREFF/1354: Stuttgart - Comicbuchpreis an Anke Kuhl für "Manno!" und Ausstellungseröffnung, 29.4.19


Literaturhaus Stuttgart - Programmvorschau für April 2019

Montag, 29.04.19, 18.00 Uhr

Manno!

Anke Kuhl

Veranstaltungsreihe: Comicbuchpreis

Preisverleihung und Ausstellungseröffnung



Der diesjährig zum fünften Mal vergebene Comicbuchpreis geht an eine
Kinderbuchautorin: Anke Kuhl erhält für Manno! den zum ersten Mal mit
20.000 Euro dotierten Preis der Berthold Leibinger Stiftung. "Schon
in seinen ersten drei Episoden hat "Manno!" die Jury mit seinem Witz,
der lebhaften Bildsprache und den wunderbaren Kurzberichten aus einem
ganz normalen Kinderleben zwischen Euphorie und Katastrophe
begeistert. Die Geschichten sind - im geplanten Ablauf - lose
verknüpft zur Memoire einer Kindheit, deren Fertigstellung als 
"All-Ages-Comic" die schönsten Erwartungen weckt und dafür nun mit dem
Comicbuchpreis der Leibinger Stiftung ausgezeichnet wird", begründet
Brigitte Helbling die Entscheidung der Jury.

Anke Kuhl, 1970 in Frankfurt geboren, studierte dort Kunstpädagogik
und anschließend Freie Bildende Kunst an der Universität Mainz sowie
Visuelle Kommunikation in Offenbach, wo sie auch als Diplom
Designerin abschloss. 1999 gründete sie mit Philip Waechter und Moni
Port die Frankfurter Ateliergemeinschaft Labor und arbeitet dort
freiberuflich als Illustratorin und Autorin für verschiedene Verlage.

Für den Comicbuchpreis 2019 hatten sich insgesamt 77 Autor*innen und
Zeichner*innen aus Deutschland, Österreich, Belgien und der Schweiz
beworben. Darüber hinaus prämiert die Jury unter dem Vorsitz von
Andreas Platthaus neun Finalistenarbeiten mit einer Auszeichnung in
Höhe von je 2.000 Euro.

Mit der Preisverleihung eröffnet zugleich die begleitende
Comicausstellung im Literaturhaus, die im Anschluss im Literarischen
Colloquium Berlin zu sehen sein wird.

In Zusammenarbeit mit der Berthold Leibinger Stiftung

 * 

Quelle:

Newsletter, Programmvorschau für April 2019

Literaturhaus Stuttgart

Breitscheidstraße 4, 70174 Stuttgart

Telefon: 0711/22 02 17-3, Fax: 0711/22 02 17-48

E-Mail: info@literaturhaus-stuttgart.de

Internet: www.literaturhaus-stuttgart.de
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AUFRUF/111: Ostermarsch 2019 (Kooperation für den Frieden und Bundesausschuss Friedensratschlag)


Gemeinsamer Aufruf der Kooperation für den Frieden und des Bundesausschuss
Friedensratschlag zum Ostermarsch 2019

Abrüsten statt aufrüsten - Atomare Kriegsgefahr beenden -
Friedenspolitik statt Konfrontation

Pressemitteilung vom 16.04.2019



Die Kooperation für den Frieden und der Bundesausschuss Friedensratschlag
rufen zur Beteiligung an den regionalen Ostermärschen auf. Auch in diesem
Jahr stehen diese im Zeichen von Forderungen wie


	dem Abzug der US-Atomwaffen aus Büchel sowie keine neuen Atomwaffen in Europa zu stationieren nach Kündigung des INF-Vertrages

	gegen eine weitere Militarisierung durch NATO und EU

	für eine Entspannungspolitik gegenüber Russland anstatt militärischer Drohkulissen und Wirtschaftssanktionen

	Stopp aller Waffenexporte, auch zugunsten von Rüstungskonversion

	Beendigung der Bundeswehr-Kriegseinsätze und stattdessen

	Unterstützung für zivile Konfliktbearbeitung

	Abrüstung statt Aufrüstung! Statt Rüstungsausgaben weiter zu erhöhen, sollten diese Gelder in Bildung, Gesundheit, Umwelt und Wohnen investiert werden.



Wir fordern deshalb einen grundlegenden Politikwechsel, der sich auch in
zahlreichen neuen sozialen Bewegungen manifestiert, die sich in den zurück
liegenden Monaten und im Laufe des letzten Jahres entwickelt haben. Wir
sehen uns deshalb auch im engen Schulterschluss mit Forderungen wie die
nach


	Zurückweisung von rassistischer und fremdenfeindlicher Ausgrenzung und Flüchtlingsabschottung

	sozialer Sicherheit durch Umlenkung von Rüstungsausgaben in zivile Bereiche

	einer sozial-ökologischen Wende als Beitrag gegen den menschheitsbedrohenden Klimawandel



Wir rufen zur Beteiligung an den Ostermärschen auf. Diese finden u.a. in
folgenden Städten statt:

18. April: Erfurt, Ulm; 19. April: Biberach, Bruchköbel, Chemnitz,
Dortmund, Gronau, Jagel; 20. April: Ansbach, Aschaffenburg, Augsburg,
Berlin, Bielefeld, Braunschweig, Bremen, Bremerhaven, Bonn, Delmenhorst,
Duisburg, Düsseldorf, Ellwangen, Erbach, Erlangen, Eschwege, Eutin,
Flensburg, Fulda, Gera, Gießen, Gifhorn, Göttingen, Gütersloh, Gummersbach,
Hannover, Jena, Kaiserslautern, Karlsruhe, Kiel, Köln, Leipzig, Limburg,
Lübeck, Mainz, Mannheim, Marburg, Marktredwitz, Miesbach, München, Münster,
Neubrandenburg, Neuss, Nürnberg, Offenburg, Ohrdruf, Oldenburg, Osnabrück,
Rostock, Rottenburg, Saarbrücken, Schwerin, Siegen, Stuttgart, Traunstein,
Wedel, Weiden, Wismar, Wolfsburg, Würzburg; 21. April: Bochum, Essen,
Frankfurt/Oder, Gelsenkirchen, Herne, Olfen, Wattenscheid; 22. April: Bad
Homburg, Bad Kreuznach, Büchel, Colbitz, Cottbus, Darmstadt, Dortmund,
Dülmen, Emden, Frankfurt/Main, Friedberg, Fürth, Garching, Hamburg, Hamm,
Hanau, Kassel, Krefeld, Königstein, Konstanz, Landshut, Magdeburg, Marburg,
Müllheim, Nottuln, Nürnberg, Offenbach, Olfen, Sassnitz, Wehende
(Eichsfeld), Wilhelmshaven (Stand 09.04.2019)

Alle Infos und Einzeltermine zum Ostermarsch 2019 finden sich unter:

www.friedenskooperative.de/ostermarsch-2019

 * 

Quelle:

Netzwerk Friedenskooperative

Römerstr. 88, 53111 Bonn

Telefon: 0228-692904, Fax: 0228-692906

E-Mail: friekoop@friedenskooperative.de

Internet: www.friedenskooperative.de
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AUFRUF/110: Zur Teilnahme an friedens- und umweltpolitischen Ostermärschen 2019 (BBU)


Bundesverband Bürgerinitiativen Umweltschutz (BBU) e.V. - 16. April 2019

BBU ruft auch 2019 zur Teilnahme an friedens- und umweltpolitischen
Ostermärschen auf



(Bonn, Berlin 16.04.2019) Als Mitglied der Kooperation für den Frieden
ruft auch der Bundesverband Bürgerinitiativen Umweltschutz (BBU) in
diesem Jahr wieder zur Teilnahme an den diesjährigen Ostermärschen der
Friedensbewegung auf. Der BBU weist darauf hin, dass zu Ostern auch aus
den Reihen der Umweltschutzbewegung in mehreren Bundesländern Aktionen
gegen Atomkraftwerke und Atomanlagen sowie gegen Fracking und gegen
andere Umweltgefahren durchgeführt werden. "Beim Engagement für Frieden
und Umweltschutz gibt es wichtige Schnittmengen, so zum Beispiel auch im
Widerstand gegen Atomwaffen und deren internationale
Produktionsanlagen", betont BBU-Vorstandsmitglied Udo Buchholz. Folgend
eine Übersicht einiger Umwelt-Ostermärsche (ohne Anspruch auf
Vollständigkeit).

In Bayern findet Karsamstag (20. April) zum 13. Mal in Folge der
Ansbacher Ostermarsch statt. Organisiert wird er von der
Bürgerinitiative (BI) "Etz langt 's!" Geplant sind Kundgebungen vor der
Militärbasis Katterbach um 13.30 Uhr sowie am Martin-Luther-Platz um 15
Uhr. Anschließend startet ein Demonstrationszug durch die Innenstadt.
Das diesjährige Motto des Ansbacher Ostermarsches lautet "Frieden statt
Aufrüstung -Trumps Kriegsbasen schließen". Damit nehmen die Veranstalter
Bezug auf die im März bekannt gewordene Aufstellung von
Boden-Luft-Raketen durch die US-Armee bei Obernzenn (Landkreis Neustadt
a. d. Aisch-Bad Windsheim) sowie die Verdopplung der Zahl der
Kampfhubschrauber in den vergangenen zwei Jahren. Informationen unter:


http://www.etz-langts.de

Ebenfalls in Bayern wird Ostermontag (22. April) ein Ostermarsch in
München zum Garchinger Forschungs-Zentrum stattfinden. Er führt an dem
dortigen Atomreaktor vorbei zum Isarufer. Unterwegs gibt es
Informationen zum Thema Forschungsreaktor und waffenfähiges Uran, aber
auch zur Kampfmittel verseuchten Umgebung in der Fröttmaninger Heide.
Treffpunkt in München ist um 10.45 Uhr der Marienplatz (im
Zwischengeschoß mit Fahrkartenautomaten). Informationen:

https://bifa-muenchen.de/Ostermarsch-Draussen-2019

In Niedersachsenrufen mehrere Bürgerinitiativen und Verbände für
Karsamstag (20. April) zur Teilnahme an einem*Ostermarsch für Frieden
und gegen Fracking auf. Treffpunkt ist das Kreishaus in
Rotenburg/Wümme. Der Ostermarsch beginnt dort um 10.30 Uhr. Er steht
unter dem Motto "Für Frieden, Ausstieg aus fossilen Brennstoffen und
Klimaschutz". Informationen: 

https://www.kreiszeitung.de/lokales/rotenburg/rotenburg-ort120515/frieden-fracking-beim-ostermarsch-durch-rotenburg-12183604.html

Ebenfalls in Niedersachsen starten am Ostermontag (22. April) Aktive der
Bürgerinitiative Umweltschutz Lüchow-Dannenberg zum Ostermarsch nach
Colbitz (Sachsen-Anhalt). Der dortige Ostermarsch ist gleichzeitig der
310. Friedensweg der Bürgerinitiative OFFENe HEIDe. Beginn ist um 11.55
Uhr im Volkshausgarten in Colbitz. Informationen:

https://www.bi-luechow-dannenberg.de/termine

http://www.ostermarsch-sachsen-anhalt.de

Weiterhin findet Ostermontag in Dannenberg um 18 Uhr eine
Fukushima-Mahnwache statt. Sie beginnt um 18 Uhr auf dem Marktplatz.

In Nordrhein-Westfalen findet Karfreitag (19. April) zum Auftakt der
NRW-Ostermärsche in Gronau ein Ostermarsch zur bundesweit einzigen
Urananreicherungsanlage statt. Er beginnt um 13 Uhr am Bahnhof in Gronau
mit einer Kundgebung. Betrieben wird die Urananreicherungsanlage vom
Urenco-Konzern, der in den Niederlanden, in Großbritannien und in den
USA je eine weitere Urananreicherungsanlage betreibt. Alle vier Anlagen
arbeiten mit dem Zentrifugenverfahren, das auch zur Produktion von
atomwaffenfähigem Uran genutzt werden kann. Organisiert wird der
Gronauer Ostermarsch vom Aktionsbündnis Münsterland gegen Atomanlagen,
den Aufruf zur Teilnahme haben zahlreiche Initiativen und Verbände,
darunter auch einige aus Belgien und den Niederlanden, unterschrieben.
Weitere Informationen: 

https://ostermarsch-gronau.de

Karsamstag (20. April) findet in Aachen eine Protestaktion gegen das
belgische Atomkraftwerk Tihange statt. Von 11.55 Uhr bis 12.00 Uhr wird
auf dem Marktplatz von Aachen-Brand, am Stier, gegen das AKW Tihange,
gegen jegliche Atomkraftnutzung und gegen die Energiegewinnung aus
fossilen Brennstoffen protestiert!

Mehr dazu unter https://5vor12site.wordpress.com

In Rheinland-Pfalzmanifestiert sich mit den Atomwaffen in Büchel der
Wahnsinn der Nuklearpolitik in besonderer Weise. Dort wird Ostermontag
(22. April) mit einem Ostermarsch gegen die Atomwaffen in Büchel / Eifel
demonstriert. Beginn des Ostermarsches ist um 14 Uhr im Gewerbegebiet
Büchel. Anschließend führt der Ostermarsch zum Fliegerhorst, an dem dann
eine Abschlusskundgebung durchgeführt wird. Veranstalter sind die
Regionalgruppe Cochem-Zell des Internationalen Versöhnungsbundes sowie
die Pax Christi Bistum Trier. Weitere Informationen:

https://www.agf-trier.de/aktuelles/termine/ostermarsch-buechel-2019

In Saarbrücken beteiligt sich Karsamstag (20. April) auch "Fridays for
Future" am Ostermarsch. Er beginnt um 11 Uhr an der Saarbrücker
Johanneskirche.

https://www.saarbruecker-zeitung.de/saarland/saarland/ostermarsch-saar-2019_aid-38004541

Weitere Termine der bundesweiten Ostermärsche

unterhttps://www.friedenskooperative.de



Der BBU ist der Dachverband zahlreicher Bürgerinitiativen,
Umweltverbände und Einzelmitglieder. Er wurde 1972 gegründet und hat
seinen Sitz in Bonn. Weitere Umweltgruppen, Aktionsbündnisse und
engagierte Privatpersonen sind aufgerufen, dem BBU beizutreten um die
themenübergreifende Vernetzung der Umweltschutzbewegung zu verstärken.
Der BBU engagiert sich u. a. für menschen- und umweltfreundliche
Verkehrskonzepte, für den sofortigen und weltweiten Atomausstieg, gegen
die gefährliche CO2-Endlagerung, gegen Fracking und für
umweltfreundliche Energiequellen.

 * 

Quelle:

BBU-Pressemitteilung vom 16.04.2019

Herausgeber:

Bundesverband Bürgerinitiativen Umweltschutz (BBU) e.V.

Prinz-Albert-Str. 55, 53113 Bonn

Internet: www.bbu-online.de

Facebook: www.facebook.com/BBU72
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AUFRUF/104: Hamburger Ostermarsch am 22. April 2019


Hamburger Forum für Völkerverständigung und weltweite Abrüstung

Ostermontag, 22. April: Hamburger Ostermarsch 2019

"Abrüsten statt aufrüsten - Atomwaffen abschaffen - Entspannungspolitik
jetzt"

Beginn um 12 Uhr, Sankt-Georgs-Kirchhof (U-/S-Bahn Hauptbahnhof)

vorher um 11:30 Uhr Osterandacht in der Dreieinigkeitskirche

Abschlusskundgebung und Friedensfest 13:30 Uhr auf dem Carl-von-Ossietzky-Platz



Redner*innen: 

Sönke Wandschneider (Hamburger Forum) 

Tom Radtke (fridays for future) 

Alain Rouy (Sprecher der französischen Friedensbewegung) 

Uwe Polkaehn (Vorsitzender DGB Nord) 

Klaus Wicher (Landesvorsitzender Sozialverband Deutschland - SoVD-Hamburg)


Abrüsten statt aufrüsten - Atomwaffen abschaffen -
Entspannungspolitik jetzt

Deutsche Soldaten sind in Afghanistan, Mali und vielen anderen Ländern im
Kriegseinsatz. Mit deutschen Waffen wird in aller Welt getötet.
Deutschland ist beim Rüstungsexport weltweit ganz vorn mit dabei. Der
Bundesregierung ist all dies noch nicht genug - sie will "mehr
Verantwortung" für Deutschland: Das bedeutet noch mehr Kriegsbeteiligungen.
Der Militärhaushalt soll dafür in den nächsten Jahren stark erhöht werden,
allein in diesem Jahr um 4,7 Milliarden Euro. Zugleich betreibt die
Bundesregierung die Militarisierung der Europäischen Union, beteiligt sich
am NATO-Aufmarsch an der Grenze zu Russland und stockt die Truppen in
Auslandseinsätzen auf. Der Parlamentsvorbehalt wird schrittweise
ausgehöhlt.

Wir fordern Abrüstung statt Aufrüstung!

Die Mittel werden für Bildung und Soziales, Klimaschutz und Energiewende
und für vieles andere gebraucht. Statt Tod und Zerstörung durch
fortschreitende Militarisierung brauchen wir eine Wende hin zu sozialem und
ökologischem Fortschritt. Waffenexporte und Militäreinsätze müssen beendet
werden.

Die Atomwaffenstaaten entwickeln neue Nuklearwaffen. Bestehende
Abrüstungsverträge wurden und werden gekündigt oder missachtet, wie der
INF-Vertrag, mit dem die USA und Russland 1988 auf den Besitz von
landgestützten Mittelstreckenraketen verzichtet hatten. Der Aufbau eines
amerikanischen Raketenabwehrschirms in Osteuropa erhöht die Gefahr eines
Atomkrieges, denn im Rahmen der militärischen Logik bedroht er Russlands
Zweitschlagsfähigkeit und treibt das Wettrüsten voran. Europa droht zum
atomaren Schlachtfeld zu werden. In Büchel, Rheinland-Pfalz, lagern immer
noch US-Atomwaffen, und die Bundesregierung tut nichts, den 2010 einstimmig
im Bundestag gefassten Beschluss umzusetzen, dass die Bomben abgezogen
werden sollen. Sie beteiligt sich an der Atomkriegsplanung der NATO und
militärische Eliten fordern gar eine deutsche Atombombe.

Wir fordern die Verschrottung aller Atomwaffen!

Deutschland muss dem in der UNO beschlossenen Atomwaffenverbotsvertrag
beitreten. Dazu muss die Bundesregierung die sogenannte nukleare Teilhabe
aufkündigen. Die Bundeswehr muss die Übungen für den Einsatz der hier
lagernden Atomwaffen unverzüglich einstellen. Vor allem die USA, aber auch
Großbritannien und Israel sowie andere Länder setzen Drohnen in ihren
Kriegen ein. Drohnenangriffe führen zu vielen zivilen Opfern. Weltweit wird
an autonomen Waffen geforscht, die ohne menschliche Beteiligung das Töten
noch effizienter machen sollen. Die Bundesregierung wird ebenfalls
waffenfähige Drohnen für die Bundeswehr beschaffen und treibt die
Entwicklung eigener europäischer Systeme voran. Die Bundeswehr unterhält
eine Einheit für die Cyberkriegführung und entwickelt entsprechende
Waffensysteme.

Wir fordern das Verbot von Killerrobotern!

Namhafte Vertreter der IT-Branche warnen international vor der Entwicklung
autonomer Waffensysteme. Noch kann ein völliges Verbot solcher Waffen ein
unkontrolliertes Wettrüsten in diesem Bereich und die daraus resultierenden
unkalkulierbaren Folgen verhindern, so wie es mit der internationalen
Ächtung von biologischen und chemischen Waffen gelang.

Die Militarisierung der Außenpolitik muss gestoppt werden. Nur dann lassen
sich die globalen Probleme - Hunger, Armut, soziale Ungleichheit,
Klimawandel und Umweltzerstörung - lösen und die aus ihnen resultierenden
Folgen - wie jährlich drei Millionen verhungerte Kinder und die weltweit
wachsenden Flüchtlingszahlen - vermeiden. Nur dann sind genügend Mittel
vorhanden für eine Wende hin zu demokratischem Fortschritt. Als erster
Schritt muss die Bedrohungspolitik gegenüber Russland und China beendet
werden.

Wir fordern: Entspannungspolitik jetzt!

Dafür werden wir aktiv und beteiligen uns am Ostermarsch.

 * 

Quelle:

Hamburger Forum für Völkerverständigung und weltweite Abrüstung

E-Mail: hamburger-forum@hamburg.de

Internet: http://www.hamburgerforum.org
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VORTRAG/211: Kassel - "Wohnen im Alter" für Senioren am 7. Mai 2019


Stadt Kassel

Vortragsveranstaltung "Wohnen im Alter" für Senioren



"Wohnen im Alter - Muss denn erst etwas passieren?" ist das Thema
eines interaktiven Vortrags für Seniorinnen und Senioren in dem das
selbstbestimmte Wohnen im Alter im Fokus steht. Fragen wie "Passt
meine Wohnung noch zu meiner persönlichen Lebenssituation?" oder "Was
kann ich unternehmen, um so lange wie möglich in meiner Wohnung leben
zu können?" werden in der Vortragsveranstaltung mit Gisela Degenhardt
von der Wohnraumberatung des Caritasverbandes Kassel e.V. erörtert.

Die Veranstaltung mit Gisela Degenhardt findet am Dienstag, 7. Mai, 10
Uhr, im Kolpinghaus, Die Freiheit 2, im Rahmen des städtischen
Seniorenprogramms statt. Um Anmeldung ab sofort unter der
Telefonnummer 787-5100 (montags und freitags von 9.30 bis 12 Uhr),
787-5024 (sonstige Zeiten) oder online unter
www.terminland.de/seniorenprogramm.kassel wird gebeten.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Dienstag, 16. April 2019

Stadt Kassel

Presse und Öffentlichkeitsarbeit

Rathaus, Obere Königsstraße 8, 34112 Kassel

Telefon: 0561 / 787-1231 oder 0561 / 787-1232

Telefax: 0561 / 787-87

E-Mail: presse@stadt-kassel.de

Internet: www.kassel.de
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LESUNG/6395: Frankfurt - Frankfurt liest ein Buch, Martin Mosebach "Westend", 15.05.2019


Literaturhaus Frankfurt - Programm im Mai 2019

Mi 15.05., 19.30 h

Frankfurt liest ein Buch - Martin Mosebach: Westend

Moderation: Felicitas von Lovenberg (Piper)



Im Westend nichts Neues?

In der Bewertung der Gegenwart hat sich der Roman "Westend" (Rowohlt,
1992) des Frankfurter Autors Martin Mosebach von einem wenig
beachteten Buch zu einem Meilenstein entwickelt. An diesem Roman
lässt sich Vieles ablesen. Nicht zuletzt die produktive Literatur der
50er und 60er Jahre. In erster Linie ist "Westend" aber immer als
Entwicklungsroman eines Stadtteils, eines Milieus, einer ganzen Stadt
gelesen worden. Wie sieht es heute aus im Westend, sechzig Jahre nach
der erzählten Zeit und ein Vierteljahrhundert nach Ersterscheinen?
Gibt es im Westend nichts Neues? Felicitas von Lovenberg, die frühere
Literaturchefin der F.A.Z. und heutige Verlegerin des Piper Verlags,
und Martin Mosebach sprechen über Geschichte, Lesarten des Romans
sowie Wandel und Wandeln zwischen Bockenheimer Warte und
Grüneburgweg.

Eintritt: 9 / 6 Euro

 * 

Quelle:

Literaturhaus Frankfurt Newsletter

Programm im Mai 2019

Schöne Aussicht 2, 60311 Frankfurt am Main

Telefon: 069/75 61 84-0, Fax: 069/75 61 84-20

E-Mail: info@literaturhaus-frankfurt.de

Internet: www.literaturhaus-frankfurt.de
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LESUNG/6394: Frankfurt - Marion Brasch, Lieber woanders, 14.05.2019


Literaturhaus Frankfurt - Programm im Mai 2019

Di 14.05., 19.30 h

Marion Brasch: Lieber woanders

Moderation: Torsten Hoffmann (Universität Stuttgart)



Ein Werk über die Dimensionen von Verlust und Schuld und die
Frage, was bleibt

Der Vater war jüdischer Kommunist und Parteifunktionär der SED,
später stellvertretender Kulturminister. Die drei Brüder hingegen
allesamt auf eigene Weise im Widerstand gegen die sozialistische
Doktrin. Zwischen Generationenkonflikten und Dissidenten-Idealen
finden sich Spuren einer Familiengeschichte, die bis in die Gegenwart
ragt. Die Radio-Journalistin Marion Brasch enthüllte ihr persönliches
Schicksal bereits in ihrem ersten Roman. Darin verlieh sie ihrer
verlorenen Familie eine neue Stimme. Im letzten Jahr erschien der
Dokumentarfilm "Familie Brasch - Eine deutsche Geschichte". Jetzt
folgt Braschs Roman "Lieber woanders" (S. Fischer). Darin erzählt sie
entlang der verhängnisvollen Beziehung zweier Fremder von tragender
Schwere, von Liebe, Verlust und Schuld. Ein Spiel aus kurzen,
entscheidenden Augenblicken.

Moderation: Torsten Hoffmann (Universität Stuttgart).

Eintritt: 7 / 4 Euro

 * 

Quelle:

Literaturhaus Frankfurt Newsletter

Programm im Mai 2019

Schöne Aussicht 2, 60311 Frankfurt am Main

Telefon: 069/75 61 84-0, Fax: 069/75 61 84-20

E-Mail: info@literaturhaus-frankfurt.de

Internet: www.literaturhaus-frankfurt.de
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AUSSICHTEN/8612: Und morgen, den 18. April 2019 (SB)


+++ Vorhersage für den 18.04.2019 bis zum 19.04.2019 +++






[image: Jean-Luc 8612 Wetterfrosch - © 2019 by Schattenblick]






Sonniges Versprechen,

Jean-Luc blau, der Himmel auch,

auf den Grünlandflächen

liegt die Grünhaut auf dem Bauch.
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MELDUNG/386: Projekt - Geschichte und Gegenwart von Vergnügungsvierteln in europäischen Hafenstädten (idw)


HafenCity Universität Hamburg - 16.04.2019

HERA-Projekt: Geschichte und Gegenwart von Vergnügungsvierteln in
europäischen Hafenstädten



Das europäische Forschungsprojekt "Pleasurescapes. Port Cities' Forces of
Integration" untersucht, welche Rolle Vergnügungsviertel in europäischen
Hafenstädten für Urbanisierungsprozesse spielen. Die Forschenden aus
verschiedenen Disziplinen untersuchen die Vergnügungsviertel der
Hafenstädte Hamburg, Barcelona, Rotterdam und Göteborg. Prof. Dr. Lisa
Kosok (Kulturerbe und Museumswissenschaften) von der HafenCity Universität
Hamburg (HCU) leitet das Forschungsvorhaben. Das europäische
Forschungsförderungsnetzwerk "Humanities in the European Research Area"
(HERA) finanziert "Pleasurescapes" mit 900.000 Euro für drei Jahre.

Das Projekt erforscht den Stellenwert von Vergnügungsvierteln in
europäischen Hafenstädten für den kulturellen Austausch, die Erprobung von
urbanen Lebensstilen und die Entwicklung einer spezifischen
Vergnügungskultur. Im Zentrum steht die Frage, ob und wie die Häfen seit
Ende des 19. Jahrhunderts bis in die Gegenwart zum Austausch und der
Verbreitung populärer Kulturen und Praktiken beigetragen haben, die sich
zum Beispiel in Moden, Musik oder besonderen Orten sowie Architekturen
zeigen.

An "Pleasurescapes" sind neben dem HCU-Team Forschende der Universitäten
Barcelona, Rotterdam und Göteborg beteiligt. Sie stammen aus den Theater-
und Kulturwissenschaften, der Kunstgeschichte sowie aus der Architektur.
Die Vernetzung von methodischen Zugängen aus der historischen
Stadtforschung, der Kulturanthropologie, der Architektur und den
Kunstwissenschaften lassen neue Erkenntnisse erwarten.

Besonderes Augenmerk wird auf die Vermittlung der Forschungsergebnisse
auch jenseits des akademischen Raums gelegt: Die Ergebnisse des Projekts
werden in Form einer Wanderausstellung mit Stationen in verschiedenen
europäischen Museen, unter anderem auch im Museum für Hamburgische
Geschichte, präsentiert. Eine Open Access-Datenbank wird allen
Interessierten Zugang zu historischem Material und Informationen über die
erforschten Vergnügungsviertel ermöglichen.

HERA ist ein Netzwerk von 24 europäischen Forschungsförderorganisationen
aus 23 Ländern, das sich zum Ziel gesetzt hat, die Geisteswissenschaften
im europäischen Forschungsraum sowie insbesondere im EU-Rahmenprogramm zu
stärken.


Weitere Informationen unter:

https://www.hcu-hamburg.de/presse/news/news/#383

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution1031

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

HafenCity Universität Hamburg, 16.04.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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INFOPOOL / KUNST / VERANSTALTUNGEN





AUSSTELLUNG/9639: Köln - Podcast. Kunst & Radio, 22.05.-29.06.2019


Kunsthochschule für Medien Köln - 11.03.2019

Glasmoog zeigt: Podcast - Kunst & Radio

Eröffnung, Mittwoch, 22.5.2019, 18 Uhr, Glasmoog, Filzengraben 2a,
50676 Köln (bis 29. Juni, Do, Fr 16-19 Uhr, Sa 14-18 Uhr.

Sonderöffnungszeiten im Rahmen der Kölner Kunstinitiativen AIC ON
(24. - 26. Mai), glasmoog.khm.de)

Der Eintritt ist, wenn nicht anders angegeben, frei.



Im kritischen Reflex auf ein verstärktes Interesse von Künstler*innen
am Medium Radio als Ort der künstlerischen Auseinandersetzung zeigt
die in Zusammenarbeit mit dem Kunstraum München und dem Künstler Ralf
Homann (Experimental Radio, München) entstandene Ausstellung PODCAST
künstlerische Positionen, die sich den Kanonisierungsversuchen im
Medien-Mainstream bewusst entziehen. Gezeigt werden unter anderem
exemplarische Beispiele von der New Yorker Szene (transmission art)
bis hin zu Klassikern der Radiokunst (z.B. aus Japan). Im Zentrum der
Ausstellung stehen wöchentliche Live-Sendungen von otic. radio, einer
studentischen Radioinitiative an der KHM. Mit Mathias R. Zausinger,
Manuela Unverdorben, Annemarie Thiede, Valerie Tevere, Hemant
Sreekumar, Sasker Scheerder, Tom Roe, Sybella Perry, otic. radio,
Angel Nevarez, Lorenz Mayr, Mareike Maage, Nathalie Harapat, Tetsuo
Kogawa, Galen Joseph-Hunter, free03point9, Agustina Andreoletti und
anderen.

www.facebook.com/kunsthochschulefuermedien

www.instagram.com/kunsthochschulefuermedien/

www.twitter.com/khmkoeln

www.youtube.com/KHMKoeln

 * 

Quelle:

Kunsthochschule für Medien Köln (KHM)

Academy of Media Arts Cologne

Peter-Welter-Platz 2, 50676 Köln

Telefon: +49 221 20189 0

Internet: www.khm.de
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AUSSTELLUNG/9638: Vreden - "DUCKOMENTA - Ent-liche Grenzgeschichten", 26.04.-03.11.2019


Kreis Borken

"DUCKOMENTA - Ent-liche Grenzgeschichten" im kult

Sonderausstellung ab Donnerstag, 25. April, in Vreden / Eröffnung mit
Enthüllung eines neuen "Enten-Kunstwerks"



Kreis Borken / Vreden. An der Grenze zwischen Tradition und neuer
Sachlichkeit, zwischen dem Münsterland und den Niederlanden hat die
"Verentung" auch das kult erwischt: Die DUCKOMENTA zeigt Meisterwerke
der Kunstgeschichte - mit Schnabel! Es sind die Spuren einer
mysteriösen Entenzivilisation, die "interDucks", die den ganzen
Verlauf der Geschichte parallel zu den Menschen erlebt haben. Am
Donnerstag, 25. April, wird im kult, dem kulturhistorischen Zentrum in
Vreden, die Sonderausstellung "DUCKOMENTA - Ent-liche
Grenzgeschichten" eröffnet. Bis zum 3. November ist die Schau dort,
dazu passend gibt es ein umfangreiches Begleitprogramm mit Workshop,
Malschulen und Vorträgen.

Ohne Rücksicht auf die Grenze des guten Geschmacks unterwandern dabei
die Enten als unbekannte Eindringlinge die Dauerausstellung im kult.
Kunstwerke aus dem Mittalalter oder des Klassizismus suchen die
Freundschaft mit dem Grenzbeamten aus den Niederlanden und lassen sich
am Chorgestühl nieder. Und, weil die Enten schon zu Beginn der
Jahrhundertwende sehr aktiv gewesen sind, nehmen sie auch Rücksicht
auf das Jahresmotto des kult: Zahlreiche Exponate aus der
Bauhaus-Epoche erzählen Geschichten vom Auf- und Umbruch und aus der
Zeit der 1920er-Jahre.

"Machen Sie halt vor den Highlights der Kunstgeschichte - der Mona
Lisa, der Marta Mortenson nach Andy Warhol oder Rembrandts Badente -
das Besondere an der kult-Schau sind die zahlreichen Porzellan-Objekte
und die Bauhaus-Epoche", gibt kult-Leiterin Corinna Endlich einen
kleinen Einblick in die Sonderausstellung. Filmplakate wie "Die blaue
Ente" oder "Panzerkreuzer Entemkin" haben die Besucherinnen und
Besucher so sicherlich noch nie gesehen.

Die Eröffnung der "DUCKOMENTA", bei der auch die Künstlergruppe
"interDucks" - die Ideengeber dieser besonderen Kunstwerke - anwesend
sein wird, findet am Donnerstag, 25. April, um 17 Uhr im kult statt.
Dabei gibt es neben Grußworten eine Einführung in die Ausstellung.
"Ein besonderes Highlight der Vredener Schau haben wir uns zudem dafür
vorbehalten", kündigt Corinna Endlich an: die Enthüllung eines neuen
"Enten-Kunstwerks" für die ent-lichen Grenzgeschichten!

Ab Freitag, 26. April, ist die Sonderausstellung zu den gewohnten
Öffnungszeiten des kult, dienstags bis sonntags von 10 bis 17 Uhr, zu
sehen.

Informationen zum Begleitprogramm gibt es unter

www.kult-westmuensterland.de.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Montag, 15. April 2019

Kreis Borken

Pressestelle, Burloer Straße 93, 46325 Borken

Telefon: (0 28 61) 82 21 - 11 / 13

Fax: (0 28 61) 82 - 13 41

E-Mail: pressestelle@kreis-borken.de
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GEGENWIND/799: Gelbe und bunte Westen


Gegenwind Nr. 367 - April 2019

Politik und Kultur in Schleswig-Holstein & Hamburg

Gelbe und bunte Westen

Menschen nicht gegeneinander aufhetzen

von Klaus Peters



Viel ist es nicht, was unsere Mainstreammedien über die seit
November in Frankreich aktive Gelbwestenbewegung berichteten.
Mittlerweile sind die Unterstützer der Bewegung seitdem jeden
Sonnabend auf den Straßen und Plätzen vertreten, um auf ihre
Forderungen aufmerksam zu machen.


Naturgemäß sind alle Regierungen, die herrschenden Parteien und
die von ihnen vertretenen Konzerne, Verbände, Großinvestoren und
Reiche gegen diese Bewegung. Sogar einige linke Organisationen haben
sich diesen angeschlossen. In Ägypten ist der Verkauf gelber
Warnwesten ausgesetzt worden.

Da kaum ausführlich berichtet wird und wenn, dann über Gewalt, sind
die Forderungen der Gelbwesten wenig bekannt. Diese auf zweieinhalb
Seiten veröffentlichten Forderungen sind einfach und grundsätzlich,
sind eigentlich Forderungen von links stehenden Parteien und auf
andere Länder übertragbar. Hier und da, wie zuletzt auf der
Demonstration vom 19. Januar in Berlin "Gegen die industrielle
Agrarpolitik" oder in Stuttgart bei einer Kundgebung gegen den Betrug
und die Diskriminierung gegenüber Dieselfahrzeugbesitzern, wird
Solidarität mit den engagierten französischen Bürgern und ihren
Forderungen gezeigt.

Die französische Bewegung hat ihren Ursprung in der Erhöhung der
Kraftstoffpreise und richtet sich vor allem gegen den Präsidenten der
Republik. Die Forderungen sind auf die Bereiche Soziale Gerechtigkeit,
Wirtschaftsdemokratie und Demokratisierung ausgeweitet worden.

Der Forderungskatalog beginnt mit Steuergerechtigkeit, einem
Mindestlohn von 1300 Euro netto und der Aufhebung der Obdachlosigkeit.
Die Mindestrente soll 1200 Euro betragen. Maximalgehälter sollen
15.000 Euro nicht übersteigen. Löhne, Gehälter und Renten sollen an
die Preisentwicklung angepasst werden. Abgeordnete sollen nur einen
Medianlohn erhalten, die lebenslange Gehaltszahlung für den
Präsidenten soll entfallen. Kleine Geschäfte und die französische
Industrie sollen geschützt werden. Es wird ein Ende der
Austeritätspolitik gefordert. Steuerhinterziehung soll entschieden
bekämpft werden. Die Regierung soll ausreichend Arbeitsplätze
schaffen. Der Verkauf von Staatseigentum soll verboten werden. Gas-
und Elektrizitätswerke sollen wieder in die öffentliche Hand überführt
werden. Die Bewegung wendet sich gegen die Schließung von
Einrichtungen der Daseinsvorsorge. Es sollen auch Mietobergrenzen
festgelegt und mehr Sozialwohnungen geschaffen werden. Für die
Kinderbetreuung werden Verbesserungen gefordert. Das Rentenalter soll
auf 60 Jahre festgelegt werden.

Für den Umweltbereich wird gefordert, Mauteinnahmen nur für Straßen
und Straßenverkehrssicherheit einzusetzen. Der Schienengüterverkehr
soll gefördert werden. Schiffsdiesel und Kerosin sollen besteuert
werden. Hinzukommen soll ein Masterplan zur ökologischen Sanierung von
Wohnungen.

Der vorliegende Katalog enthält auch eine detaillierte Beschreibung
für Volksentscheide. die in die Verfassung aufgenommen werden sollen.

Die Wahl der Abgeordneten soll nicht unmittelbar nach der
Präsidentenwahl, sondern zwei Jahre später stattfinden. Der
Forderungskatalog wird ausdrücklich als nicht vollständig bezeichnet.

Als erster Erfolg waren lediglich die Aussetzung der Steuererhöhungen
für 6 Monate und Gesprächsangebote durch den Präsidenten. Inzwischen
ist bekannt geworden, dass die Gelbwesten auch bei den nächsten Wahlen
antreten wollen.

Die Organisatoren der neuen deutschen Sammlungsbewegung "Aufstehen"
hatten für den 16. Februar anlässlich der "Sicherheitskonferenz" in
München in allen Landeshauptstädten der Bundesrepublik zu einer Aktion
"Bunte Westen" aufgerufen. Auch für eine Kundgebung in Kiel war
mobilisiert worden. Über achtzig Interessierte und Aktivisten,
darunter einige aus anderen Städten wie Neumünster und Lübeck sowie
aus anderen Kreisen des Landes waren gekommen. In den Redebeiträgen
ging es vor allem um Forderungen zur sozialen Gerechtigkeit und gegen
die Militarisierungspolitik. Ein Redebeitrag endete mit dem Aufruf:
"Menschen nicht gegeneinander aufhetzen". Weitere Aktionen sollen
folgen.



Bildunterschriften der im Schattenblick nicht veröffentlichten
Abbildungen der Originalpublikation:

- Zentrale Forderungen der Sammlungsbewegung "Aufstehen": "Gemeinwohl
vor Profit". Dazu gehören "soziale Gerechtigkeit", eine
"lebenswerte Umwelt" sowie "Frieden und Abrüstung".

- Proteste in Frankreich, Text: "König Macron, beendet seine Show, wir
kämpfen".

- Nach zwei Kundgebungen erfolgte jeweils ein Demonstrationszug durch
einen Teil der die Kieler Innenstadt.

 * 

Quelle:

Gegenwind Nr. 367 - April 2019, Seite 47 - 48

Herausgeber: Gesellschaft für politische Bildung e.V.

Schweffelstr. 6, 24118 Kiel

Redaktion: Tel.: 0431/56 58 99, Fax: 0431/570 98 82

E-Mail: redaktion@gegenwind.info

Internet: www.gegenwind.info

 

Der "Gegenwind" erscheint zwölfmal jährlich.

Einzelheft: 3,00 Euro, Jahres-Abo: 33,00 Euro.

Solidaritätsabonnement: 46,20 Euro
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GLEICHHEIT/6853: Pariser Kathedrale Notre-Dame von Großbrand verwüstet


World Socialist Web Site

Herausgegeben vom Internationalen Komitee der Vierten Internationale

Pariser Kathedrale Notre-Dame von Großbrand verwüstet

Von Alex Lantier

17. April 2019



Am Montagabend verwüstete ein verheerender Großbrand die Pariser Kathedrale
Notre-Dame, das mit 14 Millionen Besuchern pro Jahr meistbesuchte
Kulturdenkmal der Stadt. Das Feuer brach um 18:50 Uhr Ortszeit im hölzernen
Dachstuhl der Kathedrale aus. Etwa eine Stunde später stürzte der Spitzturm
ein, danach der Rest des Dachs. Eine hohe und dichte, gelbliche Rauchsäule
aus der brennenden Kathedrale legte einen Schatten über die Stadt.

Als der Brand ausbrach, evakuierte das Personal rasch die anwesenden
Touristen, während die Sicherheitskräfte die an die Île de la Cité
angrenzenden Viertel räumten. Als sich die Flammen in der Kathedrale
ausbreiteten und um etwa 21 Uhr den Nordturm erreichten, erklärte der
stellvertretende Innenminister Laurent Nunez in einem Kommuniqué, man könne
nicht garantieren, dass die Bausubstanz der Kathedrale zu retten sei. Doch
um 23 Uhr gab die Feuerwehr bekannt: "Die Bausubstanz von Notre-Dame ist
gerettet und weitgehend erhalten."

500 Feuerwehrleute kämpften bis spät in die Nacht gegen die Flammen. Einer
von ihnen wurde verletzt. Im Inneren der Kathedrale herrscht aufgrund des
geschmolzenen Bleis aus dem eingestürzten Dach weiterhin unerträgliche
Hitze.

Um etwa 23 Uhr eröffnete die Pariser Staatsanwaltschaft ein Verfahren wegen
"fahrlässiger Brandstiftung". Die Möglichkeit, dass der Brand bewusst
gelegt worden ist, wurde damit offenbar ausgeschlossen. Zu dem Zeitpunkt,
an dem das Feuer ausbrach, gab es umfangreiche Instandsetzungsarbeiten am
Dach, wo man ein großes Gerüst errichtet hatte. Eine Quelle aus dem Umfeld
der juristischen Ermittlungen erklärte, die Ermittler konzentrierten sich
beim derzeitigen Stand der Untersuchung auf die Möglichkeit, dass bei den
Arbeiten versehentlich ein Feuer ausbrach.

Millionen von Menschen in Frankreich und der Welt reagierten erschüttert
auf die Zerstörung eines Gebäudes, dessen Bau 1153 begann und zwei
Jahrhunderte dauerte, und das jetzt ein Teil des Weltkulturerbes der
gesamten Menschheit ist.

Tausende von Menschen zogen am Montagabend in die Pariser Stadtviertel nahe
der Kathedrale. Eine Frau erklärte unter Tränen gegenüber BFM TV: "Ich bin
Zeugin einer Katastrophe. Ich bin nicht besonders religiös, aber das ist
ein Symbol unserer schönen Stadt. Sie ist ohnehin in keinem guten Zustand,
deshalb macht mich das sehr traurig."

Der britische Tourist Sam Ogden, der nach Paris gekommen war, um die
Kathedrale zu besuchen, sagte: "Das ist wirklich traurig; das Traurigste,
was ich je im Leben gesehen habe."

Es ist noch unklar, wie stark die zahllosen Kunstwerke beschädigt wurden,
die von Hunderten Millionen Menschen aus der ganzen Welt besucht und
fotografiert wurden. Darunter befanden sich drei Fensterrosen aus Buntglas
aus dem 13. Jahrhundert, drei Orgeln, darunter die berühmte Hauptorgel mit
fünf Manualen, 109 Registern und fast 8.000 Pfeifen. Ebenfalls unklar ist,
welche Auswirkungen die starke Hitze auf die bauliche Unversehrtheit der
Steine hat, aus denen die Kathedrale gebaut wurde.

Die Trauer über den Verlust für die Menschheit durch den Brand erinnert
unweigerlich an andere Tragödien wie die Plünderung des irakischen
Nationalmuseums unter den Augen der Nato-Besatzungstruppen nach dem
völkerrechtswidrigen Überfall 2003 oder den Brand im brasilianischen
Nationalmuseum im letzten Jahr. Aufgrund der Austeritätsmaßnahmen der
brasilianischen Regierung fehlten in dem Museum in Rio die notwendigen
Brandschutzmaßnahmen. Die Feuerwehr musste ohne Leitern und ohne
einsatzbereite Hydranten versuchen, das Feuer zu löschen.

Es ist momentan schwer zu verstehen, wie die Kathedrale Notre-Dame einem
solchen Brand wehrlos ausgeliefert sein konnte. Dass die Türme und Dächer
französischer Kathedralen anfällig für Brände sind, ist seit Jahrhunderten
bekannt. In den Kathedralen von Reims und Chartres kam es 1481 bzw. 1506 zu
ähnlich schweren Bränden.

Notre-Dame blieb nicht nur im Mittelalter und der Renaissance von
Großbränden verschont, sondern auch während der Französischen Revolution
und der Pariser Kommune, als Pariser Arbeiter beim Aufstand gegen die
Kirche das Gebäude attackierten. Auch die beiden Weltkriege des 20.
Jahrhunderts überstand sie unbeschadet.

Trotz der immensen technologischen Fortschritte, die die Menschheit im 21.
Jahrhundert gemacht hat, wurde die berühmte Kathedrale in diesem
Jahrhundert von einem Brand verwüstet. Angesichts einer Haushaltspolitik
sowohl in Frankreich als auch in ganz Europa, die nur aus Austerität und
Steuersenkungen für die Reichen besteht, muss man sich ernsthaft fragen, ob
mehr Geld für die Renovierung von Notre-Dame und für Brandschutzmaßnahmen
das Feuer verhindert oder zumindest eingedämmt hätten, das schließlich das
ganze Gebäude verwüstet hat.

Es blieb US-Präsident Donald Trump überlassen per Twitter vorzuschlagen,
mit Tankflugzeugen, wie sie auch bei Waldbränden eingesetzt werden, Wasser
auf die Kathedrale abzuwerfen. Eine Äußerung, die eine schnelle scharfe
Erwiderung der französische Generaldirektion für öffentliche Sicherheit
nach sich zog: "Das Gewicht des Wassers und die Intensität des Abwurfs aus
niedriger Höhe könnte die ganze Struktur von Notre-Dame instabil machen und
Kollateralschäden an den umliegenden Gebäuden verursachen."

Präsident Emmanuel Macron besuchte Notre-Dame gemeinsam mit Premierminister
Edouard Philippe und der Pariser Bürgermeisterin Anne Hidalgo. Zuvor hatte
Macron eine geplante Rede verschoben, in der er sich zu den Forderungen der
Gelbwestenbewegung äußern wollte, die seit fünf Monaten gegen Macron, seine
Austeritätspolitik und die wachsende soziale Ungleichheit protestieren.

Frankreich erhielt Solidaritätsbekundungen aus der ganzen Welt. Die
deutsche, britische, türkische, italienische, spanische und portugiesische
Regierung sowie der Vatikan und die City of London bekundeten allesamt ihr
Bedauern. Macron hielt eine kurze und oberflächliche Rede vor der
Kathedrale, in der er ihren Wiederaufbau versprach.

Momentan erscheint es wahrscheinlich, dass die Kathedrale mehrere Jahre
lang für Reparaturen geschlossen bleiben wird.

 * 

Bitte senden Sie Ihren Kommentar an: sgp[at]gleichheit.de

Copyright 2019 World Socialist Web Site - Alle Rechte vorbehalten

 * 

Quelle:

World Socialist Web Site, 17.04.2019

Pariser Kathedrale Notre-Dame von Großbrand verwüstet

https://www.wsws.org/de/articles/2019/04/17/notr-a17.html
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SOZIALISTISCHE ZEITUNG/2371: Buchvorstellung - Die Zukunft ist Geschichte


SoZ - Sozialistische Zeitung Nr. 4 · April 2019

Friede den Hütten - Krieg den Palästen!

Die Zukunft ist Geschichte

von Paul B. Kleiser



Die besten Bücher über die untergegangene Sowjetunion und die
postsowjetischen Erfahrungen stammen von Frauen. Das bekannteste
Beispiel ist die Nobelpreisträgerin Swetlana Alexijewitsch und ihr
Buch Secondhand-Zeit. Leben auf den Trümmern des Sozialismus.
Oder aber die Bücher der erst 1967 geborenen Masha Gessen, deren
neuestes Werk Die Zukunft ist Geschichte. Wie Russland die
Freiheit gewann und verlor, gerade auf deutsch erschienen ist.


Das Buch erzählt die Geschichte von sieben Intellektuellen, die
mehrheitlich Mitte der 80er Jahre, also bei Amtsantritt von
Gorbatschow und seines heterodoxen Vordenkers Jakowlew, geboren wurden
und aus unterschiedlichen Gesellschaftsschichten stammen. Ihre Eltern
haben die Erschütterungen der Zeit von Gorbatschow und den
schließlichen Untergang des Realsozialismus miterlebt; die Kinder dann
die Krisen und Kriege unter Boris Jelzin und Wladimir Putin.

Besonders nah an der Macht waren der Physiker und Gouverneur von
Nishni-Nowgorod (ehemals Gorki), Boris Nemzow, und seine Tochter
Shanna - der Vater wurde wegen seiner wirtschaftlichen Erfolge unter
Jelzin als Ministerpräsident gehandelt, bis er sich zum Gegner des
Tschetschenienkriegs entwickelte und in Ungnade fiel. Als einer der
bekanntesten Anführer der liberalen Opposition wurde er am 27. Februar
2015 in Kremlnähe ermordet; es ist mit einiger Sicherheit davon
auszugehen, dass der Mord nicht ohne Putins Einverständnis passieren
konnte.

Das Buch wurde von einer lesbischen Frau verfasst, die mit einer
großen Präzision und Sensibilität Stimmungen und psychische Prozesse
unter Bedingungen totaler Unsicherheit vor dem Hintergrund des
Zerfalls der Sowjetunion zu schildern weiß; sie legt auch ein
besonderes Augenmerk auf die Mechanismen der Ausgrenzung von sexuellen
und nationalen Minderheiten, die nach einigen Liberalisierungen nach
1990 in der Putin-Zeit einen neuen Höhepunkt erreicht haben. Sie
erklärt, warum westliche Totalitarismuskonzepte nicht so richtig auf
die sowjetische Wirklichkeit passen, und warum es so schwierig ist,
eine präzise sozialwissenschaftliche Definition des Regimes von
Wladimir Putin zu erarbeiten.

Unter Jelzin galt die Parole: "Bereichert euch!" Fabrikdirektoren und
andere rissen sich die Filetstücke der zu privatisierenden Betriebe
unter den Nagel. Daraus entstand die neue Schicht der Oligarchen, die
so lange schalten und walten konnten, wie sie sich nicht mit der
Staatsmacht anlegten. Der Yukos-Milliardär Chodorowski schlug dabei
über die Stränge und wanderte ohne präzise Anklage für lange Jahre ins
Gefängnis. Gegen Ende der Regierungszeit Jelzins brach 1998 wegen
seiner Schuldenpolitik eine schwere Finanzkrise aus, die dazu führte,
dass der Rubel sich im freien Fall befand. Außerdem wurden der Staat
als wenig handlungsfähig und die gesellschaftliche Entwicklung als
chaotisch wahrgenommen. In einer Gesellschaft, in der die Staatspartei
bislang "eine administrative Kommandoorganisation" war, die "als
oberster Gesetzgaber, Verteiler, Überwacher und Wahrheitsmonopolist"
(Jakowlew) handelte, entstand eine "bis dahin nie gekannte Angst" und
die Sehnsucht nach der (angeblich besseren) Vergangenheit.

"Die Russen waren der Befragung von 1999 zufolge nostalgischer
gestimmt als je zuvor. Auf die Frage: 'Würden Sie eine Rückkehr zu den
Verhältnissen vor 1985 vorziehen?' antwortete damals eine klare
Mehrheit von 58 Prozent mit 'Ja'. 1994 waren es noch 44 Prozent
gewesen. Der Anteil derer, die die Veränderungen der frühen Neunziger
als positiv wahrnahmen, sank weiter. Zugleich stieg die Zahl
derjenigen, die nach eigener Aussage damit nicht zurechtkamen,
deutlich an. Auch die entferntere Vergangenheit erschien zunehmend
reizvoll: 26 Prozent der Befragten - 8 Prozent mehr als 1994
- meinten, die Herrschaft Stalins habe dem Land gut getan. Diejenigen,
die ihn negativ sahen, waren jetzt in der Minderheit. Die Russen
hielten sich weiterhin überwiegend für 'offen' und 'duldsam', der
Anteil derer, die diese Eigenschaften nannten, war gestiegen. Zugleich
schienen die Befragten nun toleranter gegenüber 'Abweichlern' zu sein.
Nur noch 15 Prozent wollten Homosexuelle 'liquidieren' (!); 1994 waren
es 22 Prozent gewesen. Allerdings fiel auch die Zahl derer, die sie
'sich selbst überlassen' wollten, von 29 auf 18 Prozent. Die große
Mehrzahl der Russen wollte den Homosexuellen in ihrer Mitte jetzt
'helfen' - eine Einstellung, die an das mittelalterliche Leitbild des
Beistands für die Bedrängten erinnerte. Die Ergebnisse passten ins
Bild der allgegenwärtigen Sowjetnostalgie: Auch sie standen für eine
Rückkehr zum paternalistischen Staat."

Unter solchen Bedingungen wundert es nicht, dass aus der Entourage
Boris Jelzins ein farbloser früherer KGB-Agent zum
Präsidentschaftskandidaten ausgeguckt wurde, der die Wahlen
schließlich auch gewann: Wladimir Putin. Gessen nennt ihn die
"fleischgewordene Vereinigung von Charisma und Bürokratie".

Angesichts der ideologischen Leere kehrten die Geister der
Vergangenheit zurück. Einer von Putins Beratern wurde der
"Nationalbolschewik" Alexander Dugin, der nicht zufällig mit
zahlreichen Rechtsextremen (Le Pen) befreundet ist. Er macht überall
(westliche, zionistische, orange oder schwule) zersetzende Gefahren
aus. "Der Nationalbolschewismus ist eine Weltanschauung, die sich auf
die totale und radikale Negation des Individuums ... stützt." Wie hieß
es doch bei den Nazis: "Du bist nichts, dein Volk ist alles!"

Masha Gessen: Die Zukunft ist Geschichte.

Wie Russland die Freiheit gewann und verlor.

Berlin: Suhrkamp, 2019. 640 S., 26 Euro

 * 

Quelle:

SoZ - Sozialistische Zeitung Nr. 4, 34. Jg., April 2019, S. 20
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VORWÄRTS/1455: Strukturelle Ausbeutung


vorwärts - die sozialistische zeitung, Nr. 11/12 vom 4. April 2019

Strukturelle Ausbeutung

von Damian Bugmann



Den Krieg gegen die Bedürftigen will die Sozialhilfegesetz-Vorlage
des bernischen Grossrats mit der Senkung des Grundbedarfs und einem
Anreizsystem intensivieren, der Volksvorschlag will diese unheilvolle
Entwicklung stoppen und «Chancen statt Anreize» bieten. Am 19. Mai hat
das Stimmvolk die Wahl zwischen den beiden Vorlagen.

Die Neoliberalen unternehmen ständig neue Anstrengungen, um Bedürftige
noch stärker abzustrafen. Auf deren politischen Druck musste die
Schweizerische Konferenz für Sozialhilfe Skos die Ansätze für den
Grundbedarf bereits senken. Auch der letzte Coup, die unkontrollierte
Überwachung von Versicherten, ist gelungen. Die Bedürftigen werden
unter Generalverdacht gestellt, die Reichen und grossen Unternehmen
dagegen mit Steuergeschenken belohnt. Jetzt arbeiten Bürgerliche in
den Kantonen daran, die Sozialhilfe generell um einen Prozentbetrag zu
kürzen. Wer «kooperiert», ist dann Kandidat*in für den Trostpreis und
kann einen Teil des gekürzten Betrags doch noch bekommen.


Pakten statt Vorurteile

Im Kanton Bern soll die Sozialhilfe mit der Gesetzesvorlage des
Grossrats gekürzt werden. Der Grundbedarf für den Lebensunterhalt soll
um 8 bis 30 Prozent gesenkt werden. Die Kürzungen treffen alle,
Alleinerziehende, Kranke und Behinderte und Kinder, die fast einen
Drittel der Beziehenden ausmachen. Das Komitee «Wirksame Sozialhilfe»
reichte die notwendigen Unterschriften ein für den Volksvorschlag und
führt die Kampagne. Im Komitee sind neben der PdA die Parteien Grüne,
SP, EVP und ihre Jungparteien vertreten, ebenso wie Gewerkschaften,
der Berufsverband Soziale Arbeit Schweiz AvenirSocial und viele
Organisationen und Verbände aus dem Sozialbereich. Zentraler Punkt im
Volksvorschlag ist die Einhaltung der Skos-Richtlinien. Wichtig ist
auch Artikel Art. 72b (neu) - «Bildung und Qualifizierung». Der
fordert «bedarfsgerechte Angebote zur Förderung von Grundkompetenzen
und zur beruflichen Qualifizierung», die eine Integration in den
Arbeitsmarkt und eine berufliche Grundbildung erleichtern. Auch für
Personen, die von Armut bedroht sind, aber noch nicht von der
Sozialhilfe unterstützt werden, sollen die Angebote offen stehen.
Unterstützte Personen sollen zur Teilnahme an Angeboten verpflichtet
werden können.

Gegen die offizielle Gesetzesvorlage, für den Volksvorschlag und eine
angemessene Sozialhilfe im Kanton setzt sich etwa der Verein Faire
Sozialhilfe ein, der sich als politisch und konfessionell neutral
bezeichnet. Im Verein engagieren sich laut Webseite Personen aus der
Zivilgesellschaft, aus kirchlichen Kreisen, Sozialdiensten,
Gewerkschaften und Hilfsorganisationen: «Wir wollen dazu beitragen,
dass die politische Auseinandersetzung gestützt auf Fakten und nicht
auf Vorurteilen geführt wird», heisst es da.


Konstruktive Lösungen

Mehr als sich nur in der bevorstehenden Berner Abstimmung engagieren
will die Gruppe Verkehrt. Sie besteht aus Sozialarbeitenden,
Sozialhilfebetroffenen und Mitstreitenden und wehrt sich seit über
zwei Jahren gegen «die unmenschlichen und konzeptlosen Sparübungen in
der Sozialhilfe». Verkehrt will nach dem Auftakt in Bern vom 19. März
bis zur Abstimmung am 19. Mai mit Plakaten und Aktionen im
öffentlichen Raum und in den Sozialen Medien präsent sein. Die Gruppe
verlangt in einer aktuellen Medienmitteilung konstruktive Lösungen
unter Einbezug von Fachpersonen und Betroffenen. Und weiter: «Menschen
brauchen vor allem Chancen statt Anreize». Studien aus anderen Ländern
zeigten deutlich auf, dass Kürzungen der Sozialhilfe auch den
geltenden Mindestlohn drücken. Die Mitteilung hält weiter fest, dass
Sozialhilfekürzungen Arme noch ärmer machen. «Armutsbetroffene sind
nicht selbst schuld an ihrer Lage. Armut ist strukturell bedingt und
ein gesellschaftliches Problem. Es ist ungerecht, gegen die Wehr- und
Machtlosen in einer Gesellschaft zu treten. Armut lässt sich nicht
wegsparen!» Laut eigener Angabe ist dank Verkehrt für den
Volksvorschlag eine ausserordentlich hohe Anzahl von nicht
parteigebundenen Unterschriften zusammen gekommen.


Betroffenheit erzielen

«Gegründet worden ist Verkehrt als Verein im Kanton Bern von Leuten
der Kriso, von Kabba und AvenirSocial, sagt Mediensprecher Daniel
Flückiger zum vorwärts, «seit einer Strukturreform des Verbands ist es
möglich, als Arbeitsgruppe ziemlich formlos unter dem Dach von
AvenirSocial einen Platz zu haben.» Gruppen brauchen dazu auch keine
eigene arbeitsaufwändige Rechtsform. Flückiger: «So haben wir den
Verein aufgelöst und sind nun eine Kampagne, unterstützt von
AvenirSocial.» Neben der Steuergruppe, rund zehn Personen, welche die
Arbeit koordiniert und steuert, sind Aktivist*innen in Aktionsgruppen
und in Regionen und Kantonen aktiv. Alle arbeiten ehrenamtlich.

Verkehrt hat laut Roland Flückiger zum Ziel, «zu einer dauerhaften,
nationalen Aktion gegen den Sozialabbau und die Sparübungen bei den
Ärmsten zu werden.» Inhaltlich sei es ein wichtiges Anliegen von
Verkehrt, «auf gesellschaftliche und strukturelle Zusammenhänge der
Armutsproblematik hinzuweisen und sich argumentativ nicht auf einer
individualisierten Ebene zu bewegen. Selbstredend müssen wir aktuell
pragmatisch und situativ auch individuell argumentieren (z.B.
Geschichten und Statements von Betroffenen sichtbar machen), um im
Abstimmungskampf Betroffenheit zu erzielen. Grundsätzlich geht es uns
aber um strukturelle Ausbeutung im Kapitalismus.»

 * 
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MELDUNG/989: tagesschau.de startet Plattform für investigative Inhalte der gesamten ARD (NDR)


NDR - Presse aktuell vom 15. April 2019

tagesschau.de startet Plattform für investigative Inhalte der gesamten
ARD



Um investigative Inhalte der gesamten ARD besser zu bündeln, wird es
künftig ein extra Online-Angebot bei tagesschau.de geben. Dort sollen
aufwändig recherchierte Geschichten der politischen Fernseh-Magazine der
ARD ebenso erscheinen wie exklusive Inhalte der ARD-Hörfunk-Reporter. Auch
Web-Inhalte der ARD-Doping-Redaktion, die Investigativ- Redaktionen aller
ARD-Häuser sowie der Recherchekooperation von NDR, WDR und SZ sollen dort
schnell und übersichtlich aufzufinden sein.

Marcus Bornheim, Zweiter Chefredakteur von ARD-aktuell: "Wir sind die
Plattform für den besten Nachrichtencontent. Dazu gehören auch die mit
großem Aufwand recherchierten Geschichten der Investigativ-Redaktionen der
ARD. tagesschau.de ist die reichweitenstärkste Informationsmarke der ARD.
Indem wir dort für Investigatives mehr Platz schaffen, hoffen wir die
Durchschlagskraft dieser relevanten Geschichten weiter zu erhöhen. Wir
verbinden die besten investigativen Inhalte der ARD sichtbar an einem Ort."

Künftig wird es eine Übersicht aller Exklusivgeschichten, an denen die ARD
arbeitet, gebündelt bei tagesschau.de geben. Auch Weiterentwicklungen von
großen investigativen Recherchen, u. a. von den ARD-Politikmagazinen
Monitor, Panorama, Report, Kontraste und Fakt lassen sich hier abbilden.
"Wir sind sehr froh, dass nahezu alle Landesrundfunkanstalten uns
unterstützen", so Marcus Bornheim. "Uns ist es wichtig, dieses Angebot als
crossmediales Projekt zu sehen. Hier fließen ebenso Hörfunk- wie auch
Fernsehgeschichten ein."

tagesschau.de hat täglich rund drei Millionen Visits. Ein Relaunch von
tagesschau.de ist in den nächsten Monaten geplant.

15. April 2019 / MG

 * 

Quelle:

NDR Presse und Information

Rothenbaumchaussee 132, 20149 Hamburg

E-Mail: presse(at)ndr.de

Internet: www.ndr.de
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FEATURE/1228: Deutschlandfunk - Wahrheit in der Stille, 19.4.2019 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Wahrheit in der Stille

Die Komponistin Sofia Gubaidulina

Von Marietta Morawska-Büngeler

Deutschlandfunk 2019

Das Feature

Freitag, 19. April 2019, 20.05 - 21.00 Uhr, Deutschlandfunk



Warschauer Herbst 1971: Als Studentin erlebt die Autorin die Musik von
Sofia Gubaidulina zum ersten Mal. Klänge, die aus der Stille
entstehen, sich expressiv, farb- und kraftvoll entfalten. Seitdem hat
sie Leben und Werk der Komponistin nicht mehr losgelassen. Gubaidulina
ist inzwischen 87 und hat nach wie vor einen vollen Terminkalender. Es
war eine glückliche Fügung, dass die Komponistin trotz
Kompositionsaufträgen dem Interview zugestimmt hat. Zustande kamen
zwei lange Gespräche über ihre Musik und derenQuellen: der Glaube und
die Stille. Über russische Lyrik und Marina Zwetajewa. Über das Leben
in der Sowjetunion, die sie 1992 verließ. Über Deutschland. Über den
Mut, einen eigenen Weg zu gehen. Sofia Gubaidulina ist nicht nur eine
großartige Komponistin, sondern auch eine Philosophin. Herzlich.
Offen. Bescheiden. Humorvoll.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 9. April 2019

Raderberggürtel 40, 50968 Köln
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MELDUNG/1874: Deutschlandfunk Kultur - Geliebte Dinge, 20.4.2019 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Geliebte Dinge

Eine Lange Nacht über Erinnerungsstücke

Von Doris Arp

Lange Nacht

Samstag, 20. April 2019, 0.05 - 3.00 Uhr, Deutschlandfunk Kultur



Was würden Sie in den Koffer packen, wenn Sie auswandern müssten? Die
Lieblingsstrickjacke, den Verlobungsring der Oma, Ihr Tagebuch? Die
Beziehung zu geliebten Objekten durchzieht unser gesamtes Leben, sie
geben Halt, Orientierung, verbinden das Gestern mit dem Heute,
begleiten uns treu ins ungewisse Morgen. Autobiografische Souvenirs
nennt der Psychologe Tilman Habermas die geliebten Objekte. Wir haben
die Dinge, aber die Dinge haben auch uns. Sie entwickeln durchaus
Eigensinn. Psychologen, Ethnologen und Kulturwissenschaftler forschen
immer wieder nach der Dingbedeutsamkeit. Die "Lange Nacht" taucht ein
in die lebendige Welt von alten Knöpfen, Türklinken,
Wasserspritzpistolen, Stoffen und anderen Lieblingsstücken. Und sie
fragt Menschen, was sie auf jeden Fall in ihren letzten und einzigen
Koffer packen würden.

Die "Lange Nacht" wird ab 23.05 Uhr auch im Deutschlandfunk gesendet.

 * 

Quelle:
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MUSIK/2869: Deutschlandfunk - Die Band Element of Crime, 20.4.2019 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Klassik-Pop-et cetera

Am Mikrofon: Die Band Element of Crime

Samstag, 20. April 2019, 10.05 - 11.00 Uhr, Deutschlandfunk



Mit lässigen und intelligenten Liedern ergründen sie die Melancholie
des Daseins. Irgendwo zwischen Rock 'n' Roll, Blues, Chanson und Jazz
sind die Mitglieder der Band Element of Crime zu Hause, heimisch
fühlen sie sich aber vor allem im Traurigen, das so schön sein kann.
Sven Regener, Schriftsteller und Autor des Romans "Herr Lehmann", ist
der Texter, Sänger und Trompeter der Band. Gemeinsam mit seinen
Bandkollegen Richard Pappik und Jakob Ilja hat er für "Klassik-Pop-et
cetera" Lieder ausgewählt, die den Sound ihrer Formation prägten.
Welche Künstler sie faszinieren, wie in den 80er-Jahren die
Synthesizer klangen und warum sie psychedelische Musik mögen, erzählen
die Bandmitglieder von Element of Crime im Deutschlandfunk.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio
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TALK/1648: Deutschlandfunk - Zum 25. Geburtstag des Deutschlandradios, 19.4.2019 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Pressemitteilung vom 17.04.2019

Deutschlandradio-Intendant Stefan Raue:

"Folgen der getrennten deutschen Identitäten nicht unterschätzen"

Sondersendung @mediasres extra

mit drei Deutschlandradio-Intendanten zum 25. Geburtstag des bundesweiten
Hörfunks am 19. April 2019, 14.05 - 15.00 Uhr



Zum 25. Geburtstag von Deutschlandradio diskutieren im Deutschlandfunk
die ehemaligen Intendanten Ernst Elitz (1994-2009) und Willi Steul
(2009-2017) mit dem amtierenden Intendanten Stefan Raue (seit 2017)
über die Herausforderungen der Anfangsjahre des Senders ab 1994 und
die Chancen der Zukunft. Komplettiert wird die Runde durch die
Volontärin Anh Tran, die im Gründungsjahr von Deutschlandradio geboren
wurde und den Blick einer jungen Programmmacherin auf die deutsche
Radiolandschaft einbringt.

Die Sonderausgabe der Deutschlandfunk-Mediensendung "mediasres extra"
(Moderation: Bettina Schmieding) wird am Karfreitag (19. April 2019)
ab 14.05 Uhr ausgestrahlt und widmet sich unter anderem folgenden
Fragen: Wird der Programmauftrag von Deutschlandradio eingelöst, die
Zusammengehörig­keit im vereinten Deutschland zu för­dern und die
gesamtgesellschaft­liche Integration in Frieden und Freiheit
voranzutreiben? Was bedeutet die Digitalisierung der Medien für ein
bundesweites Radioangebot?

Zu den Auswirkungen der unterschiedlichen Lebensrealitäten der
Hörerschaft in Ost und West bis 1989 äußert sich Intendant Stefan
Raue: "Man darf nicht unterschätzen, wie lange Folgen getrennte
Identitäten und getrennte Geschichte haben und muss sich damit immer
wieder auseinandersetzen. In den ganzen Diskussionen über die
Wahlergebnisse in den Landtagen Ost- und Mitteldeutschlands, über das
Hochkommen der AfD und über Pegida darf man nicht vergessen, dass
solche Bewegungen auch immer Wurzeln in Zeiten haben, die man selbst
gar nicht miterlebt hat."

Im weiteren Verlauf des Gespräches trifft der Hochschullehrer,
Journalist und erste Intendant des Hauses, Ernst Elitz folgende
Einschätzung in Bezug auf den anhaltenden Sendeauftrag des Hauses:
"Deutschlandradio hat es sich zur Aufgabe gemacht, neben
hochqualitativem Journalismus eben auch den bundesweiten Diskurs zu
fördern und als nationaler Sender integrative Prozesse innerhalb des
Landes anzuregen. Rückblickend ist dies durchaus gelungen und gilt im
Hinblick auf zukünftige Entwicklungen nach wie vor als Kernauftrag des
Senders."

Abschließend meldet sich der Journalist und ehemalige Intendant Dr.
Willi Steul mit einer selbstkritischen Einschätzung zur
Überlebensfähigkeit von Radio gegenüber dem Bewegtbild zu Wort:
"Radio ist ein Medium, das braucht, wenn es richtig gemacht ist kein
Bild. Vor diesem Hintergrund müssen wir uns jedoch in Zukunft immer
wieder die Fragen stellen, was können wir besser machen, wie können
wir auch fantasieren und mit neuen Formen spielen?"

Deutschlandradio:

Das 1994 gegründete Deutschlandradio steht für den nationalen Hörfunk
in Deutschland. Jeden Tag entstehen in den Funkhäusern in Berlin und
Köln über 72 Stunden hochwertiges Radioprogramm, das die föderale
Vielfalt in Deutschland wiedergibt und bundesweit werbefrei zu
empfangen ist: "Alles von Relevanz" (Deutschlandfunk), "Das Feuilleton
im Radio" (Deutschlandfunk Kultur) und "Es ist kompliziert. Dazu guter
Pop" (Deutschlandfunk Nova). Die drei Programme erreichen täglich mehr
als 2,6 Millionen Hörerinnen und Hörer.

Die Sendung: 

@mediasres ist das tagesaktuelle Medienmagazin im Deutschlandfunk mit
Hintergründen, Analysen und Meinungen zu allen Themen aus analoger und
digitaler Medienwelt: Pressefreiheit, journalistisches Handwerk,
Medienethik, Strukturwandel, Medienpolitik, Unternehmen und
Personalien, Medienforschung und -pädagogik, Programmbeobachtung.

Mehr Infos:

www.deutschlandradio.de

www.deutschlandfunk.de/mediasres

www.deutschlandradio.de/geschichte

www.deutschlandradio.de/nationaler-hoerfunk-feiert-jubilaeum-deutschlandradio-wird.2174.de.html?dram:article_id=437024

(Pressemitteilung vom 28. Dezember 2018 zum 25. Jubiläum)

 * 
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ONKOLOGIE/1980: Forschung - Genaue Entschlüsselung von Brustkrebszellen könnte neue Therapie eröffnen (idw)


Universität Zürich - 15.04.2019

Genaue Entschlüsselung von Brustkrebszellen könnte neue Therapie eröffnen



Forschende der Universität Zürich und von IBM Research haben die
unterschiedliche Zusammensetzung aus Krebs- und Immunzellen von über
hundert Brusttumoren erforscht. Ihre Erkenntnis: Aggressive Tumore werden
häufig von einer einzigen Tumorzellart dominiert. Sind dazu noch bestimmte
Immunzellen vorhanden, könnte bei einer spezifischen Gruppe von
Brustkrebspatientinnen eine Immuntherapie erfolgreich sein.

Jedes Jahr wird weltweit bei mehr als 1,7 Millionen Frauen Brustkrebs
diagnostiziert und für etwa eine halbe Million Patientinnen verläuft die
Krankheit tödlich. Im Kampf gegen Brustkrebs werden neuartige
Therapieansätze erforscht, die Krebszellen gezielter treffen und
zusätzlich das Tumor-assoziierte Immunsystem aktivieren sollen. Bislang
noch wenig bekannt ist jedoch, welche verschiedenen Krebs- und
Immunzellen innerhalb eines Tumors vorhanden sind und wie sich dies von
Patientin zu Patientin unterscheidet.

Massenzytometrie entschlüsselt die Diversität der Zellen

Johanna Wagner von der Universität Zürich untersuchte zusammen mit
Marianna Rapsomaniki vom IBM Forschungszentrum Rüschlikon und der
Patients' Tumor Bank of Hope mittels Massenzytometrie mehrere Millionen
Krebs- und Immunzellen von 140 Patientinnen und erstellte daraus einen
entsprechenden Tumor- und Immunzell-Atlas. «Wir konnten mit dieser
Technologie die Diversität von Krebszellen sehr genau untersuchen und
beschreiben, wie viele verschiedene Arten von Krebszellen in einem Tumor
zu finden sind», erklärt die Doktorandin von Bernd Bodenmiller, Professor
am neuen Institut für Quantitative Biomedizin, dessen Gruppe auf
präzisionsmedizinische Analysen von Geweben spezialisiert ist.

Parallel dazu wurden auch die Tumor-assoziierten Makrophagen und T-Zellen
des Immunsystems analysiert. Diese können den Tumor bekämpfen - aber auch
unterstützen. Bei einem erfolgreichen Angriff durch das aktivierte
Immunsystem werden die Brustkrebszellen vernichtet. Wenn die
naheliegenden Immunzellen jedoch inaktiviert sind, entkommen die Brustkrebszellen
der Immunattacke.

Jeder Tumor ist in seiner zellulären Zusammensetzung einzigartig

Die Forscherinnen entdeckten, dass die bisherige Annahme von erhöhter
Diversität von Tumorzellen in aggressiveren Tumoren nicht zutrifft.
Aggressivere Tumore werden meist von einer einzigen Tumorzellart
dominiert, die oftmals eine hohe Abnormalität aufweist. «Jeder untersuchte
Tumor war einzigartig in seiner zellulären Zusammensetzung und unterschied
sich von Patientin zu Patientin. Dies könnte ein Grund für unsere
Schwierigkeiten sein, Brustkrebs zu behandeln», so Wagner.

Brustkrebspatientinnen könnten von Immuntherapie profitieren

Zugleich entdeckten die Forschenden Ähnlichkeiten im Tumor-assoziierten
Immunsystem zwischen den aggressiven Tumoren. Bei einer Gruppe von
Brustkrebspatientinnen fand sich eine Anreicherung von inaktiven
Immunzellen, die bei Lungen- und Hautkrebs durch Immuntherapie erfolgreich
aktiviert werden, um den Krebs zu bekämpfen. Darunter waren auch
Patientinnen, von denen man bislang nicht dachte, dass sie für
Immuntherapie gegen Brustkrebs geeignet wären.

Die umfassende Analyse aller Krebs- und Immunzellen eines Tumors könnte
somit eine gute Grundlage für präzisionsmedizinische Therapieansätze
darstellen. «Unsere Erkenntnisse deuten auf einen möglichen Erfolg von
Immuntherapie bei Brustkrebs hin. Wir werden dazu weiterführende Studien
machen und bei Erfolg zu einer klinischen Studie ausweiten», erklärt
Professor Bodenmiller.


Originalpublikation:
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ORTHOPÄDIE/389: Neue Therapiemöglichkeit für Marmorknochenkrankheit (idw)


Leibniz-Institut für Alternsforschung - Fritz-Lipmann-Institut e.V. (FLI) - 15.04.2019

Neue Therapiemöglichkeit für Marmorknochenkrankheit



Die Marmorknochenkrankheit (Osteopetrose) ist eine meist genetisch
bedingte Krankheit, die durch das Fehlen oder die Unterfunktion von
knochenabbauenden Zellen (Osteoklasten) verursacht wird. Dadurch kommt es
zu erheblichen Störungen der Knochenstruktur und mechanischen Stabilität.
Eine Knochenmarktransplantation ist die derzeit einzige
Behandlungsmöglichkeit, die aber oft nur partiell erfolgreich ist.
Forscher des Leibniz-Instituts für Alternsforschung (FLI) in Jena haben
jetzt im Mausmodell entdeckt, dass Osteoklasten einen anderen zellulären
Ursprung haben als bisher angenommen. Damit eröffnen sich neue
therapeutische Optionen zur Osteopetrose-Behandlung.


Jena. Die Osteopetrose, auch Marmorknochenkrankheit genannt, ist eine
meist genetisch bedingte Krankheit, die durch das Fehlen oder die
Unterfunktion von knochenabbauenden Zellen, den Osteoklasten, verursacht
wird. Durch die stetige Anhäufung von Knochengewebe wird die
Mikroarchitektur des Knochens gestört und die mechanische Stabilität
gemindert. Trotz der erheblichen Vermehrung von Knochenmasse neigen die
Patienten häufig zu Knochenbrüchen, die oft nur schwer verheilen. Darüber
hinaus können schwere Knochen- und Gesichtsdeformationen, Zahnlosigkeit
und Blindheit auftreten.

Osteoklasten sind Zellen, die direkt am Knochen anliegen und für den
kontinuierlich stattfindenden Knochenabbau verantwortlich sind. Fehlen
Osteoklasten oder sind sie defekt, dann wird keine Knochenmatrix mehr
abgebaut. Es kommt zur Knochenverdickung und zum Fehlen von
Knochenaussparungen, die aber wichtig sind für z.B. den Durchbruch von
Zähnen, die direkte Verbindung zwischen den Augen und dem Gehirn über den
Sehnerv, und auch für die Blutstammzellen, die im Knochenmark ansiedeln
und lebenslang für die Blutbildung verantwortlich sind. Deshalb ist das
Krankheitsbild der Marmorknochenkrankheit sehr divers.

Die Behandlungsmethode der Wahl ist die Bereitstellung von normalen
Blutstammzellen aus gesunden Patienten über eine
Knochenmarktransplantation. Jedoch sind die Nebeneffekte einer
Transplantation oft sehr schwerwiegend und die Erfolgsaussichten mit
40-60% relativ gering. Alternative Behandlungsmethoden sind daher
wünschenswert. Bisher ging man davon aus, dass durch eine
Knochenmarktransplantation neue blutbildende Stammzellen zur Verfügung
gestellt werden, aus denen sich gesunde Osteoklasten entwickeln können.
Forscher konnten nun aber nachweisen, dass die Osteoklasten in
Wirklichkeit einen ganz anderen Ursprung haben.

Forschern um Prof. Dr. Claudia Waskow, Seniorgruppenleiterin am Jenaer
Leibniz-Institut für Alternsforschung und der Technischen Universität
Dresden sowie Professorin an der Friedrich-Schiller-Universität Jena,
gelang es in Zusammenarbeit mit Wissenschaftlern vom Memorial Sloan
Kettering Institute in New York, USA, im Mausmodell zu zeigen, dass
Osteoklasten einen anderen Ursprung haben, als bisher angenommen. Sie
nutzten dieses Wissen, um eine neue therapeutische Methode zur Prävention
bzw. Behandlung der Marmorknochenkrankeit in der Maus erfolgreich zu
testen. Die Ergebnisse sind jetzt in der Fachzeitschrift Nature
erschienen.

Osteoklasten werden im Embryo gebildet und bleiben lebenslang erhalten

"Wir fanden heraus, dass die Osteoklasten sich nicht aus den blutbildenden
Stammzellen im erwachsenen Tier bilden, sondern bereits im Embryo gebildet
werden", berichtet die Biologin und Alternsforscherin. "Sie entwickeln
sich aus Erythro-Myeloiden-Vorläuferzellen, einem Stammzelltyp, der nur
während einer kurzen Zeitspanne existiert und aktiv ist". In dieser
Entwicklungsphase bilden sich neben den Osteoklasten noch weitere
Fresszelltypen, die ebenfalls lebenslang in den Geweben verbleiben und
deren Funktion zurzeit intensiv erforscht wird. Die Osteoklasten wandern
in die Knochenanlagen ein, die zu diesem Zeitpunkt noch sehr weich sind,
und fangen an, Knochensubstanz abzubauen. Das führt zur Entstehung von
Knochenmarkhöhlen.

Osteoklasten halten sich mit Hilfe jüngerer Zellen fit

Das Forscherteam um Prof. Waskow konnte weiterhin zeigen, wie sich
Osteoklasten jung halten. Dafür fusionieren die Osteoklasten im
Erwachsenenalter mit speziellen Blutzellen, den Monozyten. Durch diese
Verbindung wird der Zellkern des jungen Monozyten dem bereits bestehenden
Osteoklasten hinzugefügt; der Kern der jungen Monozyten-Zelle bleibt in
der älteren Empfängerzelle aktiv. "Wir konnten diesen Transfer durch
spezielle Färbungsexperimente im Mausmodell bestätigen, indem sich nur die
Osteoklasten farblich veränderten", erklärt Prof. Waskow. Die Experimente
wiesen nach, dass das genetische Material des Spenderzellkerns in den
Empfängerzellen, den Osteoklasten, weiterhin aktiv war.

Den Forschern gelang darüber hinaus der Nachweis, dass sich mit Hilfe des
Transfers von Monozyten aus gesunden Spendertieren in ein an
Marmorknochenkrankheit-leidendes Tier die Osteopetrose verbessern lässt.
"Unsere Experimente könnten die Grundlage für eine neue
Behandlungsstrategie für Patienten darstellen, die dann nicht mehr den
schweren Nebenwirkungen einer Knochenmarktransplantation ausgesetzt wären
und bessere Heilungschancen hätten," prognostiziert Prof. Waskow die
Studienergebnisse.
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RADIOLOGIE/324: Sonografie in der Schwangerschaft (idw)


Deutsche Gesellschaft für Ultraschall in der Medizin (DEGUM) - 15.04.2019

Sonografie in der Schwangerschaft

"Baby-Watching", Ultraschall nach Mutterschaftsrichtlinien oder
Feindiagnostik? DEGUM-Experten klären auf



Wenn werdende Eltern Ultraschallbilder ihres Ungeborenen in den Händen
halten, sind das unvergessliche Momente. Doch vielen reicht das nicht: Sie
wollen ihr ungeborenes Kind über große Bildschirme im 3D-Ultraschall
sehen. Das sogenannte "Baby-TV" boomt - doch laut der neuen
Strahlenschutzverordnung ist die Sonografie in solchen kommerziellen
Zwecken ab Ende 2020 untersagt. Experten der Deutschen Gesellschaft für
Ultraschall in der Medizin e.V. (DEGUM) betonen, dass sonografische
Untersuchungen in der Schwangerschaft nur in medizinischen Kontexten
angewendet werden sollten.

Welche Diagnostik empfehlenswert ist und wo die Unterschiede zwischen dem
"Baby-Watching", feindiagnostischen Untersuchungen und dem Ultraschall
nach Mutterschaftsrichtlinien liegen, berichten sie auf einer
Pressekonferenz am Mittwoch, den 24. April, in Berlin.

Das sogenannte "Baby-Watching" ist eine Ultraschalluntersuchung, die nur
dem Betrachten des Feten dient. Häufig wird dies als eine Art Event mit
Familienmitgliedern und Freunden organisiert. Im Prinzip kann jeder so
etwas anbieten - im Internet tun dies beispielsweise Hebammen oder
Heilpraktiker. "Dabei wird meistens ein 3D- oder ein 4D-Ultraschall
eingesetzt, um mit dessen Hilfe das Gesicht, Hände, Füße des Ungeborenen
und gegebenenfalls das Geschlecht zu demonstrieren", sagt PD Dr. Kai
Sven-Heling, Vizepräsident der DEGUM. "Mittels 4D-Ultraschall kann auch die
Bewegung des Feten und eventuell seine Mimik gezeigt werden."

Ein medizinischer Hintergrund für das "Baby-TV" bestehe nicht. Heling
steht dem Konzept kritisch gegenüber: "Aufgrund von oft wenig
qualifizierten Anwendern besteht häufig die Gefahr, dass Fehlbildungen
oder sonstige Probleme des Feten nicht rechtzeitig erkannt werden." Er
begrüßt deshalb das zukünftige Verbot solcher kommerziellen Angebote
aufgrund der neuen Strahlenschutzverordnung - weist jedoch die dadurch
entstandene allgemeine Kritik an Ultraschalluntersuchungen in der
Schwangerschaft zurück. "Es gibt keinerlei Erkenntnisse, die einen
ultraschallbedingten Schaden am Fötus nachweisen."

Lediglich wenn der sogenannte PW-Dopplerultraschall für einen längeren
Zeitraum eingesetzt würde, könnte es zu einem Temperaturanstieg im
untersuchten Organsystem kommen. Dies ist jedoch eher theoretisch, da das
Dopplersignal im Regelfall nur für einen Zeitraum von wenigen Herzzyklen -
also circa für drei bis fünf Sekunden - aktiviert ist, und durch die
Blutströmung dieser theoretische Temperatureffekt wieder ausgeglichen
wird. Die Dopplersonographie wird im Regelfall in mütterlichen Gefäßen zur
Erkennung der Präeklampsie - auch bekannt als Schwangerschaftsvergiftung -
und in der Nabelschnur des Feten eingesetzt. Andere Gefäßgebiete sind
ausgesprochen selten und betreffen so gut wie nie einen gesunden Feten.
"Eine potenzielle Gefährdung durch den PW-Dopplerultraschall ist vor
diesem Hintergrund also auch von der Hand zu weisen", so Heling.

Im Gegensatz zu kommerziellen Zwecken - wie dem "Baby-TV" - wird die
Sonografie zu diagnostischen Zwecken laut der DEGUM hierzulande nur von
Ärzten durchgeführt. Laut den Mutterschaftsrichtlinien stehen Schwangeren
dafür als Kassenleistung drei Ultraschalluntersuchungen zur Verfügung -
eine in jedem Trimenon. Die erste zwischen der neunten und zwölften, die
zweite zwischen der 19. und 22. und die dritte zwischen der 29. und 32.
Schwangerschaftswoche. "Mit den Untersuchungen soll kontrolliert werden,
wie sich der Fötus körperlich entwickelt und ob der Arzt auffällige
Merkmale entdeckt", sagt Heling. "So wird auch der Geburtstermin bestimmt
und überprüft, ob es sich um eine Mehrlingsschwangerschaft handelt."

Wenn dabei Auffälligkeiten entdeckt werden oder eine Risikoschwangerschaft
vorliegt, übernehmen die Krankenkassen auch die Kosten für
feindiagnostische Untersuchungen. Ist das nicht der Fall, müssen
Schwangere selbst zahlen, wenn sie die Feindiagnostik wünschen. Damit
können mögliche kindliche Fehlbildungen schon in frühen Phasen der
Schwangerschaft erkannt werden. "Mit der frühen Ultraschallfeindiagnostik
zwischen Anfang der zwölften und Ende der 14. Schwangerschaftswoche können
wir zahlreiche relevante Fehlbildungen frühzeitig erkennen", so der
DEGUM-Experte.

Bei der feindiagnostischen Untersuchung um die 20. Schwangerschaftswoche
könne dann mit sehr hoher Sicherheit feststellt werden, ob mit der
körperlichen Entwicklung des Kindes alles in Ordnung ist. "Hier können das
Herz, die Arme und Beine sowie Gehirn und Gesicht des Fötus vollständig
untersucht werden", erläutert Heling.
Da ohne diese Untersuchung potenzielle Fehlbildungen beim Feten - wie etwa
Herzfehler - unentdeckt bleiben, fordert die DEGUM eine Aufnahme dieser
Leistungen in den Regelkatalog der Krankenkassen.
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BILDUNG/1155: Bundesamt für Strahlenschutz und Beuth Hochschule kooperieren (idw)


Beuth Hochschule für Technik Berlin - 15.04.2019

Strahlenschutz für die Zukunft: Bundesamt für Strahlenschutz und Beuth Hochschule kooperieren



Fundierte Kenntnisse über Radioaktivität und Strahlenschutz bieten
vielfältige und gesellschaftlich verantwortungsvolle Berufsperspektiven in
Medizin, Forschung, Industrie und Behörden. Bei der Ausbildung des
Nachwuchses in diesem Bereich arbeiten das Bundesamt für Strahlenschutz
(BfS) und die Beuth Hochschule für Technik Berlin künftig zusammen.

"Strahlenschutz dient in erster Linie dem Schutz von Menschen - und für
diese Aufgabe brauchen wir als Gesellschaft auch in Zukunft qualifiziertes
Personal", betonte die Präsidentin des BfS, Dr. Inge Paulini, anlässlich
der Vorstellung der Zusammenarbeit in Berlin. "Als zentrale
Strahlenschutzbehörde des Bundes sehen wir uns in der Verantwortung, nicht
nur von Studienangeboten der Hochschulen zu profitieren, sondern unsere
Expertise auch in die Ausbildung zurückzugegeben. Mit der Zusammenarbeit
mit der Beuth Hochschule investieren wir in die Zukunft des
Strahlenschutzes, indem wir zu einer hervorragenden und vielseitigen
Strahlenschutz-Ausbildung beitragen."

Profitieren werden von der Kooperation zunächst Studierende der
Fachrichtung Physikalische Technik - Medizinphysik. In diesem Studiengang
liegt ein Schwerpunkt der Ausbildung in der Anwendung von ionisierender
Strahlung in der Medizin.

"Für unsere Studierenden bietet die Kooperation mit dem BfS die
Möglichkeit, die Kompetenzen der Bundesbehörde rund um den medizinischen
und beruflichen Strahlenschutz in die Lehre zu integrieren", erläuterte
die Präsidentin der Beuth Hochschule, Prof. Dr. Monika Gross. "Studierende
haben zudem die Möglichkeit, Praxisphasen im BfS zu leisten und dort ihre
Abschlussarbeiten zu erstellen. Zusätzlich werden in Ringvorlesungen
Experten des BfS unsere Lehrveranstaltungen praxisnah bereichern."


Bundesamt für Strahlenschutz:

Das Bundesamt für Strahlenschutz (BfS) arbeitet für den Schutz des
Menschen und der Umwelt vor Schäden durch Strahlung. Das BfS informiert
die Bevölkerung und berät die Bundesregierung in allen Fragen des
Strahlenschutzes. Die über 500 Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter bewerten
Strahlenrisiken, überwachen die Umweltradioaktivität, unterstützen aktiv
im radiologischen Notfallschutz und nehmen hoheitliche Aufgaben wahr,
darunter im medizinischen und beruflichen Strahlenschutz. Ultraviolette
Strahlung und strahlenrelevante Aspekte der Digitalisierung und
Energiewende sind weitere Arbeitsfelder. Als wissenschaftlich-technische
Bundesoberbehörde betreibt das BfS Forschung und ist mit nationalen und
internationalen Fachleuten vernetzt.

Weitere Informationen: http://www.bfs.de

Beuth Hochschule für Technik Berlin:

Die Beuth Hochschule für Technik in Berlins Mitte ist der Standort für
praxisnahe Lehre und anwendungsbezogene Forschung und ein ausgewiesener
Partner für Industrie und Wirtschaft. Die Traditionshochschule bietet
ihren inzwischen rund 12.000 Studierenden in mehr als 70 akkreditierten
Bachelor- und Masterstudiengängen das größte ingenieurwissenschaftliche
Angebot der Berliner und Brandenburger Hochschulen und ein qualitativ
hochwertiges Studium mit hervorragenden beruflichen Perspektiven.
"Studiere Zukunft!" ist das Motto der Beuth Hochschule: Die Studiengänge
werden regelmäßig evaluiert und die Studieninhalte stets den Bedürfnissen
der Praxis angepasst. Das Fächerspektrum reicht von den klassischen
Ingenieurdisziplinen Maschinenbau, Elektrotechnik,
Wirtschaftsingenieurwesen sowie Bauwesen bis hin zu innovativen
Studiengängen wie Biotechnologie, humanoide Robotik, Elektromobilität und
Green Engineering. Innovative Forschungsaktivitäten bündelt die Beuth
Hochschule im Kompetenzzentrum "Stadt der Zukunft".

Weitere Informationen: https://www.beuth-hochschule.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:
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GESUNDHEIT/1354: Orthopäden und Unfallchirurgen empfehlen Kopfschutz beim Fahrradfahren (DGOU)


Deutsche Gesellschaft für Orthopädie und Unfallchirurgie - 13. Dezember 2018

Orthopäden und Unfallchirurgen empfehlen Kopfschutz beim Fahrradfahren

Fahrradhelm und Kopfairbag schützen bei einem Unfall vor Verletzungen



Berlin, 16.04.2019: Die Deutsche Gesellschaft für Orthopädie und
Unfallchirurgie e.V. (DGOU) rät zu einem Kopfschutz beim Radfahren.
Das kann ein herkömmlicher Fahrradhelm sein. Eine Alternative bietet
der Kopfairbag. Bei einem Aufprall bläst sich der um den Hals
getragene Kragen wie ein Vollintegralhelm auf und schützt den Kopf.
Vorteil gegenüber dem Fahrradhelm ist der gleichzeitige Schutz des
Nackens, der Halswirbelsäule, des Kiefers und des Gesichts. "Jedes
Frühjahr geht zum Start der Fahrradsaison die Anzahl der verletzten
Radfahrer in unseren Notaufnahmen in die Höhe. Oft ist der Kopf
betroffen. Daher: Helm auf beim Fahrradfahren!", rät Prof. Dr. Paul
Alfred Grützner, Präsident der DGOU und der Deutschen Gesellschaft für
Unfallchirurgie e.V. (DGU).

Aktuell liegt die Helmtragequote über alle Altersgruppen hinweg bei
durchschnittlich 18 Prozent. "Das ist zu wenig", sagt Dr. Christopher
Spering, Leiter der DGOU-Sektion Prävention und Oberarzt an der Klinik
für Unfallchirurgie, Orthopädie und Plastische Chirurgie an der
Universitätsmedizin Göttingen (UMG). Die Gründe, warum Menschen keinen
Helm tragen, sind vielfältig. Manche finden den Helm unhandlich und
umständlich. Andere halten ihn für wenig schick oder fürchten, ihre
Frisur damit zu ruinieren.

Abhilfe könnte eine noch wenig bekannte Helmform bieten: der
Kopfairbag. Er wird wie eine Art Halskrause um den Hals getragen. Bei
einem Unfall, beispielsweise einem Zusammenprall mit einem PKW, wird
der mit Sensoren versehene Airbag aufgeblasen. Er ähnelt dann einem
Vollintegralhelm, welcher zusätzlich zum Kopf auch den Hals- und
Unterkieferbereich fest umschließt. Autoren der Stanford University
bescheinigten dem Kopfairbag in einer Studie ein bis zu achtfach
niedrigeres Risiko von Gehirnerschütterungen gegenüber einem Helm.
"Kommt der Airbag bei einem Unfall zum Einsatz, dämmt er den Aufprall
des Kopfes und stabilisiert die Halswirbelsäule, sodass sich die
Gefahren eines Schädel-Hirn-Traumas und eines Schleudertraumas der
Halswirbelsäule reduzieren", sagt Spering.

Der Kopfairbag wird vor der Fahrt um den Hals gelegt und mit einem
Reißverschluss geschlossen. Über einen Druckknopf am Reißverschluss
muss bei aufgeladenem Akku vor jeder Fahrradfahrt das
Sicherheitssystem aktiviert werden. "Viele kaufen sich teure E-Bikes
und sparen dann an einem Kopfschutz. Ob Airbag oder Fahrradhelm -
entscheidend ist, dass der Kopf beim Fahrradfahren geschützt wird",
sagt Fahrradunfallforscher und DGOU-Präventionsexperte PD Dr.
Christian Juhra aus der Klinik für Unfall-, Hand und
Wiederherstellungschirurgie am Universitätsklinikum Münster. Gerade
für E-Bike-Fahrer lohnt es sich, einen Kopfairbag in Erwägung zu
ziehen. "Denn das regelmäßige Aufladen des Airbags über ein USB-Kabel,
das von manchen als Nachteil empfunden wird, lässt sich ohne großen
Mehraufwand mit dem Aufladen des E-Bikes verbinden. Auch bei diesem
muss der Akku regelmäßig an die Steckdose, sodass beide Akkus in einem
Arbeitsgang gefüllt werden können", sagt Juhra.

Ältere Menschen entdecken zunehmend das E-Bike für sich, da sie mit
geringerem Kraftaufwand mobil sein können. Doch gerade Senioren sind
besonders gefährdet: Höhere Geschwindigkeiten bei gleichzeitigen
körperlichen Einschränkungen führen nicht selten zu Unfällen mit
schweren Verletzungen. Hier kann ein Helm oder Kopfairbag die Folgen
mildern oder Verletzungen verhindern. Mit gut geschütztem Kopf ist
Fahrradfahren gerade für Senioren ein Zugewinn an Lebensqualität und
verbessert die Gesundheit. Denn Fahrradfahren stärkt die Muskeln und
unterstützt die Gelenkbeweglichkeit insbesondere von Knien.


Hintergrund

Ein aktivierter Kopfairbag oder ein Fahrradhelm dämpfen die bei einem
Unfall auf den Kopf einwirkenden Kräfte, das führt zu weniger schweren
Kopfverletzungen. Zudem können tödliche Hirnverletzungen um 60 bis 70
Prozent reduziert werden. Daten aus dem TraumaRegister DGU®
(TR-DGU) zeigen: Bei den lebensgefährlich verletzten Fahrradfahrern
ist das schwere Schädel-Hirn-Trauma die Hauptverletzung. Das TR-DGU
erfasst im Durchschnitt jährlich circa 2.500 Radfahrer, die nach einem
Unfall in einem Traumazentrum der Initiative TraumaNetzwerk DGU®
intensivmedizinisch versorgt werden müssen - die meisten schweren
Unfälle ereignen sich im Zeitraum von April bis September. Im Jahr
2017 gab es nach Berechnungen des Statistischen Bundesamts 14.123
schwerverletzte und 65.104 leichtverletzte Radfahrer. 382 Menschen
starben bei einem Fahrradunfall.


DGOU-Pressemitteilung: 

Appell an Senioren: Helm auf beim Radeln mit dem Fahrrad oder Pedelec
dgou.de/presse/pressemitteilungen/detailansicht-pressemitteilungen/artikel/appell-an-senioren-helm-auf-beim-radeln-mit-dem-fahrrad-oder-pedelec/

Studie Standford University "Modeling and Optimization of Airbag Helmets for Preventin Head Injuries in Bicycling: 

link.springer.com/article/10.1007/s10439-016-1732-1

 * 
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STANDPUNKT/006: Sterbehelfer Uwe-Christian Arnold zum Verbot der geschäftsmäßigen Förderung der Selbsttötung (Pressenza)


Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Das politische Testament des Sterbehelfers Uwe-Christian Arnold

Vom Humanistischen Pressedienst, 16. April 2019



In Karlsruhe beginnt heute die mündliche Verhandlung zu den
Verfassungsbeschwerden gegen Paragraph 217 StGB, der professionelle
Freitodbegleitungen unter Strafe stellt. Der Arzt und Sterbehelfer
Uwe-Christian Arnold, der am vergangenen Freitag aufgrund seiner
schweren Krebserkrankung selbstbestimmt aus dem Leben schied [1],
formulierte noch am Vorabend seines Todes einen letzten,
nachdrücklichen Appell an das Bundesverfassungsgericht, den wir hier
im vollen Wortlaut veröffentlichen.

Sehr geehrte Damen und Herren, hohes Gericht!

Ich habe mir sehr gewünscht, zur mündlichen Verhandlung in Karlsruhe
erscheinen zu können, aber leider ist mir dies aufgrund einer
fortgeschrittenen Krebserkrankung nicht mehr möglich. Da ich in den
letzten Jahrzehnten mehrere hundert Personen in den Tod begleitet
habe, weiß ich genau, was in einer solchen Situation zu tun ist. Als
Arzt und Sterbehelfer bin ich in dieser Hinsicht privilegiert, die
meisten Menschen hingegen wissen nicht, wie sie mit ihrem Elend, ihrer
Not, ihrem Schmerz, ihren Ängsten umgehen sollen und an wen sie sich
in ihrer Notlage wenden können.

Ich denke, dass sich die Abgeordneten des Deutschen Bundestags bei der
Verabschiedung des "Gesetzes zur Strafbarkeit der geschäftsmäßigen
Förderung der Selbsttötung" nicht einmal ansatzweise vorstellen
konnten, welche Verzweiflung sie mit dieser Entscheidung auslösten.
Viele meiner langjährigen Patientinnen und Patienten sind in Tränen
ausgebrochen, als sie erfuhren, dass ich ihnen wegen Paragraph 217
StGB nicht mehr helfen darf. Denn Sterbehilfe ist nicht zuletzt auch
Lebenshilfe! Viele Menschen haben gerade dadurch wieder neue Kraft zum
Leben gefunden, weil sie wussten, dass ich ihnen in einer ausweglosen
Situation zur Seite stehen würde. Dieses Versprechen konnte ich nach
Verabschiedung des Gesetzes nicht mehr einhalten, was mich persönlich
sehr belastet hat.

Die meisten Ärztinnen und Ärzte in Deutschland haben - wenn
überhaupt - nur sehr wenige Menschen beim Freitod begleitet, weshalb
ihr Wissen auf diesem Gebiet rein anekdotisch ist und nur wenig
Aussagekraft besitzt. Ich aber habe Hunderten von Menschen beim
Sterben geholfen, so dass ich mit dem gesamten Spektrum an Leid
konfrontiert wurde, das mit schwerwiegenden Erkrankungen
unterschiedlichster Art einhergeht. Leider werde ich dieses Wissen
wegen meiner eigenen schweren Erkrankung nicht mehr teilen können.
Doch mein Buch "Letzte Hilfe - Ein Plädoyer für das selbstbestimmte
Sterben" gibt einen guten Eindruck von diesen unterschiedlichen
persönlichen Schicksalen und auch von der Notwendigkeit einer humanen
Sterbehilfe. Es ist, wenn Sie so wollen, mein politisches Testament.

Ich kann mir kaum vorstellen, dass jemand, der dieses Buch mit Herz
und Verstand gelesen hat, weiterhin für eine Aufrechterhaltung von
Paragraph 217 StGB eintreten kann. Deshalb bitte ich Sie, verehrte
Richterinnen und Richter, beschäftigen Sie sich mit den individuellen
Schicksalen, die in "Letzte Hilfe" geschildert werden - und treffen
Sie erst danach Ihre Entscheidung! Bitte verschließen Sie nicht die
Augen vor der Realität, indem Sie sich vom "Mythos des natürlichen
Todes" blenden lassen. Wir alle werden irgendwann sterben müssen - und
dies sollte mit Hilfe eines erfahrenen Arztes möglichst schmerzfrei
und selbstbestimmt geschehen, nicht qualvoll und fremdbestimmt!
Versagen Sie den Menschen nicht ihr "letztes Menschenrecht" auf einen
würdevollen Tod! Deshalb muss dieses "Sterbehilfeverhinderungsgesetz",
wie es mein Freund und Co-Autor Michael Schmidt-Salomon einmal genannt
hat, unbedingt fallen: Es kann und darf in einer modernen, offenen
Gesellschaft keinen Bestand haben!

Uwe-Christian Arnold,

11.4.2019


Erstveröffentlicht:

https://hpd.de/artikel/bitte-verschliessen-sie-nicht-augen-realitaet-16723


Anmerkung:


[1] https://hpd.de/artikel/sterbehelfer-leben-liebte-16718


Der Text steht unter der Lizenz Creative Commons 4.0

http://creativecommons.org/licenses/by/4.0/
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STANDPUNKT/005: Dt. Gesellschaft für Palliativmedizin zum Verbot der geschäftsmäßigen Förderung der Selbsttötung (idw)


Deutsche Gesellschaft für Palliativmedizin e.V. - 16.04.2019

DGP zu § 217 StGB: Leid, Angst und Verzweiflung können bei Schwerstkranken zu Sterbewünschen führen

Patientinnen und Patienten haben Recht auf Therapieverzicht und -abbruch /
Auch seltener Wunsch nach Suizidbeihilfe erfordert offenen, respektvollen
und sensiblen Umgang / Beihilfe zum Suizid gehört nicht zu ärztlichen
Aufgaben / Vertrauensvolle Gespräche über Sterbewünsche bahnen häufig die
Annäherung an Alternativen zur Leidensminderung



Die Einführung des § 217 im Strafgesetzbuch hat nach Einschätzung der
Deutschen Gesellschaft für Palliativmedizin (DGP) keine negativen
Auswirkungen auf die Palliativversorgung unheilbar erkrankter Menschen.
Vor gut drei Jahren wurde das Verbot der geschäftsmäßigen Förderung der
Selbsttötung eingeführt. Dieses hat insbesondere bei Ärztinnen und Ärzten
Verunsicherung ausgelöst, inwieweit sie sich in der Begleitung und
Behandlung von schwerkranken Patienten, die nicht länger leben wollen,
strafbar machen könnten. Elf Verfassungsbeschwerden gegen das Verbot
geschäftsmäßiger Sterbehilfe sind seit 2017 beim Bundesverfassungsgericht
(BVerfG) anhängig, von denen sechs am 16./17. April im Mittelpunkt einer
zweitägigen mündlichen Verhandlung vor dem BVerfG stehen.

Als geladener Sachverständiger bekräftigt Prof. Dr. Lukas Radbruch,
Präsident der Deutschen Gesellschaft für Palliativmedizin (DGP), heute vor
dem Bundesverfassungsgericht, dass die strafrechtliche Regelung mittels §
217 StGB die Palliativversorgung von schwerstkranken Menschen auch dann
gewährleiste, wenn diese einen Sterbewunsch äußern. "Es zählt unbedingt zu
den Aufgaben aller in der Palliativversorgung Tätigen, sich offen und
respektvoll mit Sterbewünschen, wie auch Suizidwünschen im engeren Sinne,
auseinanderzusetzen." Es sei zu kurz gegriffen, einen geäußerten
Todeswunsch als konkrete Handlungsaufforderung im Sinne einer Bitte um
Suizidbeihilfe zu verstehen, hob der Präsident der DGP hervor, in der fast
6.000 in der Palliativversorgung Tätige Mitglied sind.

Schwer kranke Menschen, die den Wunsch zu sterben äußern, wünschen oftmals
das Ende einer ihnen unerträglichen Situation tiefer Not und Verzweiflung.
Häufig ist es die Angst, Schmerzen, Luftnot oder anderen schweren
Symptomen hilflos ausgeliefert zu sein, Angst vor dem Verlust körperlicher
Funktionen und Fähigkeiten, Angst, beim Sterben alleingelassen zu werden,
Angst vor Vereinsamung, Angst vor einem als würdelos empfundenen Zustand,
Angst vor medizinischer Überversorgung oder Angst, dauerhaft
Medizintechnik (zum Beispiel durch künstliche Beatmung) ausgeliefert zu
sein. Viele Patienten begründen ihren Sterbewunsch auch mit der Sorge,
anderen zur Last zu fallen.

In der Versorgung von Schwerstkranken und Sterbenden werden Ärztinnen und
Ärzte insbesondere in der Palliativversorgung immer wieder mit
Sterbewünschen ihrer Patienten konfrontiert. Die tägliche Praxis zeigt
aber, dass dies oft den Wunsch nach einem offenen Gespräch zum Ausdruck
bringe, nach alternativen Angeboten und nach einem gemeinsamen Aushalten
der bedrückenden Situation. Entsprechend darf der Wunsch zu sterben
keinesfalls tabuisiert werden. Im Gegenteil: Radbruch plädierte vor dem
Bundesverfassungsgericht in aller Klarheit dafür, "die Äußerung von
Sterbewünschen als Zeichen des Vertrauens zu werten. Erst ein offener
Umgang mit diesem existentiellen Anliegen kann den Weg eröffnen, mit den
betroffenen Patienten, deren Angehörigen und dem eingebundenen Team die
palliativmedizinischen Optionen zur Linderung von Leid zu erörtern und zu
versuchen, einen gemeinsamen Weg zu finden."

Entsprechende Äußerungen von Patienten dürften nicht dazu führen, dass
notwendige symptomlindernde Maßnahmen wie z.B. die Gabe von hochdosierten
Opioiden zur Schmerzbehandlung unterlassen werden, erklärte der
Anästhesiologe und Palliativmediziner Radbruch.

Für die kleine Zahl an schwerstkranken Menschen, bei denen mit den
Möglichkeiten der Palliativversorgung keine ausreichende Leidenslinderung
erreicht werden kann und für die eine palliative Sedierung nicht in Frage
kommt, stünden Alternativen zu einem Suizid zur Verfügung. Patienten haben
ein Recht auf Verzicht oder Abbruch jeder Art von lebensverlängernder
Therapie. Dies umfasst zum Beispiel auch das Abstellen der kontrollierten
Beatmung bei Patienten, die nicht mehr selbständig atmen können. Mit einer
angemessenen Sedierung kann sichergestellt werden, dass dieser Prozess der
Beatmungsbeendigung nicht als qualvoll empfunden wird. Ebenso kann jede
andere lebensverlängernde Therapie beendet werden, zum Beispiel die Gabe
von kreislaufunterstützenden Medikamenten oder Antibiotika, der Einsatz
von Dialyseverfahren oder künstlicher Ernährung.

Auch entscheiden sich in seltenen Fällen immer wieder einmal
schwerstkranke und leidende Menschen, auf Essen und Trinken zu verzichten.
Die Entscheidung zu einem solchen Verzicht liegt alleine bei den
Patienten, hebt die Deutsche Gesellschaft für Palliativmedizin in einer
aktuellen Stellungnahme hervor: "Wesentlich ist hier, dass der oder die
Betroffene aus freiem Willen handelt und nicht durch eine krankhafte
Essstörung oder eine andere psychiatrische Grunderkrankung in der
Entscheidungsfähigkeit eingeschränkt ist. Der freiwillige Verzicht auf
Essen und Trinken kann ärztlich, pflegerisch und psychosozial begleitet
werden, um gegebenenfalls Durst- und Hungergefühle effektiv zu lindern."

Unmissverständlich betont die wissenschaftliche Fachgesellschaft:
"Unabhängig von der moralischen und ethischen Bewertung eines Suizids und
der Bereitschaft, darüber offen und ohne Tabus zu sprechen, gehört die
Mitwirkung daran nicht zu den ärztlichen Aufgaben. Der Suizid ist auch
keine vom Arzt oder anderen Mitgliedern eines Behandlungsteams zu
empfehlende Option."

Fazit der Deutschen Gesellschaft für Palliativmedizin: "In der
Palliativversorgung sollte die Bitte um Beihilfe zum Suizid auf jeden Fall
ernst genommen und respektiert werden. Mit dem Patienten sollten über
seine Wünsche und Ängste gesprochen werden und alternative Optionen zur
Leidensminderung aufgezeigt werden. Dazu gehört eine umfassende Aufklärung
über Möglichkeiten der medikamentösen und nichtmedikamentösen Schmerz- und
Symptomkontrolle, unter Umständen auch über die Option der palliativen
Sedierung, über Therapieverzicht und Therapiebegrenzung sowie den
freiwilligen Verzicht auf Nahrung und Flüssigkeit. Die neue gesetzliche
Regelung berücksichtigt, dass in wenigen Einzelfällen von dem Behandler
keine andere Möglichkeit gesehen wird als die Unterstützung beim Suizid,
und lässt diese im Einzelfall und aus altruistischen Motiven heraus
gewährte Hilfe straffrei."

Stellungnahme der Deutschen Gesellschaft für Palliativmedizin vom
12.03.2019 im Vorfeld der mündlichen Verhandlung des 2. Senats des
Bundesverfassungsgerichts am 16. und 17. April 2019 in Sachen § 217 StGB
(geschäftsmäßige Förderung der Selbsttötung) zu den
Verfassungsbeschwerdeverfahren 2 BvR 651/16, 2 BvR 1261/16, 2 BvR 2347/15,
2 BvR 1593/16, 2 BvR 2354/16, 2 BvR 2527/16
https://www.dgpalliativmedizin.de/phocadownload/DGP%20Stellungnahme%20Verhandlung%20BVerfG%20120319.pdf

HINTERGRUNDINFORMATIONEN

Stellungnahme der Deutschen Gesellschaft für Palliativmedizin vom
14.02.2019 zum Antrag der Abgeordneten Katrin Helling-Plahr, Stephan
Thomae, Grigorios Aggelidis, weiterer Abgeordneter und der Fraktion der
FDP "Rechtssicherheit für schwer und unheilbar Erkrankte in einer extremen
Notlage schaffen"

https://www.dgpalliativmedizin.de/phocadownload/stellungnahmen/DGP_Stellungnahme_Rechtssicherheit_fr_schwer_und_unheilbar_Erkrankte_130202019.pdf

Tolmein O, Simon A, Ostgathe C, Alt-Epping B, Melching H, Radbruch L et
al: Verbot der geschäftsmäßigen Förderung der Selbsttötung. Balanceakt in
der Palliativmedizin. Deutsches Ärzteblatt 2017; 114: A 302-307.

https://www.aerzteblatt.de/archiv/186377/Verbot-der-geschaeftsmaessigen-Foerderung-der-Selbsttoetung-Balanceakt-in-der-Palliativmedizin

Verbot der geschäftsmäßigen Förderung der Selbsttötung (§ 217 StGB):
Hinweise und Erläuterungen für die ärztliche Praxis. Bekanntmachung der
Bundesärztekammer. Deutsches Ärzteblatt 2017; 114: A 334 - 336.

https://www.aerzteblatt.de/archiv/186360/Verbot-der-geschaeftsmaessigen-Foerderung-der-Selbsttoetung-(-217-StGB)-Hinweise-und-Erlaeuterungen-fuer-die-aerztliche-Praxis

Nauck F, Ostgathe C, Radbruch L: Ärztlich assistierter Suizid: Hilfe beim
Sterben - keine Hilfe zum Sterben. Deutsches Ärzteblatt 2014; 111: A
67-71.

https://www.aerzteblatt.de/archiv/152921

Jansky M, Jaspers B, Radbruch L, Nauck F: Einstellungen zu und Erfahrungen
mit ärztlich assistiertem Suizid. Eine Umfrage unter Mitgliedern der
Deutschen Gesellschaft für Palliativmedizin. Bundesgesundheitsbl 2017, 60:
89-98.

https://www.springermedizin.de/einstellungen-zu-und-erfahrungen-mit-aerztlich-assistiertem-suiz/11096338


Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution1908
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FORSCHUNG/796: Was geschieht im Körper von Patienten mit Amyotropher Lateralsklerose? (idw)


Technische Universität Dresden - 15.04.2019

Was geschieht im Körper von ALS-Patienten?

Wissenschaftler der TU Dresden finden Wege, um das Absterben von
Nervenzellen zu verringern und erforschen Therapieansätze zur Behandlung
von ALS



Die Amyotrophe Lateralsklerose (ALS) ist eine unheilbare Erkrankung des
zentralen Nervensystems. Nicht selten verläuft ALS nach der Diagnose
innerhalb kürzester Zeit tödlich. Nur wenige Menschen können wie der
Astrophysiker Steven Hawking Jahrzehnte mit der Krankheit leben.
Doch was geschieht im Körper von ALS-Patienten? Die Muskulatur und damit
die Bewegung des Körpers werden von speziellen Nervenzellen, den
Motoneuronen, gesteuert. Diese sterben im Verlauf der Erkrankung nach und
nach ab. Mit Fortschreiten der ALS leiden die Patienten zunehmend an
Muskelschwäche und Lähmungserscheinungen, die zu Sprach-, Bewegungs- und
Schluckstörungen führen und das alltägliche Leben der Patienten stark
beeinträchtigen.

Welche Prozesse führen zum Tod der Nervenzellen? Die Ursachen, die zum
Absterben der Nervenzellen führen, sind nicht vollständig bekannt.
Erforscht ist jedoch, dass verändertes Verhalten bestimmter Proteine im
direkten Zusammenhang mit ALS stehen. Eines dieser Proteine ist das
RNA-bindende Protein FUS (FUsed in Sarcoma), welches innerhalb der Zellen eine
entscheidende Rolle spielt: Es reguliert genetische Botenstoffe und
beeinflusst das Zusammenspiel verschiedener Proteine. Mutationen im
FUS-Protein führen zu Ablagerungen und Verklumpung des FUS-Proteins im
Zytoplasma, wodurch eine der aggressivsten ALS-Varianten entsteht.

Lara Marrone und Jared Sterneckert vom Zentrum für Regenerative Therapien
Dresden (CRTD) der Technischen Universität Dresden (TUD) haben gemeinsam
mit anderen Wissenschaftlern aus Deutschland, Italien, den Niederlanden
und den USA herausgefunden, dass die Wechselwirkungen zwischen den
RNA-bindenden Proteinen stärker zur Entstehung der ALS-Erkrankung beitragen,
als bisher bekannt war. In ihrer kürzlich veröffentlichten Arbeit zeigte
das Forscherteam, dass die Interaktionen geschädigter FUS-Proteine mit
anderen Eiweißen das Gleichgewicht (Homöostase) der RNA-bindenden Proteine
stören, was entscheidend zur Degeneration der Nervenzellen beiträgt. Die
Wissenschaftler zeigten auch, dass ein mit Medikamenten herbeigeführter
Abbau von zelleigenen Proteinen (Autophagie) die pathologischen Prozesse
bremst, die ihre Ursache im fehlerhaft angehäuften FUS-Protein haben
können. Durch die herbeigeführte Autophagie werden nicht nur die
RNA-bindende Proteine gerettet, sondern auch das Absterben der Nervenzellen
verringert. Diese Verbesserung wurde von den Wissenschaftlern in
Zellkultur-Experimenten mit reprogrammierten Stammzellen (iPS-Zellen) von
Patienten entwickelt und im Modellorganismus der Fruchtfliege bestätigt.

Lara Marrone, Promotionsstudentin am CRTD, und Hauptautorin der Studie,
erklärt: "Fehlerhaft angesammeltes FUS-Protein beeinträchtigt die
Proteinabbaumaschine, so dass sich FUS im Zytoplasma der Zellen anhäuft.
Dies löst einen Teufelskreis aus, der die zellulären
Qualitätskontrollsysteme für Proteine, welche für die Aufrechterhaltung
des Protein-Gleichgewichts verantwortlich sind, weiter behindert. Wir
vermuteten deshalb, dass eine Verstärkung der Autophagie auch die
Situation anderer RNA-bindenden Proteine verbessern könnte." Inwieweit
eine verstärkte Autophagie einen möglichen Therapieansatz für
ALS-Patienten darstellt, werden die Forscher der Sterneckert-Gruppe am CRTD
nun untersuchen. Ein weiteres Ziel ihrer Forschung ist es, RNA-bindende
Proteine in Patientenproben als Biomarker für die ALS-Erkrankung zu
verwenden.

Die Wissenschaftler veröffentlichten ihre Forschungsergebnisse im
renommierten Wissenschaftsmagazin Acta Neuropathologica. Ihre Studie wurde
durch die TUD/CRTD, die Deutsche Forschungsgemeinschaft, das EU-Programm
"Neurodegenerative Disease Research", das Robert Packard Center for ALS
Research, das Bundesministerium für Bildung und Forschung, das US National
Institute of Health, die Max-Planck-Gesellschaft, den Europäischen
Forschungsrat, die Muscular Dystrophy Association, die Deutsche
Gesellschaft für Muskelkranke e.V., die Initiative Therapieforschung ALS
e.V., die Petermax-Müller-Stiftung, die Hans und Ilse Breuer-Stiftung und
die Alexander-von-Humboldt-Stiftung finanziert. Sie entstand in
Kooperation mit Universitäten und Forschungsinstituten in Europa (Aachen,
Amsterdam, Dresden, Hannover, Mailand, Münster) und den USA (Pittsburgh,
San Francisco). Die Studie wurde unterstützt durch das Center for
Molecular and Cellular Bioengineering (CMCB) an der TUD.

Jared Sterneckert und sein Team nutzen induzierte pluripotente Stammzellen
(iPS-Zellen), um neurodegenerative Erkrankungen wie ALS und Parkinson zu
erforschen. Sie arbeiten am CRTD, wo Spitzenforscher aus mehr als 30
Ländern die Prinzipien der Zell- und Geweberegeneration entschlüsseln und
deren Nutzung zur Diagnose und Behandlung von Krankheiten ergründen. Das
CRTD verknüpft Labor und Klinik, vernetzt Wissenschaftler mit Ärzten,
nutzt Fachwissen in Stammzellforschung, Genom-Editierung und
Geweberegeneration für das eine Ziel: die Heilung von neurodegenerativen
Erkrankungen wie ALS, Alzheimer und Parkinson, hämatologischen Krankheiten
wie Leukämie, Stoffwechselerkrankungen wie Diabetes sowie Augen- und
Knochenerkrankungen mittels neuer Diagnose- und Therapiemöglichkeiten.


Originalpublikation:

Acta Neuropathologica:

https://link.springer.com/article/10.1007/s00401-019-01998-x

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution143
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Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Technische Universität Dresden - 15.04.2019

WWW: http://idw-online.de
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NIERE/082: SGLT2-Hemmer verlangsamen das Fortschreiten der chronischen Nierenkrankheit (idw)


Deutsche Gesellschaft für Nephrologie e.V. (DGfN) - 15.04.2019

SGLT2-Hemmer verlangsamen das Fortschreiten der chronischen Nierenkrankheit



Die aktuell publizierte CREDENCE-Studie [1] stellt in vielerlei Hinsicht
eine Sensation dar: Sie wurde vorzeitig abgebrochen, weil sich bereits vor
dem geplanten Studienende eine signifikante Überlegenheit des
Prüfmedikaments abzeichnete. Sie ist somit nicht nur eine der wenigen
nephrologischen Studien der letzten Dekaden, die positiv ausfielen, sie
gibt darüber hinaus Evidenz dafür, dass SGLT2-Hemmer das Fortschreiten der
chronischen Nierenkrankheit (CKD) zusätzlich zur Standardtherapie mit
RAAS-Inhibitoren wirksam aufhalten. Seit Jahren wird nach Therapien
gesucht, um die Krankheitsprogredienz zu verlangsamen und Betroffenen ein
möglichst langes Leben ohne Dialyse zu ermöglichen.

Nierenexperten sprechen von einem Meilenstein. "Seit Jahrzehnten trat die
Forschung auf der Stelle und verschiedene Substanzen, mit denen man die
Progredienz der chronischen Nierenkrankheit aufzuhalten hoffte, versagten
spätestens in der dritten Phase der klinischen Prüfung und erwiesen sich
als unwirksam oder gar gefährlich", erklärt Professor Dr. Jan C. Galle,
Pressesprecher der Deutschen Gesellschaft für Nephrologie (DGfN). Daher
sind die vor wenigen Stunden in Melbourne beim Welt-Nierenkongress
vorgestellten und im "New England Journal of Medicine" publizierten Daten
von so großer Bedeutung: Es konnte gezeigt werden, dass Canagliflozin, ein
SGLT2-Inhibitor, zusätzlich zur Standardtherapie (RAAS-Blockade mit
ACE-Hemmern oder Angiotensin-Rezeptor-Blockern) das Fortschreiten der
chronischen Nierenkrankheit signifikant verlangsamen kann: Das relative
Risiko den renalen Studienendpunkt, bestehend aus Erreichen der
Dialysepflichtigkeit, Verdopplung des Serum-Kreatinins oder renaler Tod,
bei den untersuchten Patienten zu erreichen, konnte durch das Medikament
um etwa ein Drittel (34%) reduziert werden (HR 0,66; Konfidenzintervall
0,53-0,81; p=0,001). Auch das Risiko, an Herz- oder Gefäßerkrankungen zu
versterben, war bei den mit Canagliflozin behandelten Patienten
hochsignifikant geringer.

"Dieses Ergebnis stellt einen echten Durchbruch dar", erklärt Prof. Galle.
"Die Zahl der Patienten, die weltweit an den Folgen der CKD versterben,
wird mit 5-10 Millionen angegeben. In Deutschland sind derzeit etwa 80.000
Menschen an der Dialyse - genaue Zahlen fehlen leider, weil es in
Deutschland als nahezu einziges Land in Europa kein Dialyseregister gibt -
und die durchschnittliche Lebenserwartung von Dialysepatienten ist
geringer als die eines Darmkrebspatienten." Schätzungen zufolge sind
10%-11% aller Menschen von einer leichtgradigen Nierenkrankheit betroffen,
die bei einigen schneller, bei anderen weniger schnell voranschreitet.
Besonders häufig betroffen sind Diabetes-Patienten, die in der
vorliegenden CREDENCE-Studie untersucht wurden.

In der Studie wurden 4.401 Typ-2-Diabetiker (mit diabetischer
Nierenerkrankung), GFR zwischen 30 und 90 ml/min/1,73 m2 und Albuminurie)
randomisiert und sie erhielten entweder Canagliflozin oder ein Placebo.
Die Nachbeobachtungszeit betrug im Median 2,62 Jahre. Dann bereits zeigte
sich ein signifikanter Vorteil der Medikation im Hinblick auf den renalen
Endpunkt wie auch den kombinierten sekundären Endpunkt (bestehend aus
Sterblichkeit aufgrund von kardiovaskulären Ereignissen, Myokardinfarkt
oder Schlaganfall). "Allein die Rate der Patienten, die dialysepflichtig
wurden, konnte durch die SGLT2-Hemmung zusätzlich zur Standardtherapie um
fast ein Drittel (32%) gesenkt werden, was enorm ist", kommentiert Prof.
Galle.

Dabei wurde das Potenzial von SGLT2-Hemmern, die Nierenfunktion zu
schützen, eher zufällig entdeckt. Maßgeblich daran beteiligt war der
Würzburger Nephrologe Prof. Dr. Christoph Wanner als Co-Autor der
EMPA-REG-Outcome-Studien [2]. SGLT-2-Hemmer sind selektive Hemmer des
Natrium-Glukose-Cotransporters-2 (SGLT2; auch "Gliflozine"). Sie hemmen die
Glukose-Rückresorption in den Nierentubuli, was zur verstärkten
Ausscheidung von Glucose mit dem Urin führt; der Blutzuckerspiegel sinkt.
Die Substanzen wurden als orale Antidiabetika entwickelt und man erhoffte
sich durch den Einsatz, auch das hohe kardiovaskuläre Risiko von
Diabetikern positiv beeinflussen zu können. Die EMPA-REG-Outcome-Studie
sollte genau das untersuchen, Langzeiteffekte auf die Progression der
Nierenerkrankung waren lediglich im sekundären Endpunkt erhoben worden,
den Professor Wanner und Kollegen gesondert auswerteten [3]. "Wir hatten
gar nicht erwartet, dass das Prüfmedikament einen so großen
nephroprotektiven Effekt hat, doch EMPA-REG gab ein klares Signal, dass
der SGLT2-Inhibitor zu einem signifikant geringeren Verlust der
Nierenfunktion führte." Auch die CANVAS Studie [4] mit Canagliflozin und
einem ähnlichen Design wie die EMPA-REG-Studie konnte den positiven Effekt
auf das renale Outcome - allerdings ebenfalls nur im sekundären Endpunkt -
bestätigen, weshalb von einem Substanzklasseneffekt auszugehen ist.

Die beobachteten nierenschützenden Effekte waren so ermutigend, dass große
randomisierte Studien auf den Weg gebracht wurden, um den renalen Effekt
von verschiedenen SGLT2-Inhibitoren im primären Endpunkt zu untersuchen -
darunter die nun publizierte CREDENCE-Studie, deren Ergebnisse heute
vorgestellt wurden und die mit hoher Wahrscheinlichkeit dazu führen wird,
dass SGLT2-Inhibitoren in die Standardtherapie von Patienten mit
diabetischer Nierenkrankheit integriert werden, denn in der Studie wurden
keine relevanten Sicherheitssignale beobachtet.

Unter der Leitung von Prof. Wanner läuft derzeit noch eine
multizentrische, internationale, randomisierte, doppelblinde
Placebo-kontrollierte Studie mit Empagliflozin mit ca. 5.000 Patienten mit
manifester chronischer Nierenerkrankung mit und ohne Diabetes mellitus.
Die Studie ist ereignisgesteuert und wird fortgesetzt, bis die
erforderliche Anzahl primärer Endpunkte erreicht ist. "Spannend an dieser
Studie ist, ob auch Nicht-Diabetiker in gleicher Weise vom renoprotektiven
Effekt der Therapie profitieren", so Prof. Wanner. "Diabetes ist zwar die
häufigste Ursache für eine chronische Nierenkrankheit - etwa die Hälfte
der Patienten an der Dialyse sind Diabetiker - aber wir hoffen natürlich,
auch den anderen nierenkranken Menschen helfen zu können."


Literatur
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LABEL/5080: Sony Music Press Relations Newsletter - KW16/2019 (Sony Music)


SONY MUSIC PRESS RELATIONS NEWSLETTER KW16/2019

München, 17. April 2019



Auf Heimatbesuch - Beyoncé veröffentlicht heute ihr Live-Album
"Homecoming"

Sie hat es schon wieder getan: Heute Morgen am 17. April
veröffentlichte Beyoncé überraschend ihren 2018-er
Coachella-Live-Auftritt als Album. "Homecoming" begleitet somit als
Audio-Mitschnitt die gleichnamige Netflix-Dokumentation, die ab
sofort zu sehen ist.


Kommende Alben-Veröffentlichungen

17.04. Beyoncé - Homecoming - The Live Album

19.04. Cage The Elephant - Social Cues

26.04. O.S.T. - For The Throne - Music Inspired By The HBO Series Game Of Thrones 

26.04. Das Moped - Alle wollen Liebe

26.04. Winnetka Bowling League - Cloudy With A Chance Of Sun

26.04. Pink - Hurts 2B Human

26.04. Estikay - Blueberry Boyz

26.04. AJR - Neotheatre

03.05. Amon Amarth - Berserker

03.05. Von wegen Lisbeth - sweetlilly93@hotmail.com

03.05. Vampire Weekend - Father Of The Bride

10.05. Lukas Rieger - Justice

17.05. Guapo Lou - Lucky Land (EP)

17.05. Exclusive - Lieder für die Autobahn

14.06. Alle Farben - Stickers On My Suitcase

14.06. Bonaparte - Was mir passiert

21.06. Estikay - Blueberry Boyz

21.06. Mark Ronson - Late Night Feelings

05.07. Semino Rossi - So ist das Leben

30.08. Hämatom - Maskenball


On Tour

Bruckner

09.05. Würzburg - Cairo

10.05. Stuttgart - Club Cann

11.05. Passau - Zeughaus

12.05. Köln - Volta

13.05. Frankfurt - Brotfabrik

15.05. Leipzig - Horns Erben

16.05. Hamburg - Nochtwache

17.05. Berlin - Prachtwerk

18.05. Hannover - Lux

23.05. München - Ampere

Missio

17.05. Berlin - Maze

18.05. Köln - Artheater

Backstreet Boys

21.05. Hannover - TUI-Arena

25.05. Mannheim - SAP-Arena

27.05. München - Olympiahalle

29.05. Berlin - Mercedes-Benz-Arena

20.06. Köln - Lanxess-Arena

Mariah Carey

02.06. Hamburg - Barcleycard-Arena

P!nk

05.07. Köln - Rhein-Energie-Stadion

06.07. Köln - Rhein-Energie-Stadion

08.07. Hamburg - Volksparkstadion

10.07. Stuttgart - Mercedes-Benz-Arena

12.07. Hannover - HDI-Arena

14.07. Berlin - Olympiastadion

22.07. Frankfurt - Commerzbank-Arena

26.07. München - Olympiastadion

27.07. München - Olympiastadion

09.08. Gelsenkirchen - Veltins-Arena

Annett Louisan

19.07. Weißenfels - Schloss Weißenfels

20.07. Rathenow - Optikpark Rathenow

27.07. Zwickau - Planitzer Schlossakkord

29.07. Bad Hersfeld - Stiftsruine

30.07. Friedrichshafen - Kulturufer

31.07. Calw-Hirsau - Klosterruine Hirsau

02.08. Bad Elster - NaturTheater

08.09. Hamburg - Elbphilharmonie

21.10. Dresden - Konzertsaal im Kulturpalast

23.10. Erfurt - Messe

25.10. Magdeburg - Stadthalle

26.10. Braunschweig - Staatstheater Braunschweig

28.10. München - Philharmonie im Gasteig

29.10. Nürnberg - Meistersingerhalle

03.11. Frankfurt am Main - Jahrhunderthalle Frankfurt

04.11. Chemnitz - Stadthalle

05.11. Leipzig - Gewandhaus

06.11. Kassel - Kongress-Palais Kassel

08.11. Wilhelmshaven - Stadthalle Wilhelmshaven

09.11. Münster - Münsterland Halle

11.11. Berlin - Tempodrom

12.11. Rostock - Stadthalle Rostock

13.11. Bremen - Metropol-Theater Bremen

15.11. Kiel - Sparkassen-Arena-Kiel

17.11. Köln - Palladium

18.11. Saarbrücken - Saarlandhalle

19.11. Zürich - Kaufleuten Restaurants

21.11. Hannover - Kuppelsaal

22.11. Bochum - Jahrhunderthalle

Tash Sultana

24.07. München - Zenith

26.07. Köln - Tanzbrunnen

27.07. Berlin - Zitadelle

Khalid

09.09. Hamburg - Barclaycard-Arena

28.09. Frankfurt - Jahrhunderthalle

02.10. Oberhausen - König-Pilsener-Arena

09.10. München - Zenith

 * 

Quelle:

Sony Music Entertainment Germany GmbH

Balanstraße 73, Haus 31 - 81541 München
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KLASSIK/10198: München - Haydns Schöpfung mit G. Antonini und seinem Barockorchester, 11.5.2019 (BR)


Bayerischer Rundfunk - Pressemitteilung vom 22. März 2019

Chor des BR / 5. Abokonzert

Haydns Schöpfung mit G. Antonini und seinem Barockorchester

Samstag, 11. Mai um 20.00 Uhr im Münchner Herkulessaal



"Die Schöpfung" zählt zu Joseph Haydns genialen Alterswerken. Der zu
seiner Zeit noch relativ neuen Musikform Oratorium legte er eine
Mischung aus Bibeltexten und Ausschnitten aus John Miltons "Paradise
Lost" zugrunde, das Werk atmet den Geist der Aufklärung: Gott
erscheint als Weltenbauer, der Mensch lebt in Selbstbestimmung und der
Sündenfall bleibt außen vor. Mit der Aufführung am Samstag, 11. Mai um
20.00 Uhr im Münchner Herkulessaal setzt der Chor des Bayerischen
Rundfunks seine Zusammenarbeit mit Giovanni Antonini und seinem
exzellenten Barockensemble "Il Giardino Armonico" fort.

Schon seit geraumer Zeit sind Giovanni Antonini und sein
Barockensemble "Il Giardino Armonico" (Der harmonische Garten)
intensiv mit Haydns sinfonischem Werk befasst: Bis 2032, dem 300.
Geburtstag des Komponisten, wollen sie alle 107 Haydn-Sinfonien neu
mit historischen Instrumenten einspielen. 2014 haben sie damit
begonnen, inzwischen sind sieben Sinfonien auf dem Markt.

Mit Haydns "Schöpfung" bringt Antonini nun die Musikgattung Oratorium
zur Aufführung, gemeinsam mit einem hochrangigen Solisten-Ensemble und
dem Chor des Bayerischen Rundfunks.

Mitwirkende

Anna Lucia Richter, Sopran

Maximilian Schmitt, Tenor

Florian Boesch, Bass

Chor des Bayerischen Rundfunks

Il Giardino Armonico

Giovanni Antonini, Leitung

Einführung

Vor dem Konzert wird von Ilona Hanning und Gästen um 19.00 Uhr im Saal
eine Einführung angeboten.

Tickets
BRticket: Tel. 0800 / 5900 594 (gebührenfrei) oder
www.shop.br-ticket.de sowie München Ticket, Tel. 089/54818181

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 22. März 2019

Herausgeber:

Bayerischer Rundfunk, Anstalt des öffentlichen Rechts

Rundfunkplatz 1, 80335 München

Pressestelle

Telefon: 089 / 59 00-01, Telefax: 089 / 59 00-18 59 00

E-Mail: info@br.de

Internet: www.br.de
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LIEDER/1821: München - "Volkslied Reloaded", 8.5.2019 (BR)


Bayerischer Rundfunk - Pressemitteilung vom 9. April 2019

"Volkslied Reloaded"

Quadro Nuevo und das Münchner Rundfunkorchester

Mittwoch, 8. Mai 2019, 19.30 Uhr, im Münchner Prinzregententheater



Mit dem Programm "Volkslied reloaded" hebt das Weltmusik-Ensemble
Quadro Nuevo gemeinsam mit dem Münchner Rundfunkorchester einen etwas
in Vergessenheit geratenen musikalischen Schatz: In insgesamt vier
Konzerten werden bekannte deutsche Volkslieder in neuen Variationen
präsentiert, zum Beispiel als lässiger Bossa-Nova oder
leidenschaftlicher Tango. Premiere ist am Mittwoch, 8. Mai 2019, im
Münchner Prinzregententheater, sie wird live in BR-KLASSIK/Hörfunk und
per Video-Livestream übertragen.

Die Leitung hat die österreichische Dirigentin Elisabeth Fuchs, auch
bei den drei Gastkonzerten in Gersthofen, Ludwigsburg und
Fürstenfeldbruck.

Ob Liebe oder Schönheit, Freiheit oder Rausch: In den nahezu
vergessenen Volksliedern findet sich das Leben in all seinen Facetten
wieder. Das mehrfach prämierte Weltmusik-Jazz-Ensemble Quadro Nuevo
und das Münchner Rundfunkorchester haben sich traditionelle deutsche
Volkslieder vorgenommen und sie mit musikalischen Finessen in ein
neues Instrumental-Gewand gekleidet. Unter der Leitung von Elisabeth
Fuchs lassen Orchester und Ensemble bekannte Lieder wie "Der Mond ist
aufgegangen", "Hoch auf dem gelben Wagen" oder "Die Gedanken sind
frei" in speziellem Sound frisch erblühen. Mit den neuen Fassungen der
Melodien wie "In einem kühlen Grunde", "Kein schöner Land" oder
"Maikäfer flieg" wird das Konzert zu einer musikalischen
Entdeckungsreise.

Der Abend wird moderiert von Mulo Francel, dem "Kreativ-Kopf" des
Ensembles.

Bei allen vier Konzerten besteht im Anschluss die Möglichkeit, die
CD-Aufnahme "Volkslied reloaded", eine Koproduktion von BR/SONY,
signieren zu lassen.

Mitwirkende:

Quadro Nuevo

Münchner Rundfunkorchester

Leitung: Elisabeth Fuchs

Programm:

Hoch auf dem gelben Wagen

Kein schöner Land 

Sah ein Knab ein Röslein stehn 

Am Brunnen vor dem Tore

Die Gedanken sind frei 

Bona Nox

Ich weiß nicht, was es bedeuten soll ("Loreley")

Der Mond ist aufgegangen

Servus Habibi, oide Kat - Lieder aus dem bajuwarischen Raum

In einem kühlen Grunde

Trinklieder reloaded

Im Frühtau zu Berge

Live-Übertragung:

BR-KLASSIK überträgt das Konzert live im Hörfunk und im Video-Livestream
unter www.br-klassik.de/concert


Termine der Gastkonzerte:

Donnerstag, 9. Mai 2019, 19.30 Uhr in Gersthofen, Stadthalle

Freitag, 10. Mai 2019, 20.00 Uhr in Ludwigsburg, Forum am Schlosspark

Samstag, 11. Mai 2019, 19.30 Uhr in Fürstenfeldbruck, Veranstaltungsforum


Karten:

18,- bis 45,- Euro (Schüler und Studenten 8,- Euro)

Erhältlich bei BRticket über www.shop.br-ticket.de oder Tel. 0800 / 5900 594
sowie über MünchenTicket www.muenchenticket.de oder Tel. 089 / 54 81 81 81.

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 9. April 2019

Herausgeber:

Bayerischer Rundfunk, Anstalt des öffentlichen Rechts

Rundfunkplatz 1, 80335 München

Pressestelle

Telefon: 089 / 59 00-01, Telefax: 089 / 59 00-18 59 00

E-Mail: info@br.de
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VORTRAG/098: Köln - Juan Atkins, "Respect The Sound", 9.5.2019


Kunsthochschule für Medien Köln - 11.03.2019

Soundings #016: Juan Atkins - Respect The Sound

Vortrag + Performance

Donnerstag, 9.5.2019, 20 Uhr, Aula, Filzengraben 2, 50676 Köln

Der Eintritt ist, wenn nicht anders angegeben, frei



Als Mitbegründer des legendären Detroit-Techno macht Juan Atkins
nunmehr seit 35 Jahren Musik und veröffentlichte auf legendären Labels
wie Tresor, Transmat oder Metroplex. Juan Atkin's Masterclass "Respect
The Sound" nimmt das Publikum mit auf eine Reise durch Klang und
Musiktheorie. Der Vortrag präsentiert Juan's persönliche Beziehung und
Erfahrungen in der Musikproduktion und beinhaltet Live-Demonstrationen
als Beispiele für die vorgestellte Theorie. In Zusammenarbeit mit der
Molekularbiologin Dr. Swetlana Konkow zeigt "Respect The Sound" die
Bedeutung von Musik und Klang im Leben und wie Sound, Schallwellen,
Frequenzen und Vibrationen den menschlichen Geist und Körper
beeinflussen.

www.facebook.com/kunsthochschulefuermedien

www.instagram.com/kunsthochschulefuermedien/

www.twitter.com/khmkoeln

www.youtube.com/KHMKoeln

 * 

Quelle:

Kunsthochschule für Medien Köln (KHM)

Academy of Media Arts Cologne

Peter-Welter-Platz 2, 50676 Köln

Telefon: +49 221 20189 0

Internet: www.khm.de
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AUSLAND/9039: Aus aller Welt - 17.04.2019 (SB)




MELDUNGEN



Konservativer Wahlsieg in Alberta

In der kanadischen Prärieprovinz Alberta hat die von Jason Kenney
angeführte oppositionelle United Conservative Party (UCP) die
Regionalwahl klar vor Rachel Anne Notley und ihrer Alberta New
Democratic Party (NDP) gewonnen. Bei der Wahl vor vier Jahren hatte
die NDP einen Erdrutschsieg gegen die seit 44 Jahren regierenden
Konservativen eingefahren. Der Wahlerfolg der UCP in Edmonton ist ein
weiterer Rückschlag für die Umweltpolitik von Kanadas liberalem
Premier Justin Trudeau. Kenney hatte während des Wahlkampfes stets
betont, daß er im Falle eines Sieges die ideologische Jobkillpolitik
der NDP beenden und die Öl- und Gasindustrie des Landes unterstützen
werde. Alberta verfügt über die drittgrößten Ölvorkommen der Welt.

17. April 2019
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JUSTIZ/9039: Kriminalität und Rechtsprechung - 17.04.2019 (SB)




MELDUNGEN



Versuchter Giftmord - Ermittler nehmen Tatverdächtigen fest

Ein 48jähriger Mann aus Rüdesheim im hessischen Rheingau-Taunus-Kreis
steht in Verdacht, Lebensmittel einer in der Stadt lebenden Familie
vergiftet zu haben. Er wurde am Dienstag vor seinem Wohnhaus wegen
Mordversuchs festgenommen. Bei der Durchsuchung seiner Wohnung
stellten die Ermittler giftige Substanzen sicher. Zum Motiv des
mutmaßlichen Täters konnten die Staatsanwaltschaft und die
Kriminalpolizei in Wiesbaden zunächst nichts mitteilen. Der
Verdächtige schweigt zu den Vorwürfen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





MILITÄR/9036: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 17.04.2019 (SB)




MELDUNGEN



Tote und Verletzte nach Raketeneinschlägen in Tripolis

In der Nacht auf Mittwoch wurde die libysche Hauptstadt Tripolis mit
Raketen beschossen. Dabei seien zwei Menschen getötet und acht
weitere verletzt worden, berichtete die Agentur Reuters unter
Berufung auf den Rettungsdienst. Das Stadtzentrum wurde von mehreren
heftigen Explosionen erschüttert. In mehreren Teilen der Metropole
stieg dichter Rauch auf. Ein Sprecher der Libyschen Nationalarmee
(LNA) von Marschall Chalifa Haftar, die am 4. April eine Offensive
auf Tripolis startete, erklärte, daß die LNA keine schweren Waffen
gegen Zivileinrichtungen einsetze und daher nicht für den Angriff
verantwortlich sei.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





POLITIK/9038: Aus Parlament und Gesellschaft - 17.04.2019 (SB)




MELDUNGEN



Linda Teuteberg soll neue FDP-Generalsekretärin werden

Der FDP-Vorsitzende Christian Lindner hat die brandenburgische
Bundestagsabgeordnete Linda Teuteberg als neue Generalsekretärin
vorgeschlagen. Die Wahl der 37jährigen migrationspolitischen
Sprecherin ihrer Fraktion soll auf dem Bundesparteitag der Liberalen
Ende kommender Woche in Berlin erfolgen. Teuteberg sei eine
Politikerin, die durch ihren Stil die Position der Mitte verkörpert,
sagte Lindner heute in Berlin. Die Politikerin würde die bisherige
FDP-Generalsekretärin Nicola Beer ablösen, die als Spitzenkandidatin
in die Europawahl am 26. Mai geht.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





SONSTIGES/9037: Tragisches und Kurioses - 17.04.2019 (SB)




MELDUNGEN



Ein Toter und ein Vermißter nach Bootsunglück in der Ostsee

Bei einem Bootsunglück in der Flensburger Förde im Norden von
Schleswig-Holstein ist ein 56 Jahre alter Mann ums Leben gekommen.
Ein 53jähriger Mann wird noch vermißt. Nach Angaben der Polizei in
Flensburg war das Ruderboot mit drei Insassen an Bord am
Dienstagabend aus noch unbekannten Gründen nahe Glücksburg gekentert.
Der 56jährige und eine 50jährige Frau konnten von Sportbootfahrern
mit Unterkühlungen aus der Ostsee geborgen werden. Beide kamen
anschließend in ein Krankenhaus. Dort starb der Mann am
Mittwochmorgen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





WISSENSCHAFT/8122: Aus Forschung und Technik - 17.04.2019 (SB)




MELDUNGEN



Präsident von SpaceIL kündigt neue Mondmission an

Nach dem Scheitern der ersten israelischen Mondmission, die rund 600
Kilogramm schwere Landesonde Beresheet war am Donnerstag vergangener
Woche auf dem Erdtrabanten zerschellt, will der private Betreiber
SpaceIL einen zweiten Versuch wagen. Angesichts der großen
internationalen Unterstützung habe er sich für ein neues Projekt
entschieden, erklärte der wichtigste Sponsor und Präsident von
SpaceIL, der Software-Unternehmer und Milliardär Morris Kahn, in
einem Video auf Facebook. Der Flugzeug- und Raketenhersteller Israel
Aerospace Industries (IAI) und die staatliche Raumfahrtorganisation
Israel Space Agency (ISA) waren an dem Bau der zwei Meter großen
Sonde beteiligt. Beereshet sollte unter anderem das Magnetfeld ihrer
lunalen Umgebung kartieren. Die Gesamtkosten der privaten Mission
beliefen sich auf etwa 100 Millionen US-Dollar.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





AUSLAND/8135: Aus aller Welt - 17.04.2019 (SB)




VOM TAGE



Washington ermöglicht Klagen wegen Enteignungen auf Kuba

Die US-Regierung ermöglicht ab Mai Schadenersatzklagen vor
US-Gerichten gegen Unternehmen im Ausland, die Besitz von US-Bürgern
nutzen, der im Verlauf der Revolution in Kuba vor 60 Jahren enteignet
wurde. Das entsprechende Gesetz liegt seit 1996 vor, wurde bislang
jedoch nicht umgesetzt. US-Außenminister Pompeo verteidigte die
Maßnahme damit, daß die kubanische Führung die eigene Bevölkerung
unterdrückt und Gewalt in andere Staaten der Region exportiert. Die
Regelung trifft unter anderem Konzerne aus der EU. Die
EU-Außenbeauftragte Mogherini und die Handelskommissarin Malmström
haben Pompeo bereits geschrieben, die EU erwäge deswegen die
Einleitung eines Verfahrens bei der Welthandelsorganisation. Schäden,
die europäischen Unternehmen entstünden, könnten mit Hilfe der
Beschlagnahmung und Veräußerung des Besitzes von US-Klägern
wiedererlangt werden.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





GESUNDHEIT/8094: Medizin und Gesundheitswesen - 17.04.2019 (SB)




VOM TAGE



Deutlicher Anstieg der Maserninfektionen

Während in Deutschland über das Für und Wider einer Impfpflicht gegen
Masern diskutiert wird, ist die Zahl der Masernfälle weltweit
dramatisch gestiegen. Wie das Deutsche Ärzteblatt berichtete, sollen
sie sich im ersten Quartal vervierfacht haben im Vergleich zum
Vorjahreszeitraum. Wie die Daten der Weltgesundheitsorganisation
WHO ergaben, soll es bis zum 15. April mehr als 112.000 Infektionen in
170 Ländern gegeben haben. Ein Jahr zuvor waren es gut 28.000 Fälle
in 163 Ländern. In Afrika stieg die Zahl der gemeldeten Masern-Fälle
sogar um 700 Prozent, gefolgt von Europa mit einem Anstieg von rund
300 Prozent und dem östlichen Mittelmeerraum mit 100 Prozent. Auf dem
amerikanischen Kontinent stiegen die Masernerkrankungen um 60 Prozent
und im südostasiatischen und westpazifischen Raum um 40 Prozent.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





JUSTIZ/8123: Kriminalität und Rechtsprechung - 17.04.2019 (SB)




VOM TAGE



Religionskritische Filme dürfen an Karfreitag gezeigt werden

Das Verwaltungsgericht Stuttgart hat am Dienstag dem Eilantrag eines
Mitglieds der Giordano-Bruno-Stiftung auf Befreiung vom generellen
Veranstaltungsverbot am Karfreitag stattgegeben. Der Antragsteller
darf unter Auflagen am Karfreitagabend in einer Stuttgarter
Kultureinrichtung die beiden satirischen, religionskritischen Filme
"Das Leben des Brian" und "Das Wort zum Karfreitag" öffentlich
vorführen. Das Gericht wertete die Weltanschauungs- und
Versammlungsfreiheit des Antragstellers höher als den gesetzlichen
"Stilleschutz des Karfreitags". Aber die Filmvorführungen für
kleineres Publikum haben in einem geschlossenen Raum bei
geschlossenen Fenstern und Türen stattzufinden. Der Veranstaltungsort
muß in beträchtlichen Abständen zu den nächsten Kirchen liegen. Als
positiv sah das Gericht an, daß bei den Filmvorführungen nicht die
Unterhaltung im Vordergrund steht, sondern die kritische
Auseinandersetzung mit dem staatlichen Karfreitagsschutz. Die Stadt
Stuttgart kann gegen den Beschluß des Verwaltungsgerichts Beschwerde
beim Verwaltungsgerichtshof Baden-Württemberg in Mannheim einlegen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





KULTUR/8046: Sprache, Kunst und Medium - 17.04.2019 (SB)




VOM TAGE



Ai Weiwei stellt Lego-Skulptur mit 43 Entführungsopfern vor

Für die Kunstausstellung "Restablecer memorias" (Erinnerungen
wiederherstellen) im Universitätsmuseum für zeitgenössische Kunst in
der mexikanischen Hauptstadt hat der chinesische Künstler Ai Weiwei
ein Wandbildnis mit den 43 Pädagogikstudenten geschaffen, die 2014 in
Ayotzinapa im Südwesten Mexikos von Polizisten verschleppt und
später mutmaßlich von Kriminellen getötet und versteckt wurden.

Unter den Bildern nennen Texte den Hergang der Ermittlungen,
beziehungsweise die Vertuschung des Verbrechens, das bis heute
nachwirkt.

Laut Deutschlandfunk Kultur wurden die in vier Reihen übereinander
gehängten Porträts, die an Steckbriefbilder erinnern, aus gut einer
Million farbiger Lego-Steine zusammengesetzt. Mit seinem Kunstwerk
will Ai Weiwei an die Opfer der Gewalttat und deren Familien erinnern.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





MILITÄR/8113: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 17.04.2019 (SB)




VOM TAGE



Raketeneinschlag in Wohngebiet von Tripolis

Beim Kampf um die libysche Metropole Tripolis sind Raketen in einem
Wohngebiet eingeschlagen. Mindestens 14 Menschen wurden dabei getötet
und 40 weitere verwundet. Der Uno-Vermittler Salame nannte den
willkürlichen Einsatz von Waffen gegen Zivilisten ein
Kriegsverbrechen. Erstmals schlugen auch zwei Raketen im Stadtzentrum
ein. Dabei wurden zwei Zivilisten getötet und weitere Menschen
verletzt.

Der die Regierung in Tobruk unterstützende General Haftar war vor
rund zehn Tagen mit seiner Libyschen Nationalarmee (LNA) nach
Tripolis marschiert, wo der vom Parlament nicht anerkannte
Übergangspräsident al Sarradsch sitzt. Milizen, die auf dessen Seite
stehen, hatten den Vormarsch Haftars aufgehalten. Beiden Seiten ist
es bislang gelungen, mehr als 174 Menschen zu töten und über 750 zu
verletzen. Über 18.000 Stadtbewohner wurden in die Flucht getrieben,
wie die Vereinten Nationen berichteten. Mit Hilfe der Uno wurden am
Dienstag 150 Menschen aus einem Abschiebegefängnis im Zentrum von
Tripolis in Sicherheit gebracht.

Der gewaltsame Sturz des Gaddafi-Regimes 2011 durch mehrere
NATO-Mitglieder hat das an Öl und Gas reiche Land im Chaos
zurückgelassen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





POLITIK/8127: Aus Parlament und Gesellschaft - 17.04.2019 (SB)




VOM TAGE



Bundeskabinett verabschiedet neue Asylgesetze

Das Bundeskabinett hat am Mittwoch die Entwürfe von Innenminister
Seehofer für ein "Geordnete-Rückkehr-Gesetz" und für eine Reform des
Asylbewerberleistungsgesetzes durch Arbeitsminister Heil
verabschiedet.

Seehofer will mit allen Mitteln die Abschiebung abgelehnter
Asylbewerber durchsetzen. Künftig sollen diese bis zur Abschiebung in
Haftanstalten untergebracht werden können, solange nicht genügend
Plätze in Abschiebeeinrichtungen vorhanden sind. Das Bundesamt für
Migration und Flüchtlinge bekommt mehr Zeit zur Überprüfung von fast
700.000 Asylbewerbern, deren Anträge in den Jahren 2015 bis 2017
positiv beschieden wurden.

Heil hat dafür gesorgt, daß alleinstehende Asylbewerber statt 135
Euro im Monat 150 Euro bekommen, weil die Lebenshaltungskosten
gestiegen sind. Sind die Asylbewerber in Sammeleinrichtungen
untergebracht, erhalten sie maximal 136 Euro im Monat. Wer als
Flüchtling bereits in einem anderem EU-Land anerkannt wurde, bekommt
kaum mehr Geld als für die Rückfahrkarte erforderlich. Flüchtlinge,
die über ein anderes EU-Land nach Deutschland gekommen sind und
eigentlich dort aufgenommen werden müßten, erhalten ebenfalls weniger
Geld als im Asylbewerberleistungsgesetz vorgesehen. Künftig sollen
Asylbewerber früher an Sprachkursen teilnehmen können. Ihre
Berufsausbildungsförderung wird neu geregelt. Das betrifft nicht
diejenigen, die als "Geduldete mit ungeklärter Identität" geführt
werden. Diese erhalten generell keine Arbeitserlaubnis.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SONSTIGES/8096: Tragisches und Kurioses - 17.04.2019 (SB)




VOM TAGE



Duisburger verliert eine Hand durch gefundenen Böller

In Duisburg hat ein junger Mann beim Zünden eines Böllers seine linke
Hand verloren. Wie WDR1 berichtete, hatte der 25jährige bei seiner
Arbeit auf einem Schrottplatz am Dienstag zwei Böller in einem
Autowrack gefunden.

Am Dienstagabend zündete der Mann einen der Böller. Praktisch
unmittelbar danach erfolgte die Explosion und riß ihm die linke Hand
ab. Er wurde mit einem Rettungshubschrauber ins Krankenhaus geflogen.

Nach Angaben der Polizei handelte es sich um einen illegalen, nicht
zertifizierten Feuerwerkskörper mit enormer Sprengkraft.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SOZIALES/8124: Arbeit, Soziales und Familie - 17.04.2019 (SB)




VOM TAGE



Deutschland ist Hochkonsumland bei Alkohol

Die Deutsche Hauptstelle für Suchtfragen (DHS) in Berlin hat am
Mittwoch ihr Jahrbuch Sucht zum Konsum von Drogen, Medikamenten,
Tabak, Spielen und auch Alkohol vorgelegt. Für das Bemessungsjahr
2017 heißt es darin, in Deutschland seien pro Kopf durchschnittlich
131,1 Liter alkoholische Getränke getrunken worden. Der Anteil reinen
Alkohols betrug mehr als zehn Liter. Gegenüber dem Vorjahr ging der
Alkoholkonsum um 2,38 Prozent zurück. Mehr als 300.000 Menschen
wurden mit alkoholbedingten psychischen Auffälligkeiten oder
Verhaltensstörungen in Krankenhäuser eingeliefert. An den direkten
Folgen des Alkoholkonsums und in Verbindung mit Tabakkonsum sterben
jedes Jahr in Deutschland 74.000 Menschen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





UMWELT/8105: Ökologie, Umweltschutz und Katastrophen - 17.04.2019 (SB)




VOM TAGE



Nandu-Population wird wieder kleiner

Invasive Arten sind ein großes Problem für die heimische Fauna und
Flora. Die Nandus in Mecklenburg-Vorpommern gehören eigentlich dazu.
Doch womöglich löst sich das Problem mit ihnen von allein. Wie das
Schweriner Landwirtschaftsministerium afp zufolge mitteilte, hat die
aktuelle Frühjahrszählung nur noch 362 der ursprünglich aus
Südamerika stammenden Laufvögel ergeben. Ein Jahr zuvor waren es noch
566 Nandus gewesen. Trotzdem will das Ministerium noch keine
Entwarnung geben, schließlich geht die Nandu-Population in
Mecklenburg-Vorpommern auf eine kleine Anzahl von Vorfahren zurück,
die vor knapp 20 Jahren aus einer Nandu-Farm in Ostholstein
ausgebrochen sind.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WIRTSCHAFT/8112: Märkte und Finanzen - 17.04.2019 (SB)




VOM TAGE



Elektroautos fahren mit Braunkohlestrom

Der Kölner Physikprofessor Christoph Buchal hat zusammen mit
Hans-Dieter Karl und Hans-Werner Sinn vorgerechnet, daß
Elektrofahrzeuge wie das Model 3 von Tesla mehr Kohlendioxid pro
Kilometer produzieren als entsprechende Dieselfahrzeuge. In der am
Mittwoch vom Ifo-Institut in München vorgestellten Studie werden die
Emissionen aus der Gas- und Braunkohleverstromung gemäß dem Strommix
in Deutschland auf den Klimagasausstoß der Elektrofahrzeuge umgelegt.
Ähnlich rechnet sich die Kohlendioxidproduktion beim Abbau der für
die Batterien erforderlichen Rohstoffe Lithium, Kobalt und Mangan in
Staaten wie Chile, China und DR Kongo. Angerechnet auf Lebensdauer
und Jahresfahrstrecke kommen die Studienautoren beim Model 3 auf 73
bis 98 Gramm CO2 je gefahrenen Kilometer allein aufgrund der
Batterieherstellung. Zusammen mit dem Strom stößt der Tesla zwischen
156 und 181 Gramm CO2 pro Kilometer aus.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WISSENSCHAFT/8128: Aus Forschung und Technik - 17.04.2019 (SB)




VOM TAGE



iPad-Stift stört Autoschlüssel

Schlechte Nachrichten für iPad Pro-Besitzer. Denn dessen Stift stört
unter Umständen die Signale der Autoschlüssel. Wie winfuture.de
gerade meldete, soll aber nur die zweite Generation des Eingabestiftes
betroffen sein. Denn diese können per Induktion wieder aufgeladen
werden, wenn sie über die Magnethaltung an einem iPad Pro festgemacht
sind. Und genau das elektromagnetische Feld, mit dem die Energie
übertragen wird, soll für die Interferenzen verantwortlich sein, die
die Autoschlüssel stören.
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STERN/396: Asteroiden verraten Größe ferner Sterne (idw)


Deutsches Elektronen-Synchrotron DESY - 15.04.2019

Asteroiden verraten Größe ferner Sterne



Mit Hilfe der besonderen Eigenschaften von Gammastrahlen-Teleskopen haben
Forscher die Durchmesser ferner Sterne bestimmt. Die Messungen mit dem
"Very Energetic Radiation Imaging System" (VERITAS) liefern die Größe
eines Riesensterns in 2674 Lichtjahren Entfernung und eines
sonnenähnlichen Sterns in 700 Lichtjahren Distanz. Die Forscher um Tarek
Hassan von DESY und Michael Daniel vom Smithsonian Astrophysical
Observatory (SAO) stellen ihre Arbeit im Fachblatt "Nature Astronomy" vor.
Sie etabliert eine neue Methode zur Bestimmung von Sterndurchmessern und
liefert die bislang kleinsten Winkeldurchmesser von Sternen am
Firmament.




[image: Bild: © DESY, Lucid Berlin]

Wenn ein Asteroid vor einem Stern vorbeizieht, entsteht ein
Beugungsmuster (hier deutlich übertrieben dargestellt), aus dem sich
der Durchmesser des Sterns bestimmen lässt.

Bild: © DESY, Lucid Berlin



Nahezu jeder Stern am Nachthimmel ist selbst für die besten Teleskope zu
weit entfernt, um seine Größe direkt zu bestimmen. Die Forscher nutzten
daher ein optisches Phänomen namens Diffraktion, um die Sterndurchmesser
zu bestimmen. Dieser Effekt lässt sich unter anderem beobachten, wenn ein
Asteroid aus unserem Sonnensystem zufällig vor einem weit entfernten Stern
vorbeiwandert. "Die extrem schwachen Schatten von Asteroiden ziehen jeden
Tag über uns hinweg", erläutert Hassan. "Dabei ist der Rand des Schattens
jedoch nicht scharf. Stattdessen ist der zentrale Schatten umgeben von
Lichtmustern, die an kleine Wasserwellen erinnern." Die Physik bezeichnet
das als Beugungsmuster. Es lässt sich in jedem Schülerlabor mit Hilfe
eines Lasers erzeugen, der auf eine scharfe Kante gerichtet wird.

Die Form des Musters erlaubt Rückschlüsse auf die Ausdehnung der
Lichtquelle. Anders als das Beugungsmuster in einem Schülerlabor lässt
sich das eines Sterns an einem Asteroiden jedoch nur sehr schwer messen.
"Die Sternbedeckungen durch Asteroiden sind sehr schwer vorherzusagen",
sagt Daniel. "Und das Beugungsmuster lässt sich nur erkunden, in dem man
schnelle Schnappschüsse macht, während der Schatten über das Teleskop
wandert." Astronomen haben auf diese Weise bereits Sterne vermessen, die
vorübergehend vom Mond bedeckt wurden. Das funktioniert ungefähr bis zu
einer scheinbaren Größe, also einem Winkeldurchmesser, von einer
tausendstel Bogensekunde. Zum Vergleich: So groß würde eine
Zwei-Cent-Münze auf dem Pariser Eiffelturm von New York aus erscheinen.

Allerdings sind nicht viele Sterne am irdischen Himmel so groß. Um noch
kleinere Winkeldurchmesser zu bestimmen, nutzte das Team
Tscherenkowteleskope. Diese Instrumente sind darauf spezialisiert, das
extrem kurze und schwache bläuliche Leuchten einzufangen, das entsteht,
wenn ein energiereiches Teilchen oder Gammaquant aus dem Weltall auf die
Erdatmosphäre trifft. Tscherenkowteleskope machen nicht die besten Bilder,
aber dank ihrer großen Spiegelfläche, die gewöhnlich wie ein Insektenauge
in sechseckige Einzelspiegel segmentiert ist, und ihrer leistungsfähigen
Kameras sind sie besonders empfindlich für Lichtschwankungen - auch für
solche von Sternenlicht.

Mit den VERITAS-Tscherenkowteleskopen am Fred-Lawrence-Whipple-Observatorium
im US-Bundesstaat Arizona ist es dem Team gelungen, das
Beugungsmuster des Sterns mit der Katalognummer TYC 5517-227-1
einzufangen, während er am 22. Februar 2018 vorübergehend vom 60 Kilometer
großen Asteroiden Imprinetta bedeckt wurde. Mit den VERITAS-Teleskopen
ließen sich 300 Bilder pro Sekunde aufnehmen, woraus sich das
Helligkeitsprofil des Beugungsmusters mit großer Genauigkeit
rekonstruieren ließ. Daraus ergab sich die scheinbare Größe des Sterns am
Himmel, also sein Winkeldurchmesser, zu 0,125 tausendstel Bogensekunden.
Zusammen mit der Entfernung von 2674 Lichtjahren ergibt das einen
Durchmesser des Sterns, der elfmal so groß ist wie der unserer Sonne.
Damit ließ sich der Stern der Klasse der Roten Riesen zuordnen, was zuvor
nicht eindeutig geklärt war.

Die Forscher konnten drei Monate später zudem den Stern TYC 278-748-1
untersuchen, der am 22. Mai 2018 vom 88 Kilometer großen Asteroiden
Penelope bedeckt wurde. Die Auswertung lieferte einen Winkeldurchmesser
von 0,094 tausendstel Bogensekunden, was bei einer Entfernung von 700
Lichtjahren dem 2,17-fachen Sonnendurchmesser entspricht. Das deckt sich
hervorragend mit einer früheren Schätzung für den Stern, die mit Hilfe
indirekter Methoden auf 2,173 Sonnendurchmesser gekommen war.

"Dies ist der kleinste Winkeldurchmesser eines Sterns, der je gemessen
worden ist", betont Daniel. "Die Beobachtung von Sternbedeckungen durch
Asteroiden mit Tscherenkowteleskopen liefert eine zehnmal bessere
Auflösung als die Standardmethode bei Sternbedeckungen durch den Mond. Und
sie ist mindestens doppelt so scharf wie interferometrische
Größenmessungen." Die Messungenauigkeit der neuen Methode beträgt nach
Angaben der Autoren gegenwärtig rund zehn Prozent. "Wir erwarten, dass
sich das durch ein optimiertes Set-up deutlich verbessern lässt, etwa
indem man die beobachteten Wellenlängen auf einen bestimmten Bereich
einschränkt", sagt Daniel. Da unterschiedliche Wellenlängen
unterschiedlich gebeugt werden, verwischt das gemessene Beugungsmuster,
wenn ein zu breiter Wellenlängenbereich aufgezeichnet wird.

"Unsere Pilotstudie etabliert eine neue Methode, um die Durchmesser von
Sternen zu bestimmen", fasst Hassan zusammen. Die Forscher schätzen, dass
geeignete Teleskope mehr als eine Asteroiden-Sternbedeckung pro Woche
beobachten könnten. "Da ein Stern umso kleiner erscheint, je weiter er
entfernt ist, bedeutet eine Verbesserung der Winkelauflösung auch eine
Erweiterung der Reichweite solcher Beobachtungen", erläutert der
DESY-Forscher. "Wir schätzen, dass sich mit unserer Methode noch Sterne in
zehnmal größerer Entfernung analysieren lassen als mit der
Mondbedeckungsmethode." Die Technik könne damit genug Daten liefern, um
eine größere Zahl von Sternen in sogenannten Populationsstudien zu
untersuchen.

An der Arbeit waren das Harvard-Smithsonian Center for Astrophysics, die
University of California in Los Angeles und in Santa Cruz, die Columbia
University in New York, die Universität Potsdam, die Iowa State
University, die Purdue University, die University of Minnesota, die
California State University, die National University of Ireland in Galway,
die McGill University in Montreal, die University of Delaware, die
University of Iowa, die University of Utah, die DePauw University in
Greencastle, das University College Dublin, die University of
Wisconsin-Madison, das Cork Institute of Technology, die University of
Alabama, die University of Chicago, die Universidad Complutense de Madrid,
die University of Durham und DESY beteiligt.

DESY zählt zu den weltweit führenden Beschleunigerzentren und erforscht
die Struktur und Funktion von Materie - vom Wechselspiel kleinster
Elementarteilchen, dem Verhalten neuartiger Nanowerkstoffe und
lebenswichtiger Biomoleküle bis hin zu den großen Rätseln des Universums.
Die Teilchenbeschleuniger und die Nachweisinstrumente, die DESY an seinen
Standorten in Hamburg und Zeuthen entwickelt und baut, sind einzigartige
Werkzeuge für die Forschung. DESY ist ein Forschungszentrum der
Helmholtz-Gemeinschaft und wird zu 90 Prozent vom Bundesministerium für
Bildung und Forschung und zu 10 Prozent von den Ländern Hamburg und
Brandenburg finanziert.


Originalveröffentlichung:

Direct measurement of stellar angular diameters by the VERITAS Cherenkov
Telescopes;

W. Benbow, R. Bird, A. Brill, R. Brose, A. J. Chromey, M. K.
Daniel, Q. Feng, J. P. Finley, L. Fortson, A. Furniss, G. H. Gillanders,
C. Giuri, O. Gueta, D. Hanna, J. Halpern, T. Hassan, J. Holder, G. Hughes,
T. B. Humensky, A. M. Joyce, P. Kaaret, P. Kar, N. Kelley-Hoskins, M.
Kertzman, D. Kieda, M. Krause, M. J. Lang, T. T.Y. Lin, G. Maier, N.
Matthews, P. Moriarty, R. Mukherjee, D. Nieto, M. Nievas-Rosillo, S.
O'Brien, R. A. Ong, N. Park, A. Petrashyk, M. Pohl, E. Pueschel, J. Quinn,
K. Ragan, P. T. Reynolds, G. T. Richards, E. Roache, C. Rulten, I. Sadeh,
M. Santander, G. H. Sembroski, K. Shahinyan, I. Sushch, S. P. Wakely, R.
M. Wells, P. Wilcox, A. Wilhelm, D. A. Williams, T. J. Williamson;

"Nature Astronomy", 2019;

DOI: 10.1038/s41550-019-0741-z
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GENETIK/257: Strukturvarianten im menschlichen Genom systematisch charakterisiert (idw)


Universität des Saarlandes - 16.04.2019

Strukturvarianten im menschlichen Genom systematisch charakterisiert



Das menschliche Genom unterscheidet sich von Person zu Person. In der
DNA-Sequenz sind zum Beispiel einzelne "Buchstaben", sogenannte Nukleotide,
verändert. Noch größere Unterschiede ergeben sich durch Strukturvarianten,
die entstehen, wenn große DNA-Segmente eingefügt, gelöscht oder verschoben
werden. Als Teil eines globalen Forscherteams haben Bioinformatiker der
Universität des Saarlandes diese Unterschiede genauer untersucht und die
Strukturvarianten in drei Familien umfassend charakterisiert. Die
Wissenschaftler haben damit eine Basis geschaffen, um die Konsequenzen aus
diesen genetischen Varianten systematisch zu erforschen. Die Ergebnisse
wurden in Nature Communications publiziert.

Die Genomsequenzierung ist in den vergangenen zehn Jahren viel schneller,
genauer und kostengünstiger geworden. Deswegen werden immer mehr
menschliche Genome sequenziert. Das Wissen darüber, was diese Sequenzen
tatsächlich für die Gesundheit und Krankheit von Menschen bedeuten, wächst
rasant. Das menschliche Genom wird immer mehr als dynamische Einheit
wahrgenommen, das erhebliche Unterschiede zwischen den Individuen
aufweist. "Je besser wir genetische Varianten und ihre Folgen für jeden
Einzelnen kennen, desto besser können wir dieses gesammelte Wissen in der
Zukunft medizinisch nutzen", erklärt Tobias Marschall vom Zentrum für
Bioinformatik an der Universität des Saarlandes.

In der Forschung nennt man solche größeren Unterschiede
"Strukturvarianten". Sie beinhalten DNA-Segmente, die in das Genom
eingefügt oder aus ihm entfernt werden, sowie Segmente, die dupliziert
werden, und Segmente, deren Richtung vertauscht wird. Daher sind sie nicht
nur schwieriger zu identifizieren als einzelne Nukleotidvarianten, bisher
konnte die Wissenschaft auch nicht beantworten, wie viele
Strukturvarianten tatsächlich in einem menschlichen Genom existieren.

Die Arbeitsgruppe des "Human Genome Structural Variation Consortium" hat
nun eine Palette von Analyse-Technologien genutzt, um die Genome von drei
Familientrios (Eltern und Kind) umfassend zu erforschen. Zu den
verwendeten Technologien gehören lang-, kurz- und strangspezifische
Sequenzierungstechnologien, sogenanntes optisches Mapping und mehrere
Computeralgorithmen zur Erkennung der Strukturvarianten.

Auf diese Weise stellten die Forscher den bisher umfassendsten Katalog von
Strukturvarianten in individuellen Genomen zusammen, einschließlich der
Informationen, von welchem Elternteil die einzelnen genetischen Varianten
vererbt wurden. Das stellt einen großen Fortschritt dar, da dies bisher
nicht in einem solchen Maßstab möglich war.

Zusammenfassend identifizierten die Forscher pro Genom durchschnittlich
818 054 kleine Einfügungen und Löschungen, also genomische Veränderungen,
die jeweils weniger als 50 Basen DNA betrafen. Zudem erfassten sie 27 622
Strukturvarianten, die 50 Basen oder mehr DNA betrafen. "Bemerkenswert
ist, dass wir durchschnittlich 156 Inversionen pro Genom, also um 180 Grad
gedrehte Sequenzen, fanden. Von diesen lagen viele in Abschnitten des
Genoms, die mit genetischen Erkrankungen in Verbindung stehen", so
Marschall.

Die Forscher fanden weiter heraus, dass mehr als 100 000 Varianten pro
Individuum durch Routine-Sequenzierungstechnologien und häufig verwendete
Computeralgorithmen übersehen werden. So werden mit Standardmethoden
beispielsweise 83 Prozent der Einfügungen übersehen. Tatsächlich scheint
die Anzahl der Strukturvarianten in menschlichen Genomen drei- bis
siebenmal höher zu sein, als die meisten Studien typischerweise zeigen.

Diese Ergebnisse zeigen, dass Strukturvarianten einen großen Teil der
genetischen Diversität ausmachen, die üblicherweise gerade nicht durch
aktuelle Genomsequenzierungstechnologien und Analysemethoden erfasst wird.
Dies, so die Forscher, bedeute, dass der Beitrag von Strukturvarianten zu
menschlichen Krankheiten noch nicht gut quantifiziert sei. Dies sei
deshalb wichtig, weil für viele Erkrankungen die genetischen Varianten,
die zu einem erblichen Krankheitsrisiko beitragen, noch nicht
identifiziert werden konnten. Die Wissenschaftler bezeichnen diese
Tatsache als "missing heritability". Strukturvarianten könnten daher eine
wichtige Rolle beim Schließen dieser Lücke spielen. Während der
flächendeckende Einsatz der von dem Forscherkonsortium verwendeten
Methoden derzeit noch nicht praktikabel sei, könnten jedoch mehrere
Technologien zur Erkennung der Strukturvarianten schon heute genetische
Einflüsse auf Krankheiten offenlegen und bei der Aufklärung seltener
genetischer Syndrome helfen.

Zu der aktuellen Publikation haben 97 Autorinnen und Autoren des Human
Genome Structural Variation Consortium (HGSVC) beigetragen. Geleitet wurde
die Studie von den Erstautoren Mark Chaisson, Ashley Sanders und Xuefang
Zhao, den Senior-Autoren Paul Flicek, Ken Chen, Mark Gerstein, Pui-Yan
Kwok, Peter Landsdorp, Gabor Marth, Jonathan Sebat, Xinghua Shi, Ali
Bashir, Kai Ye, Scott Devine, Michael Talkowski, Ryan Mills, Tobias
Marschall sowie den Leitern des HGSVC, Jan Korbel, Evan Eichler und
Charles Lee. Ihre Ergebnisse haben die Forscherinnen und Forscher in
Nature Communications unter dem Titel "Multi-platform discovery of
haplotype-resolved structural variation in human genomes" veröffentlicht.


Über das Zentrum für Bioinformatik an der Universität
des Saarlandes:

Das Zentrum für Bioinformatik ist das interdisziplinäre
Gemeinschaftsprojekt der Fachrichtungen Biologie, Medizin und
Mathematik/Informatik. Die Aufgabe des Zentrums ist es,
Berechnungsmethoden zur Analyse, Modellierung und Simulation biologischer
Prozesse auf molekularer Ebene zu entwickeln. Ziel ist es,
Softwarewerkzeuge bereitzustellen, die die Entwicklung neuer Medikamente
und neuer Diagnoseverfahren unterstützen und bei der Optimierung
therapeutischer Strategien helfen.

Originalpublikation:

https://www.nature.com/articles/s41467-018-08148-z

Weitere Informationen unter:

https://zbi-www.bioinf.uni-sb.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:
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MELDUNG/366: «Flugschreiber» für geologische Prozesse (idw)


Universität Bern - 15.04.2019

«Flugschreiber» für geologische Prozesse



Daniela Rubatto, Professorin am Institut für Geologie an der Universität
Bern, wurde mit der renommierten Bunsen-Medaille der European Geosciences
Union ausgezeichnet. Es ist eine Würdigung ihres innovativen
Forschungsansatzes, bei dem das Mineral Zirkon als «Flugschreiber» für
geologische Prozesse im Erdinnern verwendet wird.

Daniela Rubatto erhielt am 9. April 2019 die renommierte Robert Wilhelm
Bunsen-Medaille der European Geosciences Union (EGU). Die Preisvergabe
würdigt insbesondere ihre Forschung zum Spurenelementgehalt des Minerals
Zirkon und damit verbundenen gesteinsbildenden Mineralien. Rubattos
Forschungsansatz stellt einen neuen Weg dar, um dynamische geologische
Prozesse über lange Zeiten und weite Räume zu verstehen und zu
quantifizieren.

Ein «Flugschreiber» im Erdinnern

Die innovative Analysemethode von Daniela Rubatto ermöglicht es, aus
Mineralien wertvolle Informationen herauszulesen. Ähnlich wie bei einem
Flugdatenschreiber, der Zeit und Ort eines Flugzeugs festhält, erlauben
diese Daten Rückschlüsse auf die Geschwindigkeit und die Reisedauer eines
Gesteins im Erdinnern. Dazu leistete Daniela Rubatto Pionierarbeit mit
Messungen mittels sogenannter Ionenmikrosonden-Analysen der Spurenelement-
und Isotopenzusammensetzungen von Mineralien. Neu lassen sich diese Daten
aus extrem kleinen Probenmengen erzielen. Dieser Ansatz stellt einen
erheblichen Fortschritt in der metamorphen Petrologie dar.

Mehrfache internationale Würdigung

Die Vergabe der Bunsen-Medaille erfolgte im Rahmen der EGU General
Assembly vom 7.-12. April 2019 in Wien. Mit der Vergabe an Daniela Rubatto
wurde die Robert Wilhelm Bunsen-Medaille nun zum zweiten Mal in ihrer
Geschichte an eine Forscherin verliehen. «Es ist eine grosse Ehre für
mich, die Robert Wilhelm Bunsen-Medaille zu erhalten. Sie ist eine
Bestätigung für all unseren Einsatz, den wir mit Studierenden und
Mitarbeitenden in die Forschung investiert haben, um die Geologie
voranzubringen - zum Wohl der Wissenschaft und damit der Gesellschaft»,
sagt Rubatto. Um diese erfolgreiche Forschung betreiben zu können, sei ein
ideales Umfeld unerlässlich: «Die Universität Bern verfügt über eine
ausgezeichnete Kombination aus Fachwissen in der Festkörper-Geochemie, die
von der Feldarbeit bis zur Modellierung reicht, und über fortschrittliche
Instrumente, die für meine Forschung notwendig sind», sagt Rubatto.

Die Robert Wilhelm Bunsen-Medaille ist eine weitere Auszeichnung in der
Karriere von Daniela Rubatto: Sie hat bereits mehrere Preise und Ehrungen
erhalten, darunter etwa die ETH-Medaille für eine hervorragende
Doktorarbeit oder den J G Russel Award und die Dorothy Hill Medal der
Australian Academy of Science.

Geochemische Spuren von Flüssigkeiten in Mineralien

Zurzeit erforscht Daniela Rubatto die Wechselwirkung zwischen wässerigen
Lösungen und Mineralien im tiefsten Teil der Erdkruste. Diese
Flüssigkeiten sind essentiell für einige der wichtigsten geologischen
Prozesse von der Plattentektonik bis zum Vulkanismus und sind für den
Stoff- und Wärmeaustausch auf unserem Planeten verantwortlich. Die
Flüssigkeiten sind schwer zu erwischen, weil sie sich schnell bewegen und
normalerweise nicht in Gesteinen zurückgehalten werden. «Ich entwickle
gerade analytische Methoden, um die geochemischen Spuren dieser
Flüssigkeiten in Mineralien aufzuspüren», sagt Rubatto. «Die Bunsen-Medaille
ist für mich und mein Team eine Motivation, weiterhin unser
Bestes zu geben, auch wenn wir vor Hindernissen oder Rückschlägen stehen».

Einsatz für Nachwuchsförderung

Daniela Rubatto setzt sich für die Förderung von jungen Forscherinnen und
Forschern ein. So war sie an der Australian National University
Mitgründerin eines Netzwerks für Nachwuchsforschende, dem «Network for
Early Career Academics at ANU» (NECTAR). Das Netzwerk hat sich etabliert
und gibt jungen Forschenden eine Stimme. Während ihrer Karriere betreute
Daniela Rubatto acht PhD-Studierende als Haupt-Supervisor und mehr als 25
Doktorierende aus der ganzen Welt als Co-Supervisor. Einige aktuelle und
ehemalige PhD-Studierende begleiteten Daniela Rubatto an die
Preisverleihung in Wien.




Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:
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AUSSEN/2143: Ägypten - Abbau der demokratischen Fassade


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 17. April 2019

Ägypten: Abbau der demokratischen Fassade



Zum anstehenden Verfassungsreferendum in Ägypten erklärt Omid
Nouripour, Sprecher für Außenpolitik:

Die jetzt im Parlament beschlossenen Änderungen an der ägyptischen
Verfassung bauen auch die letzten Reste der demokratischen Fassade der
Sisi-Regierung ab. Indem sie dem Präsidenten ermöglichen, über die
ursprünglich vorgesehenen zwei Wahlperioden hinaus im Amt zu bleiben,
revidieren sie eines der zentralen Versprechen der neuen Verfassung an
die Revolution von 2011: das Ende der jahrzehntelangen Herrschaft
einzelner Präsidenten. Auch die Eingriffe in die ohnehin schon
eingeschränkte Unabhängigkeit der Justiz beschädigen die
Rechtsstaatlichkeit schwer.

Neben dem Inhalt der Verfassungsänderungen ist auch die Art und Weise
ihrer Verabschiedung fragwürdig: Sie wurden ohne transparente
öffentliche Debatte entworfen, und der Handlungsraum der Opposition
wurde durch Internetsperren und die extrem kurze Zeit bis zur
Abstimmung in der kommenden Woche fast gänzlich zunichte gemacht.

Die Bundesregierung und die Europäische Union müssen vor dem
Hintergrund dieser Entwicklung ihr Verhältnis zur ägyptischen
Regierung grundlegend neu bewerten. Denn eine Regierung, die ihre
Versprechen von Demokratie an die eigene Bevölkerung so grundlegend
bricht, kann auch international keine verlässliche Partnerin sein. Das
gilt auch für die Fragen von Migration und Terrorismusbekämpfung, in
denen sich die Bundesregierung und die Europäische Union an die Seite
Sisis gestellt haben. Die Genehmigung von Hermesbürgschaften für
Rüstungsexporte an die Armee, die Trägerin dieses undemokratischen
Prozesses ist, muss revidiert werden.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 17. April 2019

Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Pressestelle
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RECHT/843: Seehofers Rückkehr-Gesetz ist hilflose Härte


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 17. April 2019

Seehofers Rückkehr-Gesetz ist hilflose Härte



Zum sogenannten "Geordnete-Rückkehr-Gesetz", das heute im
Bundeskabinett beschlossen wurde, erklären Filiz Polat, Sprecherin für
Integrations- und Migrationspolitik, und Luise Amtsberg, Sprecherin
für Flüchtlingspolitik:

Filiz Polat, Sprecherin für Integrations- und Migrationspolitik:

Mit dem Kopf durch die Wand scheint die einzige Strategie von
Bundesinnenminister Seehofer zu sein. Der Gesetzentwurf ist einseitig,
verfassungsrechtlich höchst fragwürdig und für die Integration
schädlich. Statt endlich unsere Einwanderungsgesellschaft aktiv zu
gestalten, scheint Horst Seehofers Ziel Integrationsverhinderung um
jeden Preis zu sein.

Dass er dabei die Warnungen aus der Zivilgesellschaft ignoriert, ist
nichts Neues. Dass dabei jetzt selbst das "Nein" der CDU-, SPD- und
Grünen-Landesjustizminister einfach übergangen wird, ist ein starkes
Stück und zeigt, wie wenig er mit rechtsstaatlichen Regeln anfangen
kann. Seehofer bedient sich sogar eines Taschenspielertricks, wenn er
den Gesetzentwurf jetzt auch noch mit den Leistungskürzungen des
Asylbewerberleistungsgesetzes überfrachtet, nur um damit die
Zustimmungspflicht der Bundesländer zu umgehen. Statt die anstehenden
umfangreichen und besonders grundrechtsrelevanten Gesetzesänderungen
wenigstens sachlich zu debattieren, soll der Gesetzentwurf in einem
beschleunigten Verfahren durchgepeitscht werden.

Inhaltlich ist das sogenannte "Geordnete-Rückkehr-Gesetz" eine
Giftliste. Die Verfassungskonformität weiter Teile des Gesetzes ist
höchst fraglich. Menschen ohne Duldung sollen von jeglichen
existenzsichernden Leistungen ausgeschlossen werden. Das verstößt
nicht nur gegen das Verfassungsgebot zur Sicherstellung der
Menschenwürde, sondern auch gegen das Rechtsstaatsprinzip. Diese
Sanktionen treffen faktisch in besonderem Maße vulnerable Gruppen, wie
Kinder, Schwangere, Kranke und Menschen mit Behinderung.

Das Trennungsgebot von Abschiebungs- und Strafhaft soll trotz aller
Proteste und sachlicher Gegenargumente aufgehoben werden.
Justizvollzugsanstalten sind für den Vollzug des Strafrechts
vorgesehen und keine Einrichtungen für symbolische Härte des
Bundesinnenministers. Anders als bei der Strafhaft hat ein
Abschiebehäftling keine Straftat begangen. Die Bundesregierung beharrt
auf dem Bild der Krisensituation, die es so nicht gibt. Seehofer muss
endlich mit dieser Notstandsrhetorik brechen.

Der Gesetzentwurf würde eine eklatante Verschlechterung des Status quo
für langjährig Geduldete zur Folge haben. Statt Perspektiven für
100.000 erwerbsfähige Geduldete in Deutschland zu schaffen, werden
Auszubildende von der Werkbank abgeschoben. Damit enttäuscht Seehofer
auch die Hoffnungen der Wirtschaft auf einen Spurwechsel für
langjährig Geduldete.

Luise Amtsberg, Sprecherin für Flüchtlingspolitik:

Der Gesetzentwurf sieht außerdem vor, dass die Widerrufsfrist für
positive Asylbescheide aus den Jahren 2015 bis 2017 von bisher drei
auf bis zu fünf Jahre verlängert wird. Durch die Verlängerung der
Frist wird das BAMF nicht etwa entlastet, sondern mit der Überprüfung
zusätzlicher Entscheidungen belastet. Die allermeisten
Widerrufverfahren betreffen Menschen aus Syrien, Eritrea und dem Irak
und sind schlicht unnötig, weil die Situation in diesen Ländern nach
wie vor so desaströs ist, dass die Menschen dorthin nicht zurückkehren
können. Im Januar und Februar 2019 wurden insgesamt 97 Prozent der
ursprünglichen Entscheidungen bestätigt.

Die Verlängerung der Widerrufsfrist steht zudem in krassem Widerspruch
zu einer schnellen Integration, wenn Menschen fünf Jahre im Unklaren
gelassen werden. Momentan kann einem anerkannten Flüchtling nach drei
Jahren ein unbefristeter Aufenthaltstitel erteilt werden, wenn die
Voraussetzungen dafür, wie etwa gute Deutschkenntnisse, vorliegen. Mit
dieser Verfestigung des Aufenthalts werden die erbrachten
Integrationsleistungen honoriert und eine dauerhafte
Aufenthaltsperspektive geschaffen. Erklärtes Ziel des
"Geordnete-Rückkehr-Gesetzes" ist es jedoch, diese
Aufenthaltsverfestigung zu vermeiden und Menschen trotz jahrelangen
Aufenthaltes in Deutschland das Ankommen zu erschweren. Mit dieser
Gesetzesänderung kann eine Niederlassungserlaubnis nämlich erst
erteilt werden, wenn das BAMF den Schutzstatus erneut überprüft hat.
Das führt zu einer noch längeren Rechtsunsicherheit.

 * 
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WIRTSCHAFT/2867: Frühjahrsprognose - Spätes Erwachen


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 17. April 2019

Frühjahrsprognose - Spätes Erwachen



Zur Frühjahrsprognose der Bundesregierung erklärt Anja Hajduk,
Stellvertretende Fraktionsvorsitzende:

Die Bundesregierung muss erst drei Mal eine Wachstumsprognose nach
unten korrigieren, um zu erkennen, dass sie endlich handeln muss. Nur
leider hat sie viel zu lange gewartet. Peter Altmaier stellt
Steuerentlastungen für Unternehmen ins Schaufenster, obwohl es im
aktuellen Haushalt kaum noch Spielräume dafür gibt. Die Regierung
müsste sich angesichts knapperer Kassen auf Prioritäten einigen, das
ist den Koalitionspartnern angesichts des Dauerstreits aber kaum
zuzutrauen.

Mal wieder zeigt sich: Die Regierung hat die Chancen dank guter
Einnahmen in den letzten Jahren verschenkt und beraubt sich damit
jetzt ihrer eigenen Handlungsmöglichkeiten. Bei Forderungen nach
Investitionen in nachhaltige Wirtschaft, in Infrastruktur, in
Digitalisierung oder künstliche Intelligenz schaltet die Regierung auf
Durchzug. Die Mittel für Investitionen stagnieren im aktuellen
Haushaltsentwurf, für Klimaschutz gibt es sogar weniger Geld.
Gleichzeitig verschwendet die Regierung pro Jahr über 50 Milliarden
Euro für klimaschädliche Subventionen und leistet sich mit Maßnahmen
wie dem Baukindergeld teure und ineffiziente Maßnahmen auf Kosten der
zukünftigen Finanzplanung. Von verantwortungsvoller und
zukunftsorientierter Politik fehlt jede Spur.
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FINANZEN/1258: Deutschland ist beim Schuldenabbau erfolgreich


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 17. April 2019

Deutschland ist beim Schuldenabbau erfolgreich

Staatsfinanzen laut Stabilitätsprogramm auf gutem Weg



Die Bundesregierung hat am heutigen Mittwoch das aktualisierte
Deutsche Stabilitätsprogramm 2019 beschlossen, das gemäß dem
Stabilitäts- und Wachstumspakt dem Europäischen Rat und der
Europäischen Kommission bis Ende April vorzulegen ist. Hierzu erklärt
der haushaltspolitische Sprecher der CDU/CSU-Bundestagsfraktion,
Eckhardt Rehberg:

"Erstmals seit dem Jahr 2002 wird die Schuldenstandsquote unter dem
Maastricht-Kriterium von 60 Prozent liegen. Deutschland hält damit
alle nationalen und europäischen finanzpolitischen Vorgaben ein.
Diese solide Haushaltspolitik ist kein Selbstzweck, sondern steht für
Generationengerechtigkeit und soziale Gerechtigkeit.

Das Stabilitätsprogramm zeigt, dass sich die wachstumsfreundliche
Konsolidierungspolitik der unionsgeführten Koalitionen auszahlt. Der
Bund nutzt die entstandenen finanziellen Spielräume zum einen für
zusätzliche Investitionen - vor allem in die öffentliche
Verkehrsinfrastruktur, die digitale Infrastruktur und die Bildung.
Zum anderen setzt er seine länder- und kommunalfreundliche Politik
der vergangenen Jahre mit erheblichen finanziellen Entlastungen fort.

Die gute wirtschaftliche Situation in Deutschland mit
Rekordbeschäftigung, Lohnsteigerungen und damit einhergehenden
steigenden Steuereinnahmen ermöglicht, dauerhaft an einem
Bundeshaushalt ohne neue Schulden festzuhalten und mit zusätzlichen
öffentlichen Investitionen die Zukunftsfähigkeit unseres Landes
weiter zu verbessern.

Die Forderung nach schuldenfinanzierten Investitionen trägt nicht.
Sie verkennt die Realitäten und widerspricht der Intention der
Schuldenregel. Wir haben aktuell kein Geldproblem, sondern ein
Umsetzungsproblem bei einer Vielzahl von Investitionsprojekten.

Die Erfahrungen der Vergangenheit haben zudem gezeigt, dass
kurzfristig schuldenfinanzierte Vorhaben für ein permanentes
Anwachsen der Schulden gesorgt haben. Das Ergebnis waren stetig
wachsende Zinsausgaben, die die finanziellen Spielräume eingeengt
haben. Dem stehen aktuell niedrige Zinsausgaben als Dividende einer
soliden Haushaltspolitik gegenüber. Eine solide Haushaltspolitik ist
der Garant für niedrige Refinanzierungskosten an den Finanzmärkten.

Die Entwicklung in Deutschland beweist, dass sich erfolgreiche
Haushaltskonsolidierung und zusätzliche Wachstumsinvestitionen nicht
gegenseitig ausschließen."

 * 
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UMWELT/816: Stadt und Grün gehören zusammen


Pressestatement der CDU/CSU-Fraktion - 17. April 2019

Stadt und Grün gehören zusammen



Zur Eröffnung der Bundesgartenschau 2019 in Heilbronn können Sie die
umweltpolitische Sprecherin der CDU/CSU-Bundestagsfraktion,
Marie-Luise Dött, mit folgenden Worten zitieren:

"Mit der Bundesgartenschau 2019 wird einmal mehr demonstriert, wie
wichtig Grünflächen, Parks und andere Biotope für die Lebensqualität
der Bürger in Städten sind. Und was die Bürger freut, nutzt auch der
Biodiversität. Denn Insektenschutz findet beispielsweise auch in
urbanen Räumen statt.

Es gibt in unseren Städten in dieser Beziehung noch viel Potenzial.
Ich wünsche mir, dass von der Bundesgartenschau in Heilbronn eine
Initialzündung für mehr städtisches Grün ausgeht. Die Union
jedenfalls setzt sich auch künftig für die Verwirklichung von
Vorhaben im Rahmen des Programms 'Zukunft Stadtgrün' ein."

 * 
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GESUNDHEIT/1097: Suchtprävention und Suchthilfe vor Profitinteressen stellen


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 17. April 2019

Suchtprävention und Suchthilfe vor Profitinteressen stellen



"Die Zahl der suchtkranken Menschen ist weiterhin auf einem
erschreckend hohen Niveau. So konsumieren weiterhin 7,8 Millionen
Menschen auf riskante Weise Alkohol. Daran wird sich wenig ändern,
wenn die Politik nicht endlich reagiert und die Alkoholwirtschaft in
ihre Schranken weist", erklärt Niema Movassat, drogenpolitischer
Sprecher der Fraktion DIE LINKE, anlässlich des heute vorgestellten
"Jahrbuch Sucht 2019" der Deutschen Hauptstelle für Suchtfragen (DHS).
Movassat weiter:

"Die Ausgaben der Alkoholindustrie für Werbung sind im letzten Jahr
wieder deutlich angestiegen, auf fast 620 Millionen Euro. Für
potentiell süchtig machende Produkte wie Alkohol zu werben, trägt dazu
bei, dass Menschen problematische Konsummuster entwickeln. Auch zum
Schutz von Kindern und Jugendlichen muss Werbung für Alkohol endlich
untersagt werden.

Der Bericht legt dieses Jahr den Schwerpunkt auf Glücksspielsucht. Bei
dieser Sucht ist das Problem der Verschuldung zentral. Mehr als 25
Prozent der stationär behandelten Spieler sind mit über 25.000 Euro
verschuldet. Auch auf Kosten dieser suchtkranken Menschen machte der
Glückspielmarkt einen Umsatz im Jahr 2017 von 46 Milliarden Euro. Es
ist nicht hinnehmbar, dass die Spielverordnung durch technische Tricks
an Geldspielautomaten umgangen wird und damit bewusst zur Entwicklung
von problematischem Suchtverhalten beigetragen wird. Wir brauchen
endlich strengere gesetzliche Regeln für die Aufstellung von
Spielautomaten. Ein großes Problem ist die Unterfinanzierung der
Suchthilfe. Die Politik ist hier gefragt, die kommunale Förderung der
Suchthilfe sicherzustellen."

 * 
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RECHT/559: Nein zum Aachener Aufrüstungsvertrag


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 17. April 2019

Nein zum Aachener Aufrüstungsvertrag



"Der Aachener Vertrag von Kanzlerin Angela Merkel und dem
französischen Präsidenten Emmanuel Macron mit seinem geheimen
Zusatzabkommen zielt ausgerechnet im Namen der Völkerfreundschaft auf
Aufrüstung, Militarisierung der Außenpolitik und weitere Profite für
die Rüstungskonzerne. DIE LINKE lehnt den Aachener Aufrüstungsvertrag
entschieden ab. Statt Europa als Kontinent des Friedens zu einen,
vertiefen Merkel und Macron mit der binationalen Vereinbarung die
Spaltung der EU", erklärt Sevim Dagdelen, stellvertretende Vorsitzende
und abrüstungspolitische Sprechrein der Fraktion DIE LINKE anlässlich
des im Kabinett beschlossenen Gesetzentwurfs zur Ratifizierung des
Aachener Vertrages zwischen Deutschland und Frankreich. Dagdelen
weiter:

"Die Ursachen der Krisen in der Europäischen Union liegen ganz sicher
nicht an zu wenig Geld für Militär und Rüstung. Es ist die unsoziale
Politik der letzten Jahrzehnte, warum viele Menschen sich von der EU
abwenden.

Es ist einfach nur schäbig, wie die Bundesregierung über die
Kooperation mit Frankreich die ohnehin schwammigen
Rüstungsexportrichtlinien aushebeln und Rechtssicherheit für
Waffenexporte an Diktaturen wie Saudi-Arabien schaffen will.

Nicht eine Erleichterung von Waffenexporten ist notwendig, sondern
deren Beschränkung und Verbot. Aus der leidvollen Erfahrung zweier
Weltkriege muss der Einsatz für Frieden und Abrüstung an erster Stelle
stehen."

 * 
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RECHT/558: Cum-Ex-Skandal - Olearius abziehen


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 17. April 2019

Cum-Ex-Skandal - Olearius abziehen



"Olearius gehört auf die Anklagebank. Der Prüfbericht zur Warburg Bank
ist eine Ohrfeige für Bank und Politik. Der Vorwurf der schweren
Steuerhinterziehung erhärtet sich. Die BaFin sollte nun Olearius aus
dem Aufsichtsrat abziehen", kommentiert der stellvertretende
Vorsitzende der Fraktion DIE LINKE, Fabio De Masi, den Prüfbericht im
Auftrag der BaFin zur Rolle des Warburg Inhabers und Aufsichtsrats
Christian Olearius bei Cum-Ex-Geschäften. De Masi weiter:

"Es wiegt jetzt noch schwerer, dass Hamburg unter dem damaligen
Bürgermeister Olaf Scholz von Finanzminister Schäuble zum Eintreiben
von Steuerforderungen wegen Cum-Ex-Abzocke gezwungen werden musste,
weil sonst Forderungen von bis zu 330 Millionen Euro fast verjährt
wären. Die CDU kassierte hingegen Parteispenden der Warburg Bank. Die
Nähe der Politik zu den Gangstern in Nadelstreifen ist bedenklich."

 * 
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SICHERHEIT/1945: Tobias Pflüger zu den Ostermärschen


DIE LINKE - Pressemitteilung vom 17. April 2019

Zu den Ostermärschen 2019 erklärt Tobias Pflüger, stellvertretender Parteivorsitzender der Linken:



Die deutschen Rüstungsausgaben erreichen einen neuen Spitzenwert:
43 Milliarden Euro bekommt die Bundeswehr dieses Jahr und es sollen
noch mehr werden, nämlich 60 Milliarden, was dann 2 Prozent des
deutschen Bruttoinlandsprodukts entspricht. Es ist gut, dass Menschen
bei den Ostermärschen 2019 gegen diese Hochrüstung auf die Straße
gehen.

Seit dem Gipfel von Wales 2014 ist der Verteidigungsetat um
unglaubliche 40 Prozent gestiegen, wie Ministerin Ursula von der Leyen
selbst sagt. Denn 2020 wird ihr Etat mehr als doppelt so stark steigen
wie der gesamte Bundeshaushalt. Nach dem gerade von der
Bundesregierung beschlossenen Finanzplan soll der
Verteidigungshaushalt bis zum Jahr 2023 um weitere 3,3 Milliarden Euro
steigen. Und das ist nur der Finanzplan, erfahrungsgemäß werden die
tatsächlichen Ausgaben viel höher sein.

Die neue Aufrüstung ist konkret sichtbar. Es finden Truppentransporte
nach Osteuropa statt, über das neue Kommando in Ulm wird der Aufmarsch
von Truppen gegen Russland organisiert. Wir meinen: Deutsche Soldaten
haben an der russischen Grenze nichts verloren. Die Osterweiterung der
NATO hat keinen Frieden und keine Sicherheit gebracht, sondern sie
zerstört die Vision vom "Gemeinsamen Haus Europa". Wir kritisieren,
dass Rüstungskontrollverträge wie der INF-Vertrag aufgekündigt werden
und andere Abrüstungsverträge auf der Kippe stehen.

Dabei gibt es Alternativen: Seit 2017 gibt es einen Vertrag zum
weltweiten Verbot von Atomwaffen, inzwischen haben ihn 70 Staaten
unterzeichnet. Wir fordern die Bundesregierung auf, hier ein Signal zu
setzen: Deutschland muss das Atomwaffenverbot unterzeichnen, die in
Büchel gelagerten Atomwaffen gehören abgezogen.

Und die US-Drohneneinsätze mit der Nutzung von Ramstein als
Relaisstation müssen aufhören. Es ist gut, dass das
Oberverwaltungsgericht Münster hier deutlich Position bezogen hat: Die
Bundesregierung schaut bei Ramstein schon viel zu lange weg. Und
deshalb wollen wir auch keine "bewaffungsfähige" Drohne Heron TP für
die Bundeswehr, eine neue (bewaffnete) Eurodrohne oder
völkerrechtswidrige Drohnenkriege.

Die Aufrüstung gefährdet nicht nur den Frieden in Europa. Denn die
Waffen, die die Bundeswehr heute neu anschafft, werden früher oder
später auch in alle Welt exportiert. Gerade hat die Bundesregierung
wieder Waffenexporte nach Saudi-Arabien genehmigt, obwohl das Land
einen mörderischen Krieg im Jemen führt. Diese Regierung hält sich
nicht mal an das, was sie selbst in ihrem Koalitionsvertrag vereinbart
hat.

Man muss die Bundesregierung offensichtlich wieder dran erinnern: Nach
dem 'Gemeinsamen Standpunkt der EU' zur Ausfuhr von Militärgütern und
Militärtechnologie von 2008 können in der EU Rüstungsexporte untersagt
werden, wenn mit diesen Waffen das Völkerrecht verletzt werden könnte.
Diese Gefahr ist bei Saudi-Arabien eindeutig gegeben. Statt nun
gemeinsame geheime Deals mit Frankreich zu machen, die Rüstungsexporte
erleichtern sollen, ist das Minimum eine Einhaltung dieser 
EU-Regelungen für Rüstungsexporte.

Auch gegen solche Rüstungsexporte gehen wir dieses Jahr wieder auf die
Straße! Von deutschen Boden darf nie wieder Krieg ausgehen, das gilt
für uns und gilt auch für Europa. Wir wollen keine hochgerüstete EU,
die sich als Supermacht aufspielt und von "Weltpolitikfähigkeit"
schwadroniert, wie EU-Kommissionspräsident Jean-Claude Juncker das
gesagt hat.

Wir wollen ein Europa des Friedens und der Abrüstung statt eine
militärische Hochrüstung, wie sie im 'Europäischen Verteidigungsfonds'
und in der 'Ständigen Strukturierten Zusammenarbeit' namens PESCO
vorangetrieben werden.

Und zu diesem Europa der Solidarität, das wir wollen, gehört auch,
Menschen in Not zu helfen statt ihnen die Tür vor der Nase
zuzuschlagen. Wir fordern endlich eine zivile Seenotrettung im
Mittelmeer, nein, das ist keine Nebenaufgabe des Militärs, das ist ein
Gebot der Humanität. Auch dafür demonstrieren wir dieses Jahr bei den
Ostermärschen!

 * 
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SOZIALES/2618: Warnung vor den sozialen Folgen des späten Rentenbeginns


DIE LINKE - Pressemitteilung vom 17. April 2019

Warnung vor den sozialen Folgen des späten Rentenbeginns



Forscher des Deutschen Instituts für Wirtschaftsforschung (DIW) warnen
vor den sozialen Folgen des späteren Rentenbeginns in Deutschland, der
besonders für sozial Schwächere das Risiko der Altersarmut erhöhe.

Bernd Riexinger, Vorsitzender Partei DIE LINKE dazu:

"Der Bericht des Deutschen Instituts für Wirtschaftsforschung macht
noch einmal deutlich, dass die ständige Erhöhung des
Renteneintritsalters völlig an der Realität vieler Menschen vorbei
geht. Gerade Menschen in körperlich belastenden Berufen sind so noch
stärker von Altersarmut bedroht. Nehmen Sie einen Altenpfleger oder
eine Verkäuferin als Beispiel: Nach vielen Beitragsjahren können sie
bei einer Verrentung vor dem offiziellen Eintrittsalter von ihrer
Rente nicht leben."

"Wir fordern deshalb endlich das Renteneintrittsalter auf 65 zu senken
und eine Verrentung nach 40 Beitragsjahren ohne Abschläge zu
ermöglichen. Zusätzlich müssen die Phasen der Zeiten der
Erwerbslosigkeit, der Kindererziehung und Pflege endlich besser
abgesichert werden. Das alles ließe sich finanzieren, wenn alle
Erwerbseinkommen in die Rentenversicherung einbezogen würden. Doch
eine armutssichere Rente ist mit der gegenwärtigen Regierung nicht zu
machen."

 * 
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BUNDESTAG/8300: Heute im Bundestag Nr. 438 - 17.04.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 438

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Mittwoch, 17. April 2019, Redaktionsschluss: 15.11 Uhr

1. Laufbahnberater an Olympiastützpunkten

2. Stromsperren in Deutschland

3. Übernahme von Coriant durch Infinera

4. Verteidigungsindustrie in Deutschland

5. Studien zur Energiewende



1. Laufbahnberater an Olympiastützpunkten

Sport/Antwort

Berlin: (hib/HAU) Die Bundesregierung fördert nach eigenen Angaben
mehr als 30 Stellen für Laufbahnberater an den Olympiastützpunkten
(OSP), die die Athleten in Fragen der Vereinbarkeit von Schule,
Studium oder Beruf mit den sportlichen Leistungsanforderungen beraten.
Das schreibt die Regierung in ihrer Antwort (19/8839) auf eine Kleine
Anfrage der FDP-Fraktion (19/8295), die sich nach den Möglichkeiten
der "dualen Karriere" von Spitzensportlern erkundigt hatte. Auf
Vollzeitstellen umgerechnet würden derzeit an den OSP 32,1
Laufbahnberaterstellen, die mit insgesamt 37 Laufbahnberatern besetzt
sind, von der Bundesregierung finanziert, heißt es in der Antwort.
Derzeit liefen die Verfahren zur Besetzung von weiteren 3,5 Stellen
für Laufbahnberater.

In den Vorbemerkungen zur Antwort der Bundesregierung heißt es,
Aufgabe unserer Gesellschaft sei es, Verantwortung für diejenigen zu
übernehmen, die im Sinne und für unsere Gemeinschaft sportliche
Spitzenleistungen erbringen. Das Spitzensportsystem und seine Partner
aus Politik und Wirtschaft, auf Bundes-, Landes- und kommunaler Ebene,
hätten die Pflicht und Verantwortung, jungen Menschen, die sich für
den Spitzensport entschieden haben und damit auch viel Mühsal und
Entbehrung auf sich nehmen, Fürsorge zukommen zu lassen. Dazu gehöre
es, diesen Athleten, "die vorbildlich für gemeinsame Werte unserer
Gesellschaft einstehen und durch ihre Erfolge Deutschland weltweit in
hervorragender Weise repräsentieren", während und nach dem Sport
Möglichkeiten zu bieten, die den späteren Einstieg in eine berufliche
Zukunft erleichtern.

Die Bundesregierung nehme diese Verantwortung an und habe unter
anderem die Athleten in den Mittelpunkt der Leistungssportreform
gestellt, heißt es in der Vorlage weiter. Die Themen "Verbesserung der
Dualen Karriere, Athletenförderung und -absicherung" seien wesentliche
Elemente des Konzepts "Neustrukturierung des Leistungssports und der
Spitzensportförderung". Ziel sei es, bestmögliche Rahmenbedingungen zu
schaffen, die ein Training auf Hochleistungsniveau ermöglichen. Die
Duale Karriereplanung und insbesondere auch die nachaktive Karriere
von Spitzensportlern sei dabei ein wichtiger Baustein im Gesamtgefüge.

Gemeinsam mit den Ländern, den Hochschulen, Unternehmen und dem
organisierten Sport selbst, gelte es, die Spitzensportkarriere durch
berufliche Bildung abzusichern, schreibt die Regierung. Die
Aktivitäten des Bundes beschränkten sich hierbei nicht nur auf die
staatlichen Sportförderstellen, "sondern beziehen das Ermöglichen
alternativer Karrierewege mit ein".

 * 

2. Stromsperren in Deutschland

Wirtschaft und Energie/Antwort

Berlin: (hib/PEZ) Fast 343.900 Haushalten ist im Jahr 2017 der Strom
abgeschaltet worden, weil die Rechnungen nicht bezahlt worden waren.
Die Zahl dieser Stromsperren liegt etwa vier Prozent über denen der
beiden Vorjahre, wie aus der Antwort (19/8879) auf eine Kleine Anfrage
(19/8383) der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen hervorgeht. Studien
hätten ergeben, dass Ursachen und Auftreten von Stromsperren nicht
allein eine Frage des Einkommens sind, erklärt die Bundesregierung
weiter. Häufig kämen verschiedene Ursachen zusammen, wie zum Beispiel
plötzliche und einschneidende Veränderungen im persönlichen
Lebensumfeld.

In der Antwort legt die Bundesregierung außerdem
Unterstützungsmaßnahmen dar, mit denen Menschen in Armut vor
Stromsperren bewahrt werden sollen. Die Kosten für eine Stromsperre
liegen den Angaben zufolge bei durchschnittlich 47 Euro ohne
Umsatzsteuer.

 * 

3. Übernahme von Coriant durch Infinera

Wirtschaft und Energie/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PEZ) Nach dem Verkauf des Hochtechnologie-Spezialisten
Coriant an den US-Konzern Infinera beschäftigt sich die Linksfraktion
mit Fragen zur Netzwerksicherheit in Deutschland. Sollte der Berliner
Standort von Coriant tatsächlich geschlossen und die Produktion ins
Ausland verlegt werden, drohen nach Ansicht der Abgeordneten
Sicherheitslücken in der digitalen Infrastruktur. Grund dafür seien
mangelnde Wartungsarbeiten und fehlende Sicherheitsvorkehrungen. Die
Bundesregierung prüft der Kleinen Anfrage (19/9218) zufolge derzeit,
ob der Verkauf nachträglich untersagt werden kann. Mit dem
Verschwinden von Coriant würde sich Deutschland beim Aufbau der
5G-Technologie weitgehend von ausländischen
Glasfasertechnik-Herstellern abhängig machen. Die Abgeordneten fragen
nun nach Kontakten zwischen Ministerium und Unternehmen sowie nach
konkreten Begriffsdefinitionen im Bereich der Netzsicherheit.

 * 

4. Verteidigungsindustrie in Deutschland

Wirtschaft und Energie/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PEZ) Die Fraktion Die Linke möchte genaueres zur
Verteidigungsindustrie in Deutschland wissen. In einer Kleinen Anfrage
(19/9200) erkundigen sich die Abgeordneten nach Zahlen und Daten zu
Unternehmen, Standorten und Beschäftigten. Sie möchten darüber hinaus
mehr zur Situation auf Ebene der Bundesländer erfahren.

 * 

5. Studien zur Energiewende

Wirtschaft und Energie/Antwort

Berlin: (hib/PEZ) Um Studien aus den Bereichen Klimaschutz und
Energiewende geht es in der Antwort (19/9120) auf eine Kleine Anfrage
(19/8121) der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen. Die Bundesregierung
listet darin Studien, Kerninhalte, Auftragnehmer, Laufzeit, Budget und
Stand der Veröffentlichung seit dem Jahr 2017 auf.

 * 
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BUNDESTAG/8299: Heute im Bundestag Nr. 437 - 17.04.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 437

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Mittwoch, 17. April 2019, Redaktionsschluss: 14.40 Uhr

1. Empfehlungen der Kohlekommission

2. Regierung mit Drohnenstrategie befasst

3. Überprüfung der Mobilfunknetzabdeckung

4. Abfälle von Flusskreuzfahrtschiffen

5. Grüne fragen nach Fluggastrechten

6. Grüne fragen nach IGA-Tarifvertrag



1. Empfehlungen der Kohlekommission

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antwort

Berlin: (hib/HAU) Die Bundesregierung wertet nach eigenen Angaben
derzeit die Ergebnisse der Kommission "Wachstum, Strukturwandel und
Beschäftigung" (Kohlekommission) aus. Das geht aus der Antwort
(19/8853) auf eine Kleine Anfrage der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen
(19/8407) hervor. Die Regierung prüfe die Umsetzung der
strukturpolitischen Empfehlungen der Kommission. Da die Vorschläge
sehr vielfältig und komplex seien, sei eine sorgfältige Prüfung
erforderlich, heißt es in der Antwort. Die Bundesregierung befinde
sich in diesem Zusammenhang auch in stetigem Austausch mit den
beteiligten Ländern. Dieser Prozess dauere noch an.

Die Projektlisten im Sinne des Abschlussberichts stellen nach Aussage
der Bundesregierung keinen abgeschlossenen Arbeitsstand dar und würden
entsprechend dem Strukturentwicklungsprozess in den nächsten
Jahrzehnten fortlaufend weiterentwickelt. Daher könnten zum jetzigen
Zeitpunkt keine Angaben gemacht werden, die eine abschließende
Festlegung auf bestimmte Projektvorhaben voraussetzt.

 * 

2. Regierung mit Drohnenstrategie befasst

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antwort

Berlin: (hib/HAU) Die Bundesregierung ist nach eigenen Angaben derzeit
mit dem Entwurf einer Drohnenstrategie befasst, die zu gegebener Zeit
vorgelegt wird. Das geht aus der Antwort der Regierung (19/8937) auf
eine Kleine Anfrage der FDP-Fraktion (19/8444) hervor. Die sichere
Integration der Drohnen in den Luftraum kann der Antwort zufolge
mittels eines UAS Traffic Management Systems (UTM) erfolgen, das
anhand von Registrierung, Identifizierung und "Geofencing" den Betrieb
von unbemannten Fluggeräten im bodennahen Luftraum (Very Low Level
Airspace, unterhalb 500 Fuß) ermöglicht.

Ein UTM könne eine Funktionalität für eine elektronische Genehmigung
und damit die Anbindung der zuständigen Luftfahrtbehörden vorsehen,
schreibt die Regierung. "Damit wäre ein deutschlandweit harmonisierter
Prozess im Einklang mit den europäischen Regulierungsentwürfen
gewährleistet", heißt es in der Antwort.

 * 

3. Überprüfung der Mobilfunknetzabdeckung

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antwort

Berlin: (hib/HAU) Bei allen drei Mobilfunknetzbetreibern (Telekom,
Vodafone und Telefonica) wurden nach Angaben der Bundesregierung im
Rahmen von Überprüfungen durch die Bundesnetzagentur "in
unterschiedlichem Umfang Abweichungen der Versorgungskarten zur
tatsächlichen Versorgung in den Referenzgebieten festgestellt". Das
geht aus der Antwort der Bundesregierung (19/8883) auf eine Kleine
Anfrage der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen (19/8239) hervor.

Gebiete, die von den Betreibern als versorgt im Sinne der
Versorgungsauflage ausgewiesen worden seien, seien unter- oder nicht
versorgt gewesen, heißt es in der Antwort. Im geringeren Umfang sei
dies auch in umgekehrter Variante gemessen worden.

Nach Aussagen der Netzbetreiber könnten die Gründe für die
Abweichungen vielfältig sein, heißt es in der Vorlage. So könnten die
topographischen Gegebenheiten vor Ort nicht ausreichend berücksichtigt
worden seien. Möglich sei auch ein temporärer Ausfall einer
Basisstation oder es seien bereits Basisstationen mit berücksichtigt
worden, deren Betrieb sich zeitlich verzögert habe. Die
Mobilfunknetzbetreiber, so schreibt die Regierung, seien aufgefordert
worden, die festgestellten Abweichungen zu analysieren und optimierte
Versorgungskarten vorzulegen. Hierzu seien den Mobilfunknetzbetreibern
die Daten der Messungen vollumfänglich übermittelt worden.

Weiter heißt es in der Antwort, bei zwei Mobilfunknetzbetreibern seien
die Versorgungskarten, trotz der von der Bundesnetzagentur
festgestellten Abweichungen, zum Nachweis der Versorgungsauflage
geeignet. Bei einem Mobilfunknetzbetreiber seien "weitere Anpassungen
der Prädiktion der Versorgungskarten erforderlich". Um welche
Mobilfunknetzbetreiber es sich jeweils handelt, geht aus der Antwort
nicht hervor.

 * 

4. Abfälle von Flusskreuzfahrtschiffen

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HAU) Für aktuelle Entwicklungen im nationalen
Flusskreuzfahrttourismus interessiert sich die Fraktion Bündnis 90/Die
Grünen. In einer Kleinen Anfrage (19/8866) wollen die Abgeordneten von
der Bundesregierung unter anderem wissen, wie viele
sozialversicherungspflichtige und nicht sozialversicherungspflichtige
Arbeitsplätze in Deutschland direkt vom Betrieb von
Flusskreuzfahrtreisen abhängig sind und wie sich die Anzahl dieser
Arbeitsplätze in den letzten fünf Jahren jeweils entwickelt hat.
Gefragt wird auch, wie hoch die Finanzierungslücke zwischen gezahlten
Gebühren für Abfälle von Flusskreuzfahrtschiffen in deutschen Häfen
und tatsächlich anfallenden Entsorgungskosten ist.

 * 

5. Grüne fragen nach Fluggastrechten

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HAU) Nach der Durchsetzung von Fluggastrechten im Jahr
2018 erkundigt sich die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen in einer
Kleinen Anfrage (19/8872). Die Abgeordneten wollen unter anderem
wissen, ob die Bundesregierung der Ansicht ist, dass eine
Insolvenzsicherungspflicht analog zu den Regelungen im
Pauschalreiserecht für Luftfahrtunternehmen notwendig ist. Gefragt
wird auch, welche personelle Ausstattung das für
Verbraucherbeschwerden zuständige Referat beim Luftfahrt-Bundesamt
(LBA) hat.

 * 

6. Grüne fragen nach IGA-Tarifvertrag

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HAU) Nach den Tarifverhandlungen im Rahmen der Errichtung
der Infrastrukturgesellschaft für Autobahnen und andere
Bundesfernstraßen (IGA) erkundigt sich die Fraktion Bündnis 90/Die
Grünen in einer Kleinen Anfrage (19/8952). Die Abgeordneten fragen die
Bundesregierung, wann die Verhandlungen für einen IGA-Tarifvertrag und
für einen Einführungs- und Überleitungstarif mit einem
Tarifvertragsabschluss beendet werden sollen und was die Gründe für
die bisherigen Verzögerungen sind. Wissen will die Fraktion auch, aus
welchen Gründen das Bundesministerium für Verkehr und digitale
Infrastruktur (BMVI) für die Tarifverhandlungen, "trotz der in der
Bundesregierung vorhandenen Sach- und Fachkompetenz, insbesondere auch
im BMI", auf externe Berater und externe Beratungsfirmen
zurückgegriffen hat.

 * 

Quelle:

Heute im Bundestag Nr. 437 - 17. April 2019 - 14.40 Uhr

Herausgeber: Deutscher Bundestag

Parlamentsnachrichten, PuK 2

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: +49 30 227-35642, Telefax: +49 30 227-36191

E-Mail: mail@bundestag.de

Internet: www.bundestag.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 18. April 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / PARLAMENT / FAKTEN





BUNDESTAG/8298: Heute im Bundestag Nr. 436 - 17.04.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 436

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Mittwoch, 17. April 2019, Redaktionsschluss: 14.06 Uhr

1. 65 Kriegsgefangenen-Anträge zu spät

2. Zwei Kunstobjekte sollen abgeholt werden

3. Alkopop-Steuer ohne Mehraufkommen

4. Umsatzsteuer bei Fotokunst wird geprüft

5. Regulierung von kleinen Versicherungen



1. 65 Kriegsgefangenen-Anträge zu spät

Finanzen/Antwort

Berlin: (hib/HLE) Bis zum Ende der Frist für die Beantragung einer
Anerkennungsleistung für sowjetische Kriegsgefangene sind beim
Bundesamt für zentrale Dienste und offene Vermögensfragen 2.027
Anträge eingegangen. Von den eingegangenen Anträgen, von denen 311
ohne Antragsformulare eingereicht worden sein, seien 1.197 Anträge
positiv beschieden worden, heißt es in einer Antwort der
Bundesregierung (19/9036) auf eine Kleine Anfrage (19/8523) der
Fraktion Die Linke. 511 Anträge seien abgelehnt worden. Die
Anerkennungsleistung sei an insgesamt 1.185 Antragsteller ausgezahlt
worden. Im März 2019 seien insgesamt 65 Anträge auf Zahlung nach der
Anerkennungsrichtlinie nach Ablauf der in der Richtlinie genannten
Frist eingegangen. Diese Anträge seien alle abgelehnt worden.

 * 

2. Zwei Kunstobjekte sollen abgeholt werden

Finanzen/Antwort

Berlin: (hib/HLE) Im Kunstdepot des Bundes beim Bundesverwaltungsamt
befinden sich zwei Kunstobjekte, die auf besatzungsrechtlicher
beziehungsweise besatzungshoheitlicher Grundlage in der damaligen
sowjetischen Besatzungszone enteignet, aber zwischenzeitlich
restituiert worden sind. Wie die Bundesregierung in ihrer Antwort
(19/9038) auf eine Kleine Anfrage der FDP-Fraktion (19/8532) mitteilt,
wurden die Restitutionsberechtigten gebeten, die Objekte beim
Bundesverwaltungsamt abzuholen. Im Bestand der Stiftung Preußischer
Kulturbesitz befänden sich ebenfalls entsprechende Objekte, deren Zahl
sich noch nicht beziffern lasse.

 * 

3. Alkopop-Steuer ohne Mehraufkommen

Finanzen/Antwort

Berlin: (hib/HLE) Es gibt kein Netto-Mehraufkommen aus der sogenannten
Alkopopsteuer, das zur Finanzierung von Maßnahmen zur Suchtprävention
der Bundeszentrale für gesundheitliche Aufklärung verwendet werden
könnte. Das Netto-Mehraufkommen ergibt sich aus der Differenz zwischen
dem Aufkommen der Alkopopsteuer und den Mindereinnahmen bei der
Branntweinsteuer, die sich durch die Einführung der Alkopopsteuer
ergeben, erläutert die Bundesregierung in ihrer Antwort (19/9134) auf
eine Kleine Anfrage der FDP-Fraktion (19/8538). Da kein
Netto-Mehraufkommen durch die Alkopopsteuer realisiert werde, seien
auch keine Mittel im Haushaltsplan vorgesehen, und eine Weiterleitung
an die Bundeszentrale erfolge daher nicht. Nach Angaben der
Bundesregierung betrug das Aufkommen aus der Alkopopsteuer im
vergangenen Jahr rund 2,5 Millionen Euro. Im Jahr 2005 hatte es noch
bei rund 9,6 Millionen Euro gelegen.

 * 

4. Umsatzsteuer bei Fotokunst wird geprüft

Finanzen/Antwort

Berlin: (hib/HLE) Die Bundesregierung wird prüfen, ob die
umsatzsteuerliche Behandlung von Fotokunst geändert werden muss. Durch
die Mehrwertsteuer-Systemrichtlinie bestehe die Möglichkeit, von einem
Künstler aufgenommene Fotografien unter bestimmten Voraussetzungen als
Kunstgegenstände zu behandeln, deren Lieferung ermäßigt besteuert
werden könne, erläutert die Bundesregierung in ihrer Antwort (19/8886)
auf eine Kleine Anfrage der FDP-Fraktion (19/8452). In der Antwort
wird zudem die umsatzsteuerliche Behandlung von Kunstgegenständen
erläutert.

 * 

5. Regulierung von kleinen Versicherungen

Finanzen/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HLE) Ob die durch die Solvency II-Richtlinie entstehenden
höheren Verwaltungskosten die mittelständischen und kleinen
Versicherungsunternehmen relativ stärker treffen, diesen somit höhere
Kosten entstehen und damit aufgrund von Skaleneffekten eine
Marktkonzentrierung auf wenige große Unternehmen begünstigt wird, will
die FDP-Fraktion von der Bundesregierung in einer Kleinen Anfrage
(19/8974) erfahren. Gefragt wird auch nach statistischen Angaben wie
der Zahl der Versicherungsunternehmen und der Entwicklung der
Versicherungsbranche in den letzten 25 Jahren.

 * 
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BUNDESTAG/8297: Heute im Bundestag Nr. 435 - 17.04.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 435

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Mittwoch, 17. April 2019, Redaktionsschluss: 13.30 Uhr

1. Außenpolitische Gesamtstrategie gefordert

2. Deutsche Polizisten in Friedensmissionen

3. Kriminalisierung von LGBTI-Personen

4. Rückgabe von NS-Raubkunst

5. Beteiligung des BND an Waffentransporten



1. Außenpolitische Gesamtstrategie gefordert

Auswärtiges/Antrag

Berlin: (hib/AHE) Die FDP-Fraktion setzt sich für eine "Außen-,
Sicherheits- und Entwicklungspolitik aus einem Guss" ein. In einem
Antrag (19/9338) fordern die Abgeordneten unter anderem, "unter
Federführung des Auswärtigen Amtes einmal in der Legislaturperiode,
spätestens nach Ablauf des ersten Amtsjahres, eine ressortübergreifend
abgestimmte Gesamtstrategie mit den Zielen und Prioritäten der
deutschen Außen-, Sicherheits- und Entwicklungspolitik auszuarbeiten".
Außerdem solle eine ressortübergreifende "Task Force für
internationales Handeln" eingerichtet und innerhalb der
Bundesministerien die Abstimmungsverfahren und Instrumente für die
Umsetzung einer ressort- und institutionenübergreifenden Strategie für
internationales Handeln geschaffen werden.

Die regelbasierte und multilaterale internationale Ordnung stehe
zunehmend unter Druck, so dass sich Deutschland nicht mehr auf die
bisherigen etablierten Ordnungsstrukturen verlassen könne,
argumentieren die Abgeordneten. Umso wichtiger sei es, dass
Deutschland die bereits 2014 auf der Münchner Sicherheitskonferenz
beschworene neue Verantwortung in der Welt übernehme und gemäß den
Worten des damaligen Außenministers Frank-Walter Steinmeier (SPD)
bereit sei, "sich außen- und sicherheitspolitisch früher,
entschiedener und substantieller einzubringen". Um diese
internationale Verantwortung konzeptionell zu unterlegen und
tatsächlich mit Leben zu füllen, brauche es ein strategisch
durchdachtes und kohärentes Vorgehen der Bundesregierung in allen
Feldern der internationalen Politik.

 * 

2. Deutsche Polizisten in Friedensmissionen

Auswärtiges/Antrag

Berlin: (hib/AHE) Die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen will den Anteil
deutscher Polizisten in internationalen Friedensmissionen erhöhen und
hat dazu einen Antrag vorgelegt (19/9273). Laut Fragestellern seien im
März 2019 109 Beamte der Bundespolizei, des Bundeskriminalamts, des
Zolls und der Länderpolizeien im internationalen Einsatz gewesen. "In
Anbetracht von mehr als 10.000 Polizistinnen und Polizisten, die
allein in VN-geführten Einsätzen weltweit Dienst tun, ist die
gleichbleibend niedrige Zahl deutscher Polizistinnen und Polizisten
beschämend, zumal sie international einen guten Ruf genießen." Diese
Zahl widerspreche sämtlichen Ankündigungen der Bundesregierung, "mehr
Verantwortung" in der Welt tragen zu wollen.

Die Abgeordneten fordern die Bundesregierung auf, "einen schlüssigen
Plan vorzulegen, wie sie die Anforderungen aus nationalen (Leitlinien)
sowie internationalen (EU, VN) Verpflichtungen in Bezug auf die
Entsendung von Polizeikräften erfüllen will". Außerdem solle der
"Bericht über das deutsche Engagement beim Einsatz von Polizistinnen
und Polizisten in internationalen Polizeimissionen" (19/6540) zügig im
Plenum beraten werden. Um auch bei den Länderpolizeien mehr Spielraum,
aber auch Druck für die Bereitstellung von Personal zu erzeugen sollen
nach Willen der Grünen der in den "Leitlinien für die gemeinsame
Beteiligung des Bundes und der Länder an internationalen
Polizeimissionen" von 2016 angedachte und im Koalitionsvertrag 2018
übernommene "Stellenpool" für mehr Polizistinnen und Polizisten für
internationale Einsätze zügig auf den Weg gebracht werden.

 * 

3. Kriminalisierung von LGBTI-Personen

Auswärtiges/Antwort auf Große Anfrage

Berlin: (hib/AHE) Nach Kenntnis der Bundesregierung kann für
gleichgeschlechtliche sexuelle Handlungen in sechs Ländern die
Todesstrafe verhängt werden, darunter Iran und Saudi-Arabien, in
mindestens zehn Staaten drohen zudem Körperstrafen. Das geht aus der
Antwort (19/9077) auf eine Große Anfrage der Fraktion Bündnis 90/Die
Grünen hervor (19/3061), in der die Bundesregierung ihre Kenntnisse
zur Lage der Menschenrechte von Lesben, Schwulen, Bisexuellen,
Transsexuellen, Transgendern und Intersexuellen (LGBTI) weltweit
detailliert darstellt. In einer Vielzahl von Ländern vor allem in
Asien und Afrika würden auf gleichgeschlechtliche sexuelle Handlungen
lange Haftstrafen verhängt.

"In zahlreichen Ländern werden die Rechte von Menschen aufgrund ihrer
sexuellen Orientierung oder Gender-Identität verletzt." Die
Diskriminierung von LGBTI-Personen sei in allen Lebensbereichen in
vielen Ländern der Welt weit verbreitet. Gleichzeitig gebe es in
mehreren Weltregionen Fortschritte beim Einsatz für die Menschenrechte
von LGBTI-Personen. "In Lateinamerika, im Westlichen Balkan und in
Indien gab es in den letzten Jahren zum Teil beeindruckende Erfolge,
häufig durchgesetzt von einer aktiven und mutigen Zivilgesellschaft,
die sich dafür einsetzt, dass die Menschenrechte für alle gelten",
heißt es in der Antwort weiter.

Die Bundesregierung setzt sich nach eigenem Bekunden auf der Basis der
EU-Leitlinien zum Schutz der Menschenrechte von LGBTI-Personen aktiv
gegen Diskriminierung und andere Menschenrechtsverletzungen aufgrund
von sexueller Orientierung und Gender-Identität ein. "So ist
Deutschland im Jahr 2016 der Freundesgruppe für LGBTI-Rechte in New
York beigetreten und engagiert sich gemeinsam mit gleichgesinnten
Regierungen in der 'Equal Rights Coalition'". Auf bilateraler wie
multilateraler Ebene arbeite Deutschland daran, dass LGBTI-Rechte
weltweit als untrennbarer Bestandteil der Menschenrechte geachtet
werden, etwa durch Thematisierung der Frage im Universellen
Staatenüberprüfungsverfahren des Menschenrechtsrats der Vereinten
Nationen (UPR). "Dies schließt den Einsatz für eine
Entkriminalisierung von Homosexualität ein, ebenso das Einfordern
eines aktiven Schutzes der Menschenrechte von LGBTI-Personen durch
alle Staaten."

 * 

4. Rückgabe von NS-Raubkunst

Auswärtiges/Antwort

Berlin: (hib/AHE) Ein abschließendes Ergebnis der regierungsinternen
Prüfung eines Gesetzesvorhabens zur "erleichterten Durchsetzung der
Rückgabe von abhanden gekommenem Kulturgut" steht noch aus. Das
schreibt die Bundesregierung in der Antwort (19/9151) auf eine Kleine
Anfrage der Fraktion Die Linke (19/8470), die sich nach dem Fall eines
während der NS-Besatzung Italiens von einem Wehrmachtssoldaten
entwendeten Gemäldes "Vaso di Fiori" des niederländischen Malers Jan
van Huysum erkundigt hatte. Laut Fragestellern wollte der damaligen
Bundesjustizministers Heiko Maas (SPD) 2015 mit dem Entwurf eines
"Gesetzes zur erleichterten Durchsetzung der Rückgabe von abhanden
gekommenem Kulturgut" die Rückgabe von böswillig erworbenem Kulturgut
auch nach einer 30-jährigen Frist ermöglichen. Der Entwurf sei jedoch
aufgrund von Bedenken des Kanzleramtes sowie des Bundesministeriums
der Finanzen blockiert worden, schreiben die Abgeordneten.

Laut Antwort der Bundesregierung werden in die Überlegungen zum
Entwurf eines solchen Gesetzes unter anderem rückwirkende gesetzliche
Änderungen des Zivilrechts im Bereich des Verjährungsrechts und des
Rechts der Ersitzung einbezogen. Darüber hinaus wirke die
Bundesregierung im Rahmen ihrer Möglichkeiten darauf hin, dass private
kulturgutbewahrende Einrichtungen und Privatpersonen NS-
verfolgungsbedingt entzogene Kulturgüter zurückgeben. Im konkreten
Fall des Gemäldes "Vaso di Fiori" obliege eine abschließende
Beurteilung des Sachverhalts nicht der Bundesregierung. Nach dem von
den Fragestellern dargestellten Sachverhalt seien jedoch "keine
Anhaltspunkte dafür ersichtlich, dass das Gemälde 'Vaso di Fiori'
NS-verfolgungsbedingt entzogen worden sein könnte. Nach dem
dargestellten Sachverhalt wurde das Gemälde 'entwendet'. Demnach wäre
der Wehrmachtssoldat nicht Eigentümer geworden und hätte demnach auch
kein Eigentum an dem Gemälde vererben können."

 * 

5. Beteiligung des BND an Waffentransporten

Auswärtiges/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/AHE) Nach der Beteiligung des Bundesnachrichtendienstes
(BND) an Waffentransporten in Kriegs- und Krisenregionen erkundigt
sich die Fraktion Die Linke in einer Kleinen Anfrage (19/9147). Die
Abgeordneten beziehen sich darin auf einen ARD-Bericht, nach dem der
BND an Waffentransporten nach Myanmar und in den Sudan beteiligt
gewesen sein soll. "Treffen die Darlegungen zu, wären nach Auffassung
der Fragesteller schwerwiegende Rechtsverstöße durch den deutschen
Auslandsnachrichtendienst zu konstatieren."

Die Bundesregierung soll unter anderem zu diesen Vorwürfen Stellung
beziehen und darlegen, welche grundsätzliche Position sie bezieht zur
Lieferung von Kriegswaffen in Länder, für die ein Embargo der
Vereinten Nationen oder der Europäischen Union besteht. Gefragt wird
zudem unter anderen nach der Rolle eines BND-Mitarbeiters mit dem
Decknamen "Klaus Hollmann" und nach der Abwicklung von
Waffengeschäften über den ukrainischen Hafen Oktyabrsk.

 * 
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BUNDESTAG/8296: Heute im Bundestag Nr. 434 - 17.04.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 434

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Mittwoch, 17. April 2019, Redaktionsschluss: 12.56 Uhr

1. Restriktionen bei Visa-Vergabe thematisiert

2. Überstellungen aus Seenot Geretteter

3. Imagefilme der Bundespolizei

4. Nigerianische Asylbewerber

5. Asylanträge von Frauen

6. Nachfahren von Ausgebürgerten



1. Restriktionen bei Visa-Vergabe thematisiert

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) Die "Ausstellung von Visa für Personen aus
Flüchtlingsherkunftsstaaten" thematisiert die AfD-Fraktion in einer
Kleinen Anfrage (19/9145). Unter anderem erkundigt sie sich darin, ob
die Bundesregierung die Auffassung teilt, "dass Restriktionen bei der
Vergabe von Visa an Regierungsoffizielle und Geschäftsreisende zu
einer höheren Mitwirkungsbereitschaft an der Ausstellung von
Reisepapieren und Rücknahme der eigenen Staatsangehörigen bei den
Flüchtlingsherkunftsländern führen könnten".

 * 

2. Überstellungen aus Seenot Geretteter

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) Die Fraktion Die Linke will von der Bundesregierung
erfahren, "wie viele Asylsuchende, die aus Seenot gerettet wurden und
bei denen Deutschland nach Artikel 17 der Dublin-III-Verordnung die
Zuständigkeit für die Durchführung der Asylverfahren übernommen hat",
bislang nach Deutschland überstellt worden sind. Ferner erkundigt sie
sich in einer Kleinen Anfrage (19/9146) unter anderem danach,
inwieweit es nach Kenntnis der Bundesregierung auf europäischer Ebene
Bestrebungen gibt, Menschen in bestimmten Situationen aus
Erstaufnahmestaaten in andere Mitgliedstaaten zu überstellen, "damit
sie von dort abgeschoben werden".

 * 

3. Imagefilme der Bundespolizei

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) Die Fraktion Die Linke möchte wissen, welche
Imagefilme der Bundespolizei es gibt. Auch fragt sie in einer Kleinen
Anfrage (19/9148) unter anderem danach, welche konzeptionellen
Überlegungen diesen jeweils zugrunde lagen.

 * 

4. Nigerianische Asylbewerber

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) Die Zahl der "in den Jahren 2010 bis 2019 in
Deutschland von Personen mit nigerianischer Herkunft" gestellten
Asylanträge möchte die AfD-Fraktion von der Bundesregierung erfahren.
Auch erkundigt sie sich in einer Kleinen Anfrage (19/9198) danach, wie
viele Menschen aus Nigeria in diesen Jahren vollziehbar
ausreisepflichtig waren. Ferner fragt sie unter anderem, wie viele von
ihnen freiwillig ausreisten, wie viele von ihnen nach Kenntnis der
Bundesregierung in ihr Heimatland abgeschoben und wie viele in andere
EU-Länder überstellt wurden.

 * 

5. Asylanträge von Frauen

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) Die Zahl der Frauen, die in den Jahren 2015, 2016,
2017 und 2018 einen Asylantrag in Deutschland gestellt haben, möchte
die Fraktion Die Linke von der Bundesregierung erfahren. Auch
erkundigt sie sich in einer Kleinen Anfrage (19/9216) unter anderem
danach, über wie viele Asylanträge von Frauen das Bundesamt für
Migration und Flüchtlinge (Bamf) in den Jahren 2015, 2016, 2017 und
2018 entschieden hat und wie die Verfahren ausgegangen sind.

 * 

6. Nachfahren von Ausgebürgerten

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) Mit der "Einbürgerung von Nachfahren während der
NS-Zeit ausgebürgerter deutscher Staatsangehöriger" befasst sich die
Fraktion Die Linke in einer Kleinen Anfrage (19/9219). Darin erkundigt
sie sich unter anderem danach, wie viele Feststellungen der deutschen
Staatsangehörigkeit es seit 2013 "bei im Inland lebenden Abkömmlingen
ausgebürgerter NS-Verfolgter" gegeben hat.

 * 
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BUNDESTAG/8295: Heute im Bundestag Nr. 433 - 17.04.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 433

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Mittwoch, 17. April 2019, Redaktionsschluss: 12.24 Uhr

1. Transparenz von Datenverarbeitung

2. Änderungen an Referentenentwurf

3. Arzneimitteln auf Cannabisbasis

4. Leiharbeiter im BMI-Geschäftsbereich

5. Ku-Klux-Klan-Gruppierung NSK KKK



1. Transparenz von Datenverarbeitung

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/STO) Um Transparenz von Datenverarbeitung und
-speicherung geht es in der Antwort der Bundesregierung (19/9168) auf
eine Kleine Anfrage der FDP-Fraktion (19/8618). Darin verweist die
Bundesregierung darauf, dass die seit dem 25. Mai 2018 in allen
EU-Staaten unmittelbar geltende Datenschutz-Grundverordnung die
Datenschutzrechte der betroffenen Personen stärken solle. So hätten
Betroffene "das Recht auf Transparenz von Datenverarbeitung und
-speicherung, indem ihnen deutlich zu vermitteln ist, welche Daten bei
welcher Gelegenheit und zu welchen Zwecken erhoben und verarbeitet
werden". Zudem sollen sie laut Vorlage "umfassend informiert sein, wer
gegebenenfalls die Empfänger ihrer Daten sind, wie lange
personenbezogene Daten gespeichert werden, wann sie zu löschen sind
und welche Rechte ihnen gegenüber dem verantwortlichen
Datenverarbeiter zustehen".

 * 

2. Änderungen an Referentenentwurf

Gesundheit/Antwort

Berlin: (hib/STO) Änderungen am Referentenentwurf des von der
Bundesregierung vorgelegten "Gesetzes für mehr Sicherheit in der
Arzneimittelversorgung" sind ein Thema der Antwort der Bundesregierung
(19/9167) auf eine Kleine Anfrage der Fraktion Die Linke (19/8591).
Wie die Bundesregierung darin ausführt, hat der Referentenentwurf im
Rahmen der Ressortabstimmung sowie der Länder- und Verbändeanhörung
Änderungen erfahren.

"Es ist üblich und Sinn und Zweck dieser Beteiligungen, dass die
vorgetragenen Argumente im Rahmen einer Gesamtabwägung und unter
Berücksichtigung der politischen Zielsetzung in die weiteren
Überlegungen zum Vorhaben einfließen können", schreibt die
Bundesregierung weiter. Zugleich verweist sie darauf, dass
Referentenentwürfe, Stellungnahmen von Verbänden sowie die
Gesetzentwürfe auf der Internetseite des Bundesgesundheitsministeriums
sukzessive veröffentlicht würden. Die vorgenommenen Änderungen seien
daher transparent nachvollziehbar.

 * 

3. Arzneimitteln auf Cannabisbasis

Gesundheit/Antwort

Berlin: (hib/STO) Die Versorgung von Patienten mit Arzneimitteln auf
Cannabisbasis ist Thema der Antwort der Bundesregierung (19/9181) auf
eine Kleine Anfrage der FDP-Fraktion (19/8642). Wie die
Bundesregierung darin ausführt, verfolgt sie das
"gesundheitspolitische Ziel einer qualitätsgesicherten und
bedarfsgerechten Versorgung" von Patienten mit solchen Arzneimitteln.
Sie gehe davon aus, dass der Bedarf an Medizinalcannabisblüten in
Deutschland "durch das derzeitige und nachfolgende Vergabeverfahren
der Cannabisagentur beim Bundesinstitut für Arzneimittel und
Medizinprodukte (BfArM) sowie über Importe gedeckt werden kann, die
rechtlich auch weiterhin möglich bleiben".

Im Hinblick auf das "sehr dynamische, sich international entwickelnde
Marktgeschehen für Medizinalcannabis" bestehe die Möglichkeit, dass
die Importmengen weiter ansteigen, heißt es in der Antwort weiter. Auf
die importierten Mengen habe das BfArM keinen Einfluss. Bei Vorliegen
der gesetzlichen Voraussetzungen seien die von den Marktteilnehmern
beantragten Erlaubnisse und Genehmigungen zu erteilen.

Die qualitativen Anforderungen an medizinischen Cannabis werden durch
das Arzneimittelrecht und das Apothekenrecht geregelt, wie aus der
Vorlage weiter hervorgeht. Diese gelten den Angaben zufolge sowohl für
den Import von Medizinalcannabis als auch für einen Anbau in
Deutschland.

 * 

4. Leiharbeiter im BMI-Geschäftsbereich

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/STO) Die Zahl der in Geschäftsbereichsbehörden des
Bundesinnenministeriums eingesetzten Leiharbeiter ist von insgesamt
118 im Jahr 2017 auf insgesamt 89 im vergangenen Jahr gesunken. Dies
geht aus der Antwort der Bundesregierung (19/9159) auf eine Kleine
Anfrage der AfD-Fraktion (19/8517) hervor.

Danach sank die Zahl der eingesetzten Leiharbeiter beim Bundesamt für
Migration und Flüchtlinge (Bamf) von 74 im Jahr 2017 auf 55 im Jahr
2018 und bei der Bundesanstalt für den Digitalfunk der Behörden und
Organisationen mit Sicherheitsaufgaben (BDBOS) von 20 auf fünf,
während sie beim Bundesamt für Bevölkerungsschutz und
Katastrophenhilfe (BBK) von 21 auf 22 anstieg und beim Bundesamt für
Bauwesen und Raumordnung (BBR) von zwei auf sieben. Beim Technischen
Hilfswerk (THW) war den Angaben zufolge im Jahr 2017 eine und im Jahr
2018 keine Leiharbeitskraft eingesetzt.

 * 

5. Ku-Klux-Klan-Gruppierung NSK KKK

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/STO) Über die Gruppierung "National Socialist Knights of
the Ku-Klux-Klan Deutschland" (NSK KKK) berichtet die Bundesregierung
in ihrer Antwort (19/9169) auf eine Kleine Anfrage der Fraktion Die
Linke (19/8637). Darin schreibt die Bundesregierung, die ihr
"vorliegenden Informationen indizieren, dass die NSK KKK derzeit nicht
mehr aktiv sind". Wie die Bundesregierung ferner ausführt, existierten
nach ihrer Kenntnis die NSK KKK mindestens seit dem Sommer 2016 und
verfügten zuletzt über etwa 40 Mitglieder.

 * 
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BUNDESTAG/8294: Heute im Bundestag Nr. 432 - 17.04.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 432

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Mittwoch, 17. April 2019, Redaktionsschluss: 11.45 Uhr

1. Ausstieg aus der Nutzung der Kernenergie

2. Details zu französischen Kraftwerken

3. Projekte im Bereich der Suchtproblematik

4. Global Health Hub Germany

5. Medikamenten-Erwerb zur Selbsttötung

6. Erhöhung der Apothekenhonorierung

7. Eiweißpflanzen in der Landwirtschaft



1. Ausstieg aus der Nutzung der Kernenergie

Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit/Antwort

Berlin: (hib/SCR) Die "normative Grundsatzentscheidung für oder gegen
die rechtliche Zulässigkeit der friedlichen Nutzung der Kernenergie"
obliegt allein dem Gesetzgeber. Dies schreibt die Bundesregierung in
einer Antwort (19/9174) auf eine Kleine Anfrage der AfD-Fraktion
(19/8621) mit Verweis auf die Kalkar-Entscheidung (2 BvL 8/77) des
Bundesverfassungsgerichtes.

Die AfD-Fraktion hatte unter anderem die konkrete Risikobewertung der
Kernenergie thematisiert. Die Bundesregierung verweist in der Antwort
dazu auf eine jüngere Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts (2
BvR 2821/11) von Ende 2016 zum beschleunigten Atomausstieg nach der
Reaktorhavarie im japanischen Fukushima. Demnach habe das Gericht
entschieden, dass "der Gesetzgeber auch ohne neue
Gefährdungserkenntnisse den Reaktorunfall in Fukushima als Anlass hat
nehmen dürfen, zum Schutz der Gesundheit der Bevölkerung und der
Umwelt den Ausstieg aus der Kernenergie zu beschleunigen".

 * 

2. Details zu französischen Kraftwerken

Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit/Antwort

Berlin: (hib/SCR) Details zu den technischen Spezifikationen wie der
Kernnotkühlungen oder zu den Primärkreisläufen französischer
Atomkraftwerke führt die Bundesregierung in einer Antwort (19/8915)
auf eine Kleine Anfrage der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen (19/8112)
aus. Anlagenspezifische Kenntnisse liegen der Bundesregierung den
Angaben zufolge in der Regel nicht vor.

 * 

3. Projekte im Bereich der Suchtproblematik

Gesundheit/Antwort

Berlin: (hib/STO) Über vom Bundesgesundheitsministerium (BMG)
geförderte "Modell- und Forschungsprojekte im Bereich der
Suchtproblematik" berichtet die Bundesregierung in ihrer Antwort
(19/9162) auf eine Kleine Anfrage der FDP-Fraktion (19/8539). Danach
werden die Schwerpunkte dieser Projekte durch die Nationale Strategie
zur Drogen- und Suchtpolitik, aktuelle wissenschaftliche Entwicklungen
und politische Schwerpunktsetzungen bestimmt und liegen insbesondere
in den Feldern Reduzierung von schädlichem Alkoholkonsum, Reduzierung
des Konsums illegaler Drogen sowie der Vermeidung einer
Medikamentenabhängigkeit und der Förderung des Nichtrauchens. Die 2012
verabschiedete Nationale Strategie hat laut Bundesregierung als
Hauptziele "die Reduzierung des Konsums legaler und illegaler
Suchtmittel sowie die Vermeidung drogen- und suchtbedingter Probleme
(auch im Bereich der stoffungebundenen Süchte)".

Bei den Modell- und Forschungsprojekten werden den Angaben zufolge die
Belange von Kindern, Jugendlichen und jungen Erwachsenen besonders
berücksichtigt. Darüber hinaus würden Vorhaben mit
substanzmittelübergreifenden Ansätzen, die auf bestimmte Risikogruppen
zielen, gefördert. Die Forschung tragt entscheidend dazu bei, das
Wissen um das Ausmaß der Suchtprobleme zu erweitern und innovative
Strategien bei Prävention, Therapie und Wiedereingliederung
aufzuzeigen.

Voraussetzung für eine Förderung durch die Bundesregierung sei sowohl
das Bundes- wie das Ressortinteresse, heißt es in der Antwort weiter.
Um Doppelstrukturen zu vermeiden, würden grundsätzlich alle
Forschungsprojekte auf Bundesebene innerhalb der Bundesregierung
koordiniert. Darüber hinaus werde vor einer Förderung das vorhandene
Wissen zum Thema geprüft, "damit neue Projekte sinnvoll auf
vorhandener Evidenz aufsetzen können".

 * 

4. Global Health Hub Germany

Gesundheit/Antwort

Berlin: (hib/STO) Über den "Global Health Hub Germany (GHHG)"
berichtet die Bundesregierung in ihrer Antwort (19/9164) auf eine
Kleine Anfrage der Fraktion Die Linke (19/8479). Wie die
Bundesregierung darin ausführt, ist der Hub ein von der
Bundesregierung unabhängiges Netzwerk. Das
Bundesgesundheitsministerium (BMG) sei Initiator des GHHG und stelle
die Anschubfinanzierung für die ersten drei Jahre zur Verfügung.

Der Vorlage zufolge sind Vertreter "verschiedener nichtstaatlicher
Akteursgruppen" mit dem Wunsch nach mehr Vernetzung und Austausch an
das BMG herangetreten. Über einen Zeitraum von zwei Jahren sei die
Idee eines Global Health Hub Germany in verschiedenen Kreisen, unter
anderem in Ressortrunden, diskutiert worden. Im Sommer 2018 habe sich
das BMG entschlossen, "diese Idee einer Informations- und
Vernetzungsplattform zu unterstützen, und die Deutsche Gesellschaft
für Internationale Zusammenarbeit (GIZ) mit der Entwicklung eines
Konzeptes für einen GHHG im Dialog mit anderen Akteuren beauftragt".
Vom BMG sei der "Hub als Plattform des Austausches und der Kooperation
verschiedener Akteursgruppen" initiiert worden.

 * 

5. Medikamenten-Erwerb zur Selbsttötung

Gesundheit/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) "Umgang mit Anträgen von schwer und unheilbar
Kranken in extremer Notlage auf Erlaubnis zum Erwerb von
Natrium-Pentobarbital" lautet der Titel einer Kleinen Anfrage der
FDP-Fraktion (19/8750). Darin erkundigt sich die Fraktion danach, wie
viele der "anhängigen Anträge auf Erlaubnis des Erwerbs eines letal
wirkenden Medikamentes zur Selbsttötung" nach Kenntnis der
Bundesregierung bisher bewilligt wurden. Auch will sie unter anderem
wissen, wie viele Anträge nicht bewilligt wurden.

 * 

6. Erhöhung der Apothekenhonorierung

Gesundheit/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) Die AfD-Fraktion möchte wissen, wie wahrscheinlich
es nach Ansicht der Bundesregierung ist, "dass ausländische
Versandapotheken die Erhöhung der Apothekenhonorierung in Deutschland
als unerlaubte Beihilfe einstufen". Auch erkundigt sie sich in einer
Kleinen Anfrage (19/9144) unter anderem danach, welche Erfolgsaussicht
die Bundesregierung gegebenenfalls für entsprechende Klagen dagegen
sähe.

 * 

7. Eiweißpflanzen in der Landwirtschaft

Ernährung und Landwirtschaft/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/EIS) Die Fraktion Die Linke sieht im Einsatz von
Eiweißpflanzen einen Beitrag für eine nachhaltige Landwirtschaft. Die
Abgeordneten fordern in einer Kleine Anfrage (19/9138) von der
Bundesregierung unter anderem Auskunft darüber, ob die "Aufnahme von
Leguminosen in die Fruchtfolgedefinition der Erweiterten
Konditionalität für Direktzahlungen an Agrarbetriebe" als notwendig
angesehen wird. Leguminosen sind Pflanzen, die über Knöllchenbakterien
an ihren Wurzeln Stickstoff binden. Darüber hinaus soll erläutert
werden, welche Maßnahmen bisher unternommen worden sind, um die
Attraktivität des Anbaus von Eiweißpflanzen zu erhöhen.

 * 
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BUNDESTAG/8293: Heute im Bundestag Nr. 431 - 17.04.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 431

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Mittwoch, 17. April 2019, Redaktionsschluss: 11.03 Uhr

1. Illegaler Waffenhandel im Darknet

2. Verschlüsselungstechnologien thematisiert

3. Zahl der Meldungen zur Entfernung

4. Asylantragssteller aus der Türkei

5. Subkulturell geprägte Linksextremisten

6. Verbrechen gegen Völkerrecht in Syrien



1. Illegaler Waffenhandel im Darknet

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) Die FDP-Fraktion will wissen, auf welchen Umfang die
Bundesregierung "den illegalen Handel mit Waffen im sogenannten
Darknet innerhalb Deutschlands seit dem Jahr 2000" schätzt. Auch
erkundigt sie sich in einer kleinen Anfrage (19/9099) unter anderem
danach, wie groß die Zahl der verdeckten Ermittler ist, die im Auftrag
der Ermittlungsbehörden in diesem Bereich eingesetzt sind.

 * 

2. Verschlüsselungstechnologien thematisiert

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) Verschlüsselungstechnologien, "bei denen
Nachschlüssel oder ähnliche Entschlüsselungs-/Eingriffstechnologien
möglich sind" thematisiert die AfD-Fraktion in einer Kleinen Anfrage
(19/9112). Darin erkundigt sie sich danach,welche Vor- und welche
Nachteile die Bundesregierung bei solchen Verschlüsselungstechnologien
sieht. Auch möchte sie unter anderem wissen, in welchem Umfang die
Bundesregierung "bei Schäden oder Datenleaks, welche auf unzureichende
Verschlüsselungstechnologien oder den Missbrauch von Nachschlüsseln
zurückzuführen sind", die Herstellerhaftung verschärfen wird.

 * 

3. Zahl der Meldungen zur Entfernung

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) Nach der Zahl der "Meldungen zur Entfernung", die
nach Kenntnis der Bundesregierung mit Stichtag 1. März 2019 von der
bei Europol eingerichteten Meldestelle für Internetinhalte an die
Internetdienstleister ergangen sind, erkundigt sich die Fraktion Die
Linke in einer Kleinen Anfrage (19/9113). Auch will sie unter anderem
wissen, wie viele dieser Meldungen zur Entfernung "terroristische oder
gewaltverherrlichende beziehungsweise extremistische Inhalte" betrafen
und wie viele der Verhinderung einer "potenziellen Beihilfe zur
illegalen Einwanderung in die EU" dienten.

 * 

4. Asylantragssteller aus der Türkei

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) Nach der Zahl der zwischen Januar 2016 und März 2019
registrierten Asylantragssteller aus der Türkei erkundigt sich die
Fraktion Die Linke in einer Kleinen Anfrage (19/9149). Auch fragt sie
darin, wie viele Asylanträge jeweils von türkischstämmigen und von
kurdischstämmigen Antragsstellern stammten. Ferner will sie unter
anderem wissen, wie die Asylanträge jeweils beschieden wurden.

 * 

5. Subkulturell geprägte Linksextremisten

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) Um die "Erfassung subkulturell geprägter
Linksextremisten durch das Bundesamt für Verfassungsschutz" geht es in
einer Kleinen Anfrage der AfD-Fraktion (19/9137). Darin erkundigt sich
die Fraktion unter anderem danach, wieso " die Kategorie der
subkulturell geprägten Linksextremisten keine Erwähnung im
Verfassungsschutzbericht" findet.

 * 

6. Verbrechen gegen Völkerrecht in Syrien

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) "Beweissicherung und Dokumentation hinsichtlich
Straftaten gegen das Völkerrecht im Zusammenhang mit dem Bürgerkrieg
in Syrien seit 2011" lautet der Titel einer Kleinen Anfrage der
AfD-Fraktion (19/9142). Wie die Fraktion darin ausführt, hat die
Generalversammlung der Vereinten Nationen "mit der Annahme der
Resolution 71/248 die Staaten der Weltgemeinschaft dazu aufgefordert,
Beweise für eine eventuell spätere Verfolgung von Verbrechen gegen das
Völkerrecht in Syrien seit 2011 zu sammeln". In Genf sei eine
Sammelstelle zur Beweissicherung und Dokumentation eingerichtet
worden.

"In Deutschland soll angeblich das Bundeskriminalamt (BKA) diese
Aufgabe der Sammlung, aber zum Teil auch selber Ermittlungen
wahrnehmen", schreibt die Fraktion weiter. Wissen will sie, ob es
zutreffend ist, "dass das BKA die Beweissicherung und Dokumentation
für Verbrechen gegen das Völkerrecht in Syrien seit 2011 übernommen
hat". Auch erkundigt sie sich unter anderem danach, "von wem, wann und
mit welchem Inhalt" das BKA gegebenenfalls beauftragt wurde. Ferner
fragt sie unter anderem, wie weit der Auftrag gegebenenfalls umgesetzt
werden konnte.

 * 
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BUNDESTAG/8292: Heute im Bundestag Nr. 430 - 17.04.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 430

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Mittwoch, 17. April 2019, Redaktionsschluss: 10.14 Uhr

1. Zukunft des Potsdamer IASS

2. Einflussnahme von Interessenvertretern

3. Kontrolle über frei gewordene Mittel

4. Zuständigkeit in der Digitalisierungspolitik

5. AfD fragt nach Kinderehen

6. Politisch rechts motivierte Kriminalität



1. Zukunft des Potsdamer IASS

Bildung, Forschung und Technikfolgenabschätzung/Antwort

Berlin: (hib/ROL) Mit der Gründung des Institute for Advanced
Sustainability Studies (IASS) wurde das wissenschaftspolitische Ziel
verfolgt, die transdisziplinäre Forschung zu Fragen der Nachhaltigkeit
in Deutschland zu stärken und so den gesellschaftsübergreifenden
Diskurs zu Themen der Nachhaltigkeit zu intensivieren. Die Bewertung
der Arbeit und der Stellung des IASS in der deutschen und
internationalen Forschungslandschaft obliegt nicht der
Bundesregierung, sondern den dafür einschlägigen Gremien, wie zum
Beispiel dem Beirat des Instituts, Forschungsmittlerorganisationen
oder dem Wissenschaftsrat. Das schreibt die Bundesregierung in ihrer
Antwort (19/8922) auf die Kleine Anfrage (19/8254) der FDP.

Die Mission des IASS ist es, transformatives Wissen für Wege in
nachhaltige Gesellschaften zu entwickeln. Dafür forsche das IASS
transdisziplinär, gemeinsam mit Partnern aus Wissenschaft,
Gesellschaft und Politik, um Lösungsansätze und Handlungsempfehlungen
für drängende Nachhaltigkeitsfragen zu entwickeln und
Entscheidungsprozesse auf nationaler und internationaler Ebene zu
unterstützen. Zentrale Forschungsthemen sind unter anderem die
Energiewende, aufkommende Technologien, Klimawandel, Luftqualität,
systemische Risiken, Governance und Partizipation sowie Kulturen der
Transformation im Anthropozän.

Neben dem IASS sind der Bundesregierung keine vergleichbaren
Forschungseinrichtungen bekannt, die institutionelle Zuwendungen aus
dem Bundeshaushalt erhalten und der gleichen Mission folgen. Für die
transformative Arbeit des IASS seien wissenschaftliche Partner
unerlässlich, die jedoch in anderen Kontexten arbeiten. Dies sind
unter anderem Einrichtungen der "Plattform Erde und Umwelt" der
Helmholtz-Gemeinschaft Deutscher Forschungszentren e. V. (HGF) und der
Sektion E "Umweltwissenschaften" der Wissenschaftsgemeinschaft
Gottfried Wilhelm Leibniz e. V. (WGL). Dazu zählen beispielsweise
Institute wie das Alfred-Wegener-Institut Bremerhaven, das
Helmholtz-Zentrum für Ozeanforschung, das Leibniz Zentrum für Marine
Tropenforschung, das Helmholtz-Zentrum für Umweltforschung, das
Deutsche GeoForschungsZentrum oder auch internationale Partner, wie
das Institut du Développement Durable et des Relations
Internationales, Paris. Eine direkte Vergleichbarkeit der Budgets und
Beschäftigtenzahlen der erwähnten Einrichtungen mit dem IASS seien
allerdings nicht gegeben, da nur Teilbereiche dieser Einrichtungen im
Themenspektrum des IASS forschen.

Die Evaluation des IASS befinde sich im Zeitplan. Der Wissenschaftsrat
(WR) habe den Zuwendungsgebern Bundesministerium für Bildung und
Forschung (BMBF) und Ministerium für Wissenschaft, Forschung und
Kultur Brandenburg (MWFK) im Rahmen der Stellungnahme zur Evaluation
des Instituts im Oktober 2014 empfohlen, "drei Jahre nach Berufung der
neuen Direktorinnen und Direktoren, spätestens aber nach fünf Jahren,
eine erneute Evaluation des IASS durchführen zu lassen und
anschließend über eine zukünftige Finanzierung des Instituts zu
entscheiden". Dem sind die Zuwendungsgeber nachgekommen, indem sie den
WR gebeten haben, die Evaluierung des Instituts in das Arbeitsprogramm
für das Jahr 2019 aufzunehmen. Der WR gestalte den Evaluierungsprozess
des IASS eigenständig. Der WR strebe eine Stellungnahme zur
Evaluierung des IASS im Sommer 2020 an. Das BMBF habe darauf
hingewirkt, dass das IASS sein wissenschaftliches Profil schärfe und
der Beirat des Instituts - wie durch den WR in seiner Stellungnahme
zur Evaluierung im Jahr 2014 empfohlen - stärker in die
Qualitätskontrolle des Instituts eingebunden wird. Die Sicherstellung
der wissenschaftlichen Qualität der Arbeit des Instituts erfolge auch
durch Evaluierungen durch den Wissenschaftsrat.

Der fortlaufenden Aufsicht über das Institut komme das BMBF durch die
Vertretung in der Mitgliederversammlung des IASS nach. Das BMBF
fördere das IASS seit dem Jahr 2009 im Rahmen der Projektförderung.
Dabei handelt das BMBF wirtschaftlich, planvoll und transparent.
Dadurch dass das IASS ein neuartiges Konzept der transdisziplinären
Forschung verfolge, könne dieses nur dann im deutschen
Wissenschaftssystem erfolgreich verankert werden, wenn es hohen
wissenschaftlichen Qualitätsansprüchen genügt. Ein schrittweises
Vorgehen sei bei der Gestaltung des Fördervorhabens daher
wissenschaftspolitisch angezeigt.

 * 

2. Einflussnahme von Interessenvertretern

Bildung, Forschung und Technikfolgenabschätzung/Antwort

Berlin: (hib/ROL) Die Bundesregierung ist bestrebt, Regierungshandeln
transparent und damit für die Bürgerinnen und Bürger nachvollziehbar
zu gestalten. Daher hat sich die Bundesrepublik Deutschland im
Dezember 2016 der internationalen Initiative "Open Government
Partnership" angeschlossen, um die Transparenz des Regierungshandelns
für die Bürger weiter zu erhöhen. Das schreibt die Bundesregierung in
ihrer Antwort (19/8877) auf die Kleine Anfrage der Linken (19/8368).
Die Linke hatte nach der Einflussnahme von Interessenvertretern auf
den Gesetzentwurf der Bundesregierung - Entwurf eines
sechsundzwanzigsten Gesetzes zur Änderung des
Bundesausbildungsförderungsgesetzes (26. BAföGÄndG), gefragt.

Das Bundeskabinett habe am 15. November 2018 eine "Vereinbarung zur
Erhöhung der Transparenz in Gesetzgebungsverfahren" getroffen.
Hierdurch soll die bereits in der 18. Legislaturperiode erprobte
Praxis fortgesetzt werden, Gesetz- und Verordnungsentwürfe in der
Form, in der sie in eine etwaige Verbändebeteiligung gegangen sind,
wie auch die von der Bundesregierung beschlossenen Gesetzentwürfe, der
Öffentlichkeit zugänglich zu machen.

Daneben sei vereinbart, zusätzlich die Stellungnahmen aus der
Verbändeanhörung (§ 47 Absatz 3 GGO) zu veröffentlichen. Bis zur
Errichtung einer zentralen Plattform werde die Veröffentlichung über
die Internetseiten der jeweiligen Ressorts erfolgen, auf die auch vom
zentralen Internetauftritt der Bundesregierung aus verlinkt wird.
Darüber hinaus weist die Bundesregierung darauf hin, dass der weitere
Verlauf des jeweiligen Rechtsetzungsvorhabens auf der Internetseite
des Gemeinsamen Dokumentations- und Informationssystems von Bundestag
und Bundesrat recherchiert werden kann. Die Bundesregierung
unterstreicht, öffentlich bereitgestellte Informationen machen
Regierungshandeln besser nachvollziehbar.

Der Referentenentwurf habe im Rahmen der Ressortabstimmung sowie der
Länderanhörung Änderungen erfahren. Es sei üblich und Sinn und Zweck
dieser Beteiligungen, dass die vorgetragenen Argumente im Rahmen einer
Gesamtabwägung und unter Berücksichtigung der politischen Zielsetzung
in die weiteren Überlegungen zum Vorhaben einfließen können. Im Rahmen
der Verbändeanhörung hätten sich keine Änderungen am Referentenentwurf
ergeben.

Die Mitglieder der Bundesregierung pflegten in jeder Wahlperiode im
Rahmen der Aufgabenwahrnehmung Kontakte mit einer Vielzahl von
Akteuren aller gesellschaftlichen Gruppen. Dies schließe Kontakte ein,
die aktuelle Gesetzentwürfe zum Thema haben. Unter diesen ständigen
Austausch würden Gespräche und andere Kommunikationsformen wie
Telefonate oder elektronische Kontakte fallen. "Sie haben nicht, wie
die Fragestellung möglicherweise andeutet, typischerweise einen
lobbyistisch geprägten Hintergrund", schreibt die Bundesregierung. Es
sei weder rechtlich geboten noch im Sinne einer effizienten und
ressourcenschonenden öffentlichen Verwaltung leistbar, entsprechende
Informationen und Daten (z. B. sämtliche Veranstaltungen, Sitzungen
und Termine nebst Teilnehmern) vollständig zu erfassen oder
entsprechende Dokumentationen darüber zu erstellen oder zu pflegen.

Parlamentarische Kontrolle von Regierung und Verwaltung verwirkliche
den Grundsatz der Gewaltenteilung. Die Gewaltenteilung stelle aber
nicht nur den Grund, sondern auch die Grenze der parlamentarischen
Kontrolle dar. Parlamentarische Kontrolle sei politische Kontrolle,
nicht administrative Überkontrolle (BVerfGE 67, 100, 140).
Parlamentarische Kontrolle könne die Regierungsfunktion auch stören
und bedürfe daher der Begrenzung auf ein funktionsverträgliches Maß.

Die Linke habe eine Vielzahl von identischen Kleinen Anfragen zu
verschiedenen Gesetzentwürfen der Bundesregierung gestellt. Die Grenze
zur administrativen Überkontrolle sei angesichts des Umfangs der
Überprüfung der aktuellen Gesetzgebungstätigkeit und der Detailtiefe
von einzelnen Fragen aus Sicht der Bundesregierung erreicht. Die
Bundesregierung gehe davon aus, dass dem Informationsbedürfnis der
Linken künftig durch die Veröffentlichung der Gesetz- und
Verordnungsentwürfe sowie der Stellungnahmen aus der Verbändeanhörung
auf den Internetseiten der jeweiligen Ressorts Genüge getan sei.

 * 

3. Kontrolle über frei gewordene Mittel

Bildung, Forschung und Technikfolgenabschätzung/Antwort

Berlin: (hib/ROL) Eine rechtliche Grundlage für die Kontrolle der
Verwendung von Mitteln in den Landeshaushalten besteht aufgrund der
föderalen Ordnung der Bundesrepublik Deutschland nicht. Das schreibt
die Bundesregierung in ihrer Antwort (19/9156) auf die Kleine Anfrage
der FDP (19/8533). Die FDP hatte betont, dass durch das 25.
BAföG-Änderungsgesetz (BAföG = Berufsausbildungsförderungsgesetz) der
Bund die vollständige Finanzierung der Ausbildungsförderung übernommen
habe. Die Länder würden dadurch um etwa 1,2 Milliarden Euro pro Jahr
entlastet. Die Länder hätten zugesichert, diese Mittel für
Investitionen in die Hochschulen zu verwenden. Das sei jedoch häufig
nicht der Fall.

Die Bundesregierung betont, dass mit Beschluss vom 4. November 2015
(18/6588) der Deutsche Bundestag die Bundesregierung gebeten habe, ihn
jeweils nach Ende eines Haushaltsjahres zum 31. Mai darüber zu
unterrichten, wie die Länder die Mittel einsetzen, die durch die BAföG
Entlastung entstehen. Eine rechtliche Verpflichtung hierzu bestehe
aber nicht.

 * 

4. Zuständigkeit in der Digitalisierungspolitik

Ausschuss Digitale Agenda/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/LBR) Die AfD-Fraktion will in einer Kleinen Anfrage
(19/9143) erfahren, ob die Bundesregierung die Errichtung eines
Digitalministeriums wie in Bayern oder Hessen plane. Die Abgeordneten
fragen außerdem, wie viele und welche obersten Bundesbehörden,
nachgeordnete Behörden und sonstige Einrichtungen des Bundes sich "mit
dem Thema Digitalisierung in deren jeweiliger Fachaufgabe" befassen.
Zudem möchte die Fraktion wissen, wie viele Planstellen für den
Bereich Digitalisierung durch das Haushaltsgesetz 2018 sowie das
Haushaltsgesetz 2019 eingerichtet wurden.

 * 

5. AfD fragt nach Kinderehen

Recht und Verbraucherschutz/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/mwo) Die AfD-Fraktion hat eine weitere Kleine Anfrage zum
Thema Kinderehen vorgelegt (19/9222). Die Fragesteller wollen von der
Bundesregierung unter anderem wissen, wie hoch die Zahl der in
Deutschland lebenden minderjährigen ausländischen Personen mit dem
Familienstand "verheiratet" unmittelbar vor und nach dem Inkrafttreten
des Gesetzes zur Bekämpfung von Kinderehen im Juli 2017 war und wie
diese sich entwickelte. In diesem Zusammenhang fragen sie, wie viele
solcher Ehen nach Inkrafttreten des Gesetzes aufgehoben wurden und
welche Art Schutz den davon Betroffenen zuteil wurde. Darüber hinaus
wollen die Abgeordneten wissen, welche Maßnahmen die Bundesregierung
unternommen hat, um die in Deutschland lebenden Ausländer über
Informations- und Hilfsmöglichkeiten für von Kinder- und/oder
Zwangsehe betroffenen Personen zu informieren.

 * 

6. Politisch rechts motivierte Kriminalität

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) Die Fraktion Die Linke will wissen, wie viele Fälle
politisch rechts motivierter Kriminalität es nach Kenntnis der
Bundesregierung im Februar dieses Jahres in Deutschland gegeben hat.
Ferner erkundigt sie sich in einer Kleinen Anfrage (19/9115) unter
anderem danach, wie viele Tatverdächtige im Zusammenhang mit diesen
Fällen ermittelt wurden.

 * 
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BUNDESTAG/8291: Heute im Bundestag Nr. 429 - 17.04.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 429

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Mittwoch, 17. April 2019, Redaktionsschluss: 09.29 Uhr

1. AfD fordert Export-Verbot für Plastikmüll

2. Am liebsten wird mit Bargeld bezahlt

3. Interessenkonflikte im Finanzministerium

4. Keine Biersteuer-Kompensation

5. Schadensregulierung in US-Militärbasen

6. Bemerkungen des Bundesrechnungshofes



1. AfD fordert Export-Verbot für Plastikmüll

Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit/Antrag

Berlin: (hib/SCR) Die AfD-Fraktion fordert ein Exportverbot für
Plastikmüll. Die Bundesregierung soll nach Willen der Fraktion "den
Export von Plastikmüll in Staaten, in denen eine Abfallwirtschaft mit
vollumfänglichem Sammeln, Lagern und Verwerten des Plastikmülls nicht
gewährleistet ist", unterbinden. Diese Staaten seien die
Hauptemittenten des Plastikeintrages in Flüsse und Meere, führt die
Fraktion zur Begründung in einem Antrag (19/9237) aus. Die
Bundesregierung soll sich demnach unter anderem auch für
Wissenstransfer, den Aufbau thermischer Verwertungsanlagen sowie den
Aufbau von Infrastrukturen des dualen Systems in diesen Ländern
einsetzen. Zudem schlägt die Fraktion vor, die Wirkung vom Mikro- und
Nanoplastik auf die Gesundheit von Menschen und Tieren sowie
alternative Materialien zu erforschen.

 * 

2. Am liebsten wird mit Bargeld bezahlt

Finanzen/Antwort

Berlin: (hib/HLE) Bargeld bleibt das beliebteste Zahlungsmittel in
Deutschland. Im Jahr 2017 seien 47,6 Prozent der Umsätze
beziehungsweise 74,3 Prozent der Transaktionen in bar erfolgt, heißt
es in der Antwort der Bundesregierung (19/9175) auf eine Kleine
Anfrage der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen (19/8639) unter Bezugnahme
auf die von der Bundesbank erstellten Zahlungsverhaltensstudien.
Überweisungen seien für 5,6 Prozent der Umsätze beziehungsweise 1,3
Prozent der Transaktionen genutzt worden. Debitkarten seien 2017 für
27,6 Prozent der Umsätze beziehungsweise 15,2 Prozent der
Transaktionen genutzt worden, bei Kreditkarten seien es 4,4 Prozent
der Umsätze sowie 1,5 Prozent der Transaktionen gewesen.

Internet-Bezahlverfahren spielten im Jahr 2017 noch keine größere
Rolle. 3,7 Prozent aller Alltagsumsätze seien mit Internet-
Bezahlverfahren beglichen worden, was einem Anteil von 1,9 Prozent der
betrachteten Transaktionen entspreche, heißt es in der Antwort weiter.
Der Anteil mobiler Bezahlverfahren sei verschwindend gering gewesen.
Gemessen am Umsatz seien 0,04 Prozent mobil bezahlt worden. Bei der
Anzahl der Transaktionen seien es rund 0,1 Prozent gewesen. Die
Bundesregierung erwartet aber, dass die Nutzung mobiler
Bezahlverfahren in Zukunft steigen wird.

 * 

3. Interessenkonflikte im Finanzministerium

Finanzen/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HLE) Um mögliche Interessenkonflikte im
Bundesfinanzministerium bezüglich einer Fusion der Deutschen Bank und
der Commerzbank geht es in einer Kleinen Anfrage der FDP-Fraktion
(19/9217). Die Fraktion will unter anderem erfahren, ob Staatssekretär
Jörg Kukies bei seiner vorherigen Tätigkeit bei Goldman Sachs die
Deutsche Bank beziehungsweise die Commerzbank beraten habe. Weiterhin
wollen die Abgeordneten erfahren, wie die Bundesregierung geprüft hat,
dass mögliche Interessenskonflikte bei Staatssekretär Kukies
auszuschließen sind. In der Vorbemerkung zur Kleinen Anfrage heißt es,
Kukies sei vor seiner jetzigen Tätigkeit Co-Vorsitzender des Vorstands
der Goldman Sachs AG und Leiter der Zweigniederlassung Frankfurt der
Goldman Sachs International gewesen. Die Commerzbank habe Goldman
Sachs im Oktober 2017 beauftragt, sie hinsichtlich möglicher
Übernahmen und Fusionen zu beraten. Im Oktober 2018 habe Goldman Sachs
eine Studie erstellt, in der von einer Gewinnsteigerung bis zu 24
Prozent pro Aktie bei einer Fusion von Deutscher Bank und Commerzbank
die Rede gewesen sei. Als einer der Gründe für die zusätzlichen
Gewinne sei von Goldman Sachs angeführt worden, dass der deutsche
Staat bei einer Fusion ein wichtiger Aktionär werden würde, was sich
wiederum positiv auf die Kreditwürdigkeit der neu geschaffenen Bank
auswirken würde.

 * 

4. Keine Biersteuer-Kompensation

Finanzen/Antwort

Berlin: (hib/HLE) Die Bundesregierung plant keinen finanziellen
Ausgleich oder eine andere Form der Kompensation für kleinere
Brauereien wegen der zum Teil für verfassungswidrig erklärten
Regelungen innerhalb der Biersteuer für mittelständische Brauereien.
Die Gründe werden in der Antwort der Bundesregierung (19/9178) auf
eine Kleine Anfrage der FDP-Fraktion (19/8659) erläutert.

 * 

5. Schadensregulierung in US-Militärbasen

Finanzen/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HLE) Wer für Schäden am Eigentum ortsansässiger
Beschäftigter der US-Streitkräfte haftet, wenn diese Schäden durch
Dienst- und Militärfahrzeuge der US-Armee in US-Militärbasen in der
Bundesrepublik Deutschland verursacht worden sind, will die Fraktion
Die Linke in einer Kleinen Anfrage (19/9201) erfahren. Hintergrund ist
nach den Angaben der Fraktion in der Vorbemerkung zur Kleinen Anfrage,
dass die US-Streitkräfte eine Regulierung unter Berufung auf das
Nato-Truppenstatut verweigern. Die Bundesanstalt für
Immobilienaufgaben verweigere aber inzwischen nach jahrzehntelanger
anderer Praxis ebenfalls die Schadensregulierung. Die Linksfraktion
hält diese Praxis für höchst problematisch.

 * 

6. Bemerkungen des Bundesrechnungshofes

Haushalt/Unterrichtung

Berlin: (hib/SCR) Der Bundesrechnungshof hat den Ergänzungsband zu
seinen Bemerkungen 2018 zur Haushalts- und Wirtschaftsführung des
Bundes (19/9100) vorgelegt. Der Band umfasst weitere
Prüfungsergebnisse, die erst nach dem Abschluss des
Bemerkungsverfahrens vorlagen. Die Rechnungsprüfer führen darin unter
anderem Prüfungsergebnisse aus den Bereichen der Bundesministerien für
Verteidigung, für Verkehr und digitale Infrastruktur beziehungsweise
für Gesundheit aus.

 * 
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INNEN/4746: Seehofers Gesetz kann geordnete Rückkehr nicht sicherstellen und behindert Integration


Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 17. April 2019

THOMAE: Seehofers Gesetz kann geordnete Rückkehr nicht
sicherstellen und behindert Integration



Zum Kabinettsbeschluss des Geordnete-Rückkehr-Gesetzes erklärt der
stellvertretende FDP-Fraktionsvorsitzende Stephan Thomae:

"Seehofers Gesetz kann eine geordnete Rückkehr nicht sicherstellen
und behindert die Integration. Es ist etwa widersinnig, dass
Arbeitswillige nach Seehofers Plänen nicht arbeiten dürfen. Das
verhindert Integration und befördert ein Abwandern in Kriminalität.
Auch die Unterbringung von Abschiebehäftlingen in normalen
Gefängnissen ist kritisch zu bewerten. Denn es macht einen
Unterschied, ob jemand einen heimtückischen Mord begangen hat und
seine Haftstrafe im Gefängnis absitzt, oder ob er als Asylbewerber
nicht anerkannt wurde und in sein Heimatland zurückkehren soll. Die
Bundesländer sind vielmehr in der Pflicht ausreichend
Abschiebehaftplätze zur Verfügung zu stellen. Einmal mehr rächt sich,
dass der Bundesinnenminister nicht alle Akteure an einen Tisch geholt
hat. Die FDP-Fraktion fordert deswegen endlich einen Migrationsgipfel
mit Bund, Ländern und den Kommunen einzuberufen. Das wäre das
richtige Format, um die Steuerung und Ordnung der Migrations- und
Flüchtlingspolitik zu diskutieren."

 * 
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INNEN/4745: Antisemitische Straftaten müssen mit aller Konsequenz verfolgt und geahndet werden


Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 17. April 2019

RUPPERT: Antisemitische Straftaten müssen mit aller Konsequenz
verfolgt und geahndet werden



Zum RIAS-Bericht 2018 zu antisemitischen Vorfällen in Berlin erklärt
der religionspolitische Sprecher der FDP-Fraktion Dr. Stefan Ruppert:

"Es ist erschreckend, dass die Anzahl der erfassten antisemitischen
Vorfälle in Berlin 2018 im Vergleich zum Vorjahr um 14 Prozent
gestiegen ist. Dies zeigt klar: Judenfeindlichkeit ist leider nach
wie vor ein hochaktuelles Problem, deutlich über 1.000 Fälle alleine
in Berlin sprechen eine deutliche Sprache. Es ist zu befürchten, dass
die Zahlen in anderen Städten ähnlich hoch sind. Beim Kampf gegen
Antisemitismus ist unsere gesamte Gesellschaft gefordert. Straftaten
müssen mit aller Konsequenz verfolgt und geahndet werden. Darüber
hinaus fordert die FDP-Fraktion noch stärker auf Prävention durch
Bildung zu setzen. Es gibt zahlreiche Schulmaterialien und
Projektkonzepte in diesem Bereich. Es gilt jedoch diese Theorie in
der Praxis besser umzusetzen und stärker in die Lehrpläne der Schulen
zu integrieren."

 * 
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HAMBURG/4731: Missmanagement bei fördern & wohnen - Sieben Millionen Euro offen (Die Linke)


Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft vom 17. April 2019

Missmanagement bei fördern & wohnen: Sieben Millionen Euro offen



Offene Gebührenrechnungen von über sieben Millionen Euro haben sich
bei "fördern & wohnen" seit Inkrafttreten der neuen Gebührenordnung
für Wohnunterkünfte angehäuft. Das ergibt eine Große Anfrage der
Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft (Drs. 21/16551).
Hinzu kommt, dass 2018 auf Gebühren in Höhe von 1,65 Millionen Euro
verzichtet wurde. Allein bis Ende Februar 2019 waren es weitere
431.000 Euro. "Schuld an diesem enormen Minus sind keinesfalls die
Geflüchteten - f &w hat vielmehr ein miserables Forderungsmanagement
und ist jetzt noch mit Mahnungen von 2016 beschäftigt. Die muss das
Unterkunfts- und Sozialmanagement (UKSM) mit erledigen", kritisiert
Carola Ensslen, Fachsprecherin der Fraktion für Integration. Das
eigentliche Problem sei aber die ungerechte Gebührenordnung, deren
Rechtswidrigkeit in einem Gutachten festgestellt wurde (vgl.
https://www.linksfraktion-hamburg.de/wp-content/uploads/2019/01/Gutachten_final.pdf).

"Bei reinem Sozialleistungsbezug laufen die Gebühren in der Regel
glatt durch", erläutert Ensslen. "Aber sobald eigenes Einkommen
vorhanden ist, werden vorschnell hohe Gebühren von 590 Euro pro Person
fällig. Und dann geht der bürokratische Wahnsinn los, den weder das
UKSM noch Geflüchtete bewältigen können." So gibt es laut Senat
inzwischen schon fast 3.000 Selbstzahler_innen, also knapp zehn
Prozent der Geflüchteten in den Unterkünften, die den vollen
Kostensatz berechnet bekommen und damit zu Sozialleistungsträgern wie
dem Jobcenter geschickt werden. Damit wird es unübersichtlich und das
Gebührenproblem immer größer, so die Abgeordnete: "Wir brauchen
einfache und transparente Gebühren. Wer Geld verdient, soll eine
ermäßigte Gebühr bezahlen. Das ist verständlicher, akzeptabler und
verspricht eine höhere Zahlungsquote. Manchmal ist weniger eben mehr
und besser."

 * 
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HAMBURG/4730: Netzrückkauf - Neue Klarheit, neue Aufgaben (Die Linke)


Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft vom 17. April 2019

Netzrückkauf: Neue Klarheit, neue Aufgaben



Die EU-Kommission hat entschieden, dass der Rückkauf des
Fernwärmenetzes keine Beihilfe ist und damit wie im Volksentscheid
festgelegt umgesetzt werden kann. "Endlich herrscht fast völlige
Klarheit", freut sich der umweltpolitische Sprecher der Fraktion DIE
LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft, Stephan Jersch. "Nach Ablauf
der Widerspruchsfrist wird auch der letzte Baustein der
Rekommunalisierung der Energienetze umgesetzt werden. Damit sind
Hamburg und die Hamburger_innen in einer einzigartigen
Win-Win-Situation: Die Energiewende liegt jetzt in ihrer Hand, die
Preise können sozial gestaltet werden, die Beschäftigten haben größere
soziale Sicherheit. Die Wertschöpfung der Energieunternehmen wird
lokal werden und Hamburgs Wirtschaftssituation stärken."

Nun stehe der Senat vor weiteren Aufgaben, so Jersch: "Er muss jetzt
dafür sorgen, dass Vattenfall für die verzögerte Instandsetzung des
Kohleheizkraftwerks Wedel zur Kasse gebeten wird. Es kann nicht sein,
dass Hamburg die Kosten des vorübergehenden Weiterbetriebs schultern
muss. Damit und mit weiteren Fragen wird sich der Energienetzbeirat
auseinandersetzen müssen, den der Senat endlich stärken muss.
Bürgerbeteiligung muss auch hier praktisch und wirksam werden."

 * 
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RHEINLAND-PFALZ/5120: Wohnraum sollte nicht zweckentfremdet werden (SPD)


Pressemitteilung der SPD-Fraktion im Landtag Rheinland-Pfalz vom
16.04.2019

Wohnraum sollte nicht zweckentfremdet werden 

Ministerrat beschließt weiteren Baustein im Kampf für mehr bezahlbare
Wohnungen



Anlässlich des Gesetzentwurfs über das Verbot der Zweckentfremdung von
Wohnraum erklärt der wohnungspolitische Sprecher der SPD-Fraktion,
Thomas Wansch: "Das geplante Gesetz über das Verbot der
Zweckentfremdung von Wohnraum ist ein weiterer wichtiger Baustein im
Kampf für mehr bezahlbare Wohnungen. Künftig soll es Kommunen
ermöglicht werden, Zweckentfremdungssatzungen zu erlassen. So können
die Kommunen dann gegen die Vermietung von privaten Wohnungen als
Ferienunterkünfte über Internetportale vorgehen. Der Gesetzentwurf ist
damit eine wichtige Grundlage, so dass Wohnungen vor allem in
touristisch attraktiven Städten und Gegenden nicht verstärkt von
Besucherinnen und Besuchern, sondern von Einheimischen gemietet und
genutzt werden können."

Wansch betont: "In Ballungsgebieten sind die Wohnungsmärkte
angespannt, Mieten steigen, bezahlbarer Wohnraum ist knapp. Die
SPD-geführte Koalition setzt daher auf einen Mix aus verschiedenen
Maßnahmen im Kampf für mehr bezahlbaren Wohnraum. So wurde etwa 2015
das "Bündnis für bezahlbares Wohnen und Bauen Rheinland-Pfalz"
gegründet, im Rahmen der Förderung wurden auch Tilgungszuschüsse
eingeführt. Seither stieg die Anzahl der geförderten Wohneinheiten von
1.650 auf 3.008 in 2018 zuzüglich weiterer 800 noch in Bearbeitung
befindlicher Anträge. Fortschritte sind etwa auch im Rahmen der
Wohneigentumsförderung im Rahmen der sozialen Wohnraumförderung
erzielt worden. Als SPD-Fraktion legen wir einen Arbeitsschwerpunkt
auf die Wohnungspolitik: So haben sich die Abgeordneten im Rahmen der
Reihe "Fraktion vor Ort" Anfang April an verschiedenen Orten über das
Thema Wohnraumförderung informiert."

 * 
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INTERNATIONAL/090: Brasilien - Bolsonaro tauscht Bildungsminister aus (poonal)


poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Brasilien 

Bolsonaro tauscht Bildungsminister aus



(Montevideo, 9. April 2019, la diaria) - Was seit mehreren Wochen als
offenes Geheimnis galt, wurde schließlich bestätigt: Der Präsident
Brasiliens, Jair Bolsonaro, ordnete die Absetzung von Bildungsminister
Ricardo Vélez an - einem seit 1997 in Brasilien eingebürgerten
Kolumbianer. An seine Stelle tritt Abraham Weintraub,
Wirtschaftswissenschaftler und Universitätsprofessor, der die
Regierung vor ihrem Amtsantritt auf dem Gebiet der Reform der sozialen
Sicherheit beraten hat.

Weintraub - der außerdem über eine umfangreiche Laufbahn auf dem
Gebiet der Kapitalmärkte verfügt - übernimmt das Ministerium mit der
Aufgabe, ein festgefahrene Behörde wieder in Gang zu bringen. Schuld
daran ist die ineffiziente Führung von Vélez, die von verschiedenen
Seiten in der Kritik stand. Seit seinem Amtsantritt hatte der
Ex-Bildungsminister vermehrt unglückliche Entscheidungen getroffen und
ebensolche Erklärungen abgegeben. In den weniger als 100 Tagen, die er
an der Spitze des Ministeriums stand, entließ er 92 hohe Beamt*innen -
eine Maßnahme, die die Behörde zum Erliegen brachte.


Vélez hatte jede Unterstützung verspielt

Vélez war auf Vorschlag von Olavo de Carvalho ernannt worden, einem
ideologischen Vorbild Bolsonaros, der großen Einfluss auf dessen
politische Haltung hat, was jedoch im militärischen Umfeld zu großem
Widerstand führt. Schließlich jedoch entzog Olavo selbst dem
Ex-Bildungsminister seine Unterstützung mit dem Argument, dieser mache
seine Sache nicht gut. Am Wochenende des 6. und 7. April 2019
veröffentlichte er auf Twitter: "Ich werde nichts gegen ihn
unternehmen, aber ich werde es nicht bedauern, wenn man ihn aus dem
Ministerium wirft".

Jenseits dieser Diskussionen innerhalb der Regierung zwischen
Angehörigen des Militärs und rechtsgerichteten Bürger*innen
informierte die Tageszeitung Folha de São Paulo darüber, dass
amtierende und sich im Ruhestand befindende Generäle im Umfeld des
Präsidenten die Ernennung einer Person mit technischem Hintergrund
verteidigten, auch wenn dieser zwar auf wirtschaftlichem und
akademischem Gebiet anerkannt, aber ein Unbekannter in der Politik
sei. Der neue Minister ist jedoch ebenfalls ein Anhänger von Olavo,
was Analytiker*innen als eine erneute Niederlage des Militärs ansehen,
welches für dieses Amt jemanden bevorzugt hätte, der ihnen nahe steht.


Rock 'n' Roll und Antikommunismus

Was Olavo anbetrifft, so äußerte sich Weintraub, dass dieser "sehr
gute Ideen hat", er aber "das von ihm Gesagte nicht wortgetreu"
befolgen werde. Er fügte hinzu: "Nur weil mir die klassische Musik
gefällt, höre ich nicht auf, ab und zu Rock 'n' Roll zu hören." Diese
Erklärungen gab Weintraub bei einem Treffen von Vertreter*innen der
Rechten aus verschiedenen Bereichen im Dezember 2018 in der Stadt Foz
do Iguaçu ab.

Dort hatte Weintraub bekräftigt, dass man "Olavos Ideen annehmen muss,
um den 'kulturellen Marxismus' zu besiegen". Während dieses Treffens
verteidigte der jetzige Bildungsminister "die Beseitigung des
Kommunismus" in seinem Land und bekräftigte, dass es notwendig sei,
der Bedrohung durch islamische Terrorangriffe zu verhindern, damit
Brasilien "zu einem der friedlichsten Länder der Welt" werde.

Am 8. April 2019 sagte Weintraub nach seiner Ernennung in einem kurzen
Auftritt vor Journalist*innen: "Ich bin ein absoluter Techniker. Meine
Aufgabe ist es, auf sachliche, ruhige und effiziente Art und Weise
umzusetzen, was im Regierungsprogramm steht, um so für das
Wohlbefinden der Bürger*innen zu sorgen. Denn das Ziel des Staates ist
es, den Bürger*innen zu dienen".


Umfragewerte von Bolsonaro im Sinkflug

Der Wechsel im Kabinett Bolsonaros findet zu einem Zeitpunkt statt, an
dem dessen Popularität sich in freiem Fall befindet. Einer Umfrage des
Instituts Datafolha zufolge haben 30 Prozent der Brasilianer*innen ein
"schlechtes oder sehr schlechtes" Bild des Staatschefs und 33 Prozent
ein "normales". Die von Folha de São Paulo veröffentlichte
Umfrage zeigt Bolsonaro als zu Beginn seiner Amtsführung
unbeliebtesten Präsidenten seit der Wiedereinrichtung der Demokratie
in 1985. Andere, kürzlich durchgeführte Umfragen der
Meinungsforschungsinstitute Ibope und XP bescheinigen ebenfalls einen
drastischen Abfall der Popularität in der dreimonatigen Amtszeit.

Bolsonario reagierte mit Ironie auf die Umfrage von Datafolha.
"Datafolha? Ich werde keine Zeit damit verschwenden, eine Umfrage von
Datafolha zu kommentieren, die seinerzeit auch voraussagten, dass ich
die Stichwahl von 2018 verlieren würde", sagte er.
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STATISTIK/633: Hochschulausgaben 2017 um 4 % auf 54 Milliarden Euro gestiegen (Destatis)


Statistisches Bundesamt - Pressemitteilung vom 17.04.2019

Hochschulausgaben 2017 um 4 % auf 54 Milliarden Euro gestiegen



WIESBADEN - Im Jahr 2017 haben die öffentlichen, kirchlichen und privaten
Hochschulen in Deutschland 54,1 Milliarden Euro für Lehre, Forschung und
Krankenbehandlung ausgegeben. Wie das Statistische Bundesamt (Destatis)
weiter mitteilt, stiegen die Ausgaben damit um 4 % gegenüber 2016 (52,1
Milliarden Euro).

Der größte Ausgabeposten war das Personal mit 31,3 Milliarden Euro (2016:
30,0 Milliarden Euro). Das waren wie im Vorjahr 58 % der gesamten
Hochschulausgaben. Der laufende Sachaufwand betrug 18,3 Milliarden Euro
(2016: 17,5 Milliarden Euro). Für Investitionen wurden 4,5 Milliarden Euro
aufgewendet (2016: 4,6 Milliarden Euro).

Auf die Universitäten (ohne medizinische
Einrichtungen/Gesundheitswissenschaften der Universitäten) entfiel 2017 ein
Ausgabevolumen von 21,3 Milliarden Euro, das waren 4 % mehr als 2016. Die
medizinischen Einrichtungen/Gesundheitswissenschaften der Universitäten
wendeten für Lehre, Forschung und Krankenbehandlung 25,0 Milliarden Euro
(+3 %) auf. Die Ausgaben der Fachhochschulen (einschließlich
Verwaltungsfachhochschulen) erhöhten sich um 6 % auf 7,0 Milliarden Euro.

Hochschulen insgesamt zu 53 % eigenfinanziert
Die eigenen Einnahmen der Hochschulen stiegen 2017 im Vergleich zum Vorjahr
um 5 % auf insgesamt 28,8 Milliarden Euro (2016: 27,4 Milliarden Euro). Die
Eigenfinanzierung der Hochschulen konnte somit 53 % der Ausgaben decken.

Die Einnahmen aus wirtschaftlicher Tätigkeit und Vermögen, von denen 94 %
von medizinischen Einrichtungen als Entgelte für die Krankenbehandlung
erwirtschaftet wurden, erhöhten sich um 5 % auf 19,2 Milliarden Euro. Die
Einwerbung von Drittmitteln der Hochschulen stieg im Jahr 2017 auf 7,9
Milliarden Euro (+5 %). Die Drittmitteleinnahmen sind in erster Linie für
Forschung und Entwicklung an Universitäten einschließlich medizinischer
Einrichtungen/Gesundheitswissenschaften bestimmt. Wichtigste
Drittmittelgeber der Hochschulen waren die Deutsche Forschungsgemeinschaft
(2,6 Milliarden Euro), der Bund (2,2 Milliarden Euro) sowie die gewerbliche
Wirtschaft (1,4 Milliarden Euro), deren Finanzierungsbeitrag gegenüber dem
Vorjahr um 1 % gesunken ist. Die Einnahmen der Hochschulen aus Beiträgen
der Studierenden stiegen 2017 um 6 % und lagen bei 1,3 Milliarden Euro.

Detaillierte Ergebnisse zur Hochschulfinanzstatistik bietet die Fachserie
11, Reihe 4.5, "Finanzen der Hochschulen".

Lange Zeitreihen zur Hochschulfinanzstatistik können über die Datenbank
GENESIS-Online (Tabellen 21371-0001 bis 21371-0002) abgerufen werden.

 * 
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MELDUNG/653: Möglichkeiten der Mitnahme nicht verzehrter Speisen (BMEL)


Bundesministerium für Ernährung und Landwirtschaft

Pressemitteilung Nr. 82 vom 17.04.2019

Das Bundesministerium für Ernährung und Landwirtschaft informiert zu
Möglichkeiten der Mitnahme nicht verzehrter Speisen



Die Wertschätzung für unsere Lebensmittel zu stärken ist ein großes
Anliegen von Bundesministerin Julia Klöckner. Im Februar hat sie ihre
Nationale Strategie zur Reduzierung der Lebensmittelverschwendung
vorgelegt, die das Bundeskabinett beschlossen hat. Erstmals werden alle
Beteiligten der Wertschöpfungskette in die Pflicht genommen, sich auf
konkrete Reduktionsziele zu einigen und Maßnahmen zu entwickeln. Das ist
ein entscheidender Schritt. Das Ziel ist, die Lebensmittelverschwendung bis
2030 zu halbieren.

Eine wirksame Maßnahme ist die Mitnahme nicht verzehrter Speisen aus
Restaurants oder von Buffets. Doch hier bestehen oftmals Unsicherheiten -
gerade jetzt zur Osterzeit gibt es dazu von Bürgerinnen und Bürger
zahlreiche Fragen. Und es kommt leider häufig vor, dass mit dem Hinweis auf
gesetzliche Vorgaben die vorhandenen Möglichkeiten der Mitnahme von
Lebensmitteln nicht ausgeschöpft werden. Deshalb informiert das
Bundesministerium für Ernährung und Landwirtschaft:

Mitnahme von Speiseresten im Restaurant:

Grundsätzlich gibt es keine gesetzlichen Regelungen, die der Mitnahme von
Essensresten, die im Eigentum des Gastes sind, entgegenstehen. Einige
Gastronomen sehen jedoch offenbar ein Haftungsrisiko, wenn die Kühlkette
infolge der Mitnahme nicht eingehalten wird und die Speisen verderben.
Diese Befürchtung ist jedoch unbegründet. Durch die Mitnahme der bereits in
seinem Eigentum befindlichen Speisereste geht gleichzeitig auch die Haftung
für die Haltbarkeit und Qualität der Speisereste auf den Gast über. Wenn
der Gast die Speisen dann nicht richtig aufbewahrt, liegt dieses
Fehlverhalten in seinem Verantwortungsbereich.

Mitnahme von Speisen vom Buffet:

Grundsätzlich gilt das gleiche für Reste vom Buffet. Wer das Buffet
bestellt und bezahlt, kann die Reste daher in der Regel mit nach Hause
nehmen. Allerdings hängt dies von der Vertragsgestaltung im Einzelfall ab.
Es empfiehlt sich, dies bereits bei Vertragsabschluss zu regeln. Einige
Gastronomen lassen sich den Haftungsausschluss schriftlich bestätigen,
bevor sie dem Gast die Lebensmittel mitgeben.

Anders sieht es mit der Weitergabe von Speisen vom Buffet an soziale
Einrichtungen aus. Bei der Abgabe von Lebensmitteln an soziale
Einrichtungen sind die Regelungen des Lebensmittelrechts, einschließlich
der Regelungen zur Lebensmittelhygiene einzuhalten. Demnach dürfen nur
sichere und zum Verzehr geeignete Lebensmittel weitergegeben werden. Bei
Lebensmitteln, die bereits auf einem Buffet waren, kann dies nicht mehr
gewährleistet werden. Daher sind diese Lebensmittel von der Weitergabe an
soziale Einrichtungen ausgeschlossen. Durch gute Planung und Organisation
lassen sich Lebensmittelabfälle in diesem Bereich reduzieren, etwa indem
Lebensmittel für das Buffet öfter nachgelegt werden und nicht alles von
Anfang an angeboten wird.

 * 
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ASYL/1364: Neues Asylpaket - herber Rückschlag in der Integrationspolitik (Paritätischer Wohlfahrtsverband)


Deutscher Paritätischer Wohlfahrtsverband - Pressemeldung vom 17. April
2019

Neues Asylpaket: Paritätischer bewertet Kabinettsbeschluss als herben
Rückschlag in der Integrationspolitik



Die heute im Kabinett beschlossenen Gesetzesentwürfe im Bereich des
Aufenthalts- und Asylrechts stellen nach Ansicht des Paritätischen
Wohlfahrtsverbandes einen deutlichen Rückschritt in der Integrationspolitik
dar. Sollten die Pläne umgesetzt werden, werde einer Vielzahl von Menschen
jeglicher Zugang zu Bleiberechten versperrt und die Rechte geflüchteter
Menschen systematisch beschnitten. Die geplanten Gesetzesverschärfungen
seien insbesondere angesichts der nur noch moderaten Zugangszahlen weder
nachvollziehbar noch notwendig.

"Trotz nur moderater Zugangszahlen tut die Große Koalition so, als befände
sich Deutschland im Notstandsmodus. Es ist nicht nachvollziehbar, warum
derart restriktive Verschärfungen in der Asylpolitik im Eiltempo
durchgepeitscht werden, statt sich Zeit für eine Analyse des tatsächlichen
Gesetzgebungsbedarfes zu nehmen. Mit dem so genannten
Geordnete-Rückkehr-Gesetz werden nun die vorhandenen guten Ansätze der
Integrationsförderung geradezu konterkariert, kritisiert Werner Hesse,
Geschäftsführer des Paritätischen Gesamtverbands.

Die geplante Einführung eines neuen Duldungsstatus für Personen mit
angeblich ungeklärter Identität werde eine Vielzahl von Menschen von allen
Integrationsangeboten ausschließen, warnt der Paritätische. Das brächte für
die Betroffenen jahrelange Perspektivlosigkeit mit sich. Auch die massive
Ausweitung der Abschiebungshaft wird vom Verband heftig kritisiert.
"Abschiebungshaft droht zum Normalfall zu werden, anstatt
verfassungskonform nur als letztes Mittel angewendet zu werden. Dabei ist
die Inhaftierung einer der stärksten Eingriffe des Staates in die Rechte
eines Menschen", kritisiert Hesse. Hinzu komme, dass die Haft nicht mehr in
gesonderten Einrichtungen, sondern in regulären Strafgefängnissen erfolgen
soll, obwohl dies der Europäische Gerichtshof bereits ausdrücklich als
rechtswidrig erkannt hat.

Auch die geplanten Änderungen beim Asylbewerberleistungsgesetz kritisiert
der Paritätische und warnt, dass es zu Leistungsausschlüssen und für viele
Betroffene zu Leistungskürzungen kommen werde. Werner Hesse:
"Sozialleistungen dürfen nicht zur Begrenzung von Migration eingesetzt
werden. Das hat das Bundesverfassungsgericht klargestellt. Trotzdem soll
hier augenscheinlich Druck auf Schutzsuchende ausgeübt werden." Die Pläne
der Bundesregierung seien vor diesem Hintergrund verfassungsrechtlich
mindestens fragwürdig. Zudem seien die Regelsätze ohnehin seit Jahren nicht
bedarfsdeckend. Der Verband fordert daher die politische Anerkennung eines
einheitlichen Existenzminimums für alle in Deutschland lebenden Menschen.

 * 
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ASYL/1363: Unsicherheit, Entrechtung, Haft - Warnung vor Wirkung des »Geordnete-Rückkehr-Gesetzes« (Pro Asyl)


Pro Asyl - Pressemitteilung vom 17. April 2019

Unsicherheit, Entrechtung, Haft

PRO ASYL warnt vor Wirkung des »Geordnete-Rückkehr-Gesetzes«



PRO ASYL appelliert an die Bundesregierung, das ins Kabinett eingebrachte
»Geordnete-Rückkehr-Gesetz« nicht im Hau-Ruckverfahren durchzupeitschen.
»Es gibt keine Rechtfertigung für derart weitreichende Eingriffe«, sagte
Günter Burkhardt, Geschäftsführer von PRO ASYL. »Das Gesetz zielt auf
Entrechtung, mehr Haft und einem Verdrängen aus Deutschland durch Entzug
von Sozialleistungen!« Das Gesetz baut somit systematisch die Rechte
geflüchteter Menschen ab. Es schadet der Integration durch jahrelange
Unsicherheit aufgrund der Verlängerung der Frist für Widerrufsverfahren auf
fünf Jahre. Mit der Einführung einer neuen Duldungsart, einer »Duldung
light«, werden die betroffenen Menschen stigmatisiert und der Weg in ein
Bleiberecht stark erschwert. Außerdem wird das Gesetz zur Verunsicherung
der Zivilgesellschaft aufgrund der weiterhin bestehenden Gefahr der
Kriminalisierung führen. Denn in der Flüchtlingsarbeit Tätige könnten durch
die Weitergabe von bestimmten Informationen im Rahmen einer Beratung der
»Beihilfe zum Geheimnisverrat« bezichtigt werden.

Zu Kernpunkten der Kritik im Einzelnen:

Extreme Kürzungen im Asylbewerberleistungsgesetz

Für in anderen EU-Mitgliedstaaten anerkannte, ausreisepflichtige
Flüchtlinge sollen Leistungen nach zwei Wochen komplett gestrichen werden.
Die Rückkehr in Staaten wie Italien, Griechenland und Bulgarien soll mit
Hunger und Obdachlosigkeit durchgesetzt werden, obwohl ein solcher
Leistungsausschluss dem Grundgesetz widerspricht.

Massive Ausweitung der Abschiebungshaft 

Im Abschiebungshaftrecht soll eine Beweislastumkehr eingeführt werden,
wodurch die Inhaftnahme vereinfach werden soll. Eine solch krasse
Verschiebung zu Ungunsten der Betroffenen, die nicht einmal eine/n
Anwalt/Anwältin gestellt bekommen, steht nicht in Einklang mit dem
Grundsatz, dass jede Inhaftierung nur als letztes Mittel angewendet werden
soll. Dass Abschiebungshaft nun sogar in normalen Gefängnissen durchgeführt
werden soll, bricht europäisches Recht.

Bedrohung der Zivilgesellschaft 

Indem der gesamte Ablauf der Abschiebung - inklusive Botschafts- oder
Arzttermine - unverhältnismäßigerweise als »Geheimnis« deklariert wird,
könnten in der Flüchtlingsarbeit Tätige, die z.B. über den Termin bei einer
Botschaft informieren, der Beihilfe zum Geheimnisverrat bezichtigt werden.
Allein die Möglichkeit einer Anklage wird zu starker Verunsicherung bei den
Menschen führen, die sich für schutzsuchende Menschen engagieren. Im §353b
StGB sind nämlich nur PressevertreterInnen von der Beihilfe zum
Geheimnisverrat ausgenommen, nicht aber zivilgesellschaftliche Akteure. Die
Veränderungen des Referentenentwurfes im Zuge der Koalitionsverhandlungen
haben die Bedrohung der Zivilgesellschaft nicht beseitigt.

Anerkannte Flüchtlinge auf Jahre in Unsicherheit

Für die Widerrufs- und Rücknahmeverfahren von in 2015 bis 2017 Anerkannten
soll das BAMF statt wie bisher drei nun bis zu fünf Jahre Zeit haben. Dabei
betreffen die Verfahren vor allem Flüchtlinge aus Syrien, Irak und Eritrea.
In diesen Ländern hat sich die Lage aber eben nicht nachhaltig und
grundlegend verbessert - was der Grund wäre, eine Anerkennung zu
widerrufen. Der Integrationsprozess der betroffenen Flüchtlinge wird durch
eine solche Unsicherheit fahrlässig blockiert.

Einführung einer prekären Duldung light

Durch die neue Duldung für Personen mit »ungeklärter Identität« werden die
betroffenen Menschen pauschal mit Arbeitsverbot und Wohnsitzauflage belegt.
Außerdem gilt die Zeit in dieser Duldung light nicht als Vorduldungszeit
für Bleiberechtsregelungen. Dies könnte vor allem minderjährigen
Flüchtlingen trotz guter Integration den Weg in ein Bleiberecht verbauen,
da sie vier Jahre vor dem 21. Geburtstag geduldet sein müssen. Die
Definition der Passbeschaffungspflicht ist zudem so offen gehalten, dass
die Grenzen der Zumutbarkeit nicht erkennbar sind - so könnte eine Vielzahl
an Personen unter die Duldung light fallen, da von ihnen immer neue
Handlungen verlangt werden können, auch wenn diese im Endeffekt nicht zu
Passbeschaffung führen.

Die neue Welle von Gesetzesverschärfungen ist nicht nachvollziehbar. Seit
2015 gab es über 20 neue Gesetze, die noch nicht ausreichend evaluiert
wurden. Öffentlich wird behauptet, man wolle mit den Gesetzesverschärfungen
vor allem das Verhalten sogenannter »Identitätstäuscher« sanktionieren.
Dabei sind aktuell bereits folgende Sanktionen für geduldete Menschen, die
das Abschiebungshindernis angeblich selbst zu vertreten haben, möglich:
Arbeitsverbot (§ 60a Abs. 6 AufenthG), Residenzpflicht (§ 61 Abs.
1c AufenthG), Ausschluss von der Aufenthaltserlaubnis (§ 25 Abs. 5
AufenthG) sowie Leistungskürzungen (§ 1a Abs. 3 AsylbLG). Bezüglich
der Gründe für gescheiterte Abschiebeversuche musste die Bundesregierung
selbst eingestehen, dass sie diese in den meisten Fällen nicht einmal kennt
- trotzdem sollen auch hier gesetzliche Maßnahmen ergriffen werden.


Den Link zur vollständigen Stellungnahme von PRO ASYL zum
»Geordnete-Rückkehr-Gesetz« im Rahmen der Verbändeanhörung finden Sie unten unter
[1].

Zudem haben weitere Verbände im Rahmen der Verbändeanhörung die Regelungen
des »Geordnete-Rückkehr-Gesetzes« kritisiert:

Gemeinsame Stellungnahme der EKD und des Kommissariats der Deutschen
Bischöfe:

[2]

»Nach § 1a Abs. 7 AsylbLG-E erhalten Ausländer, die eine
Asylgestattung besitzen oder vollziehbar ausreisepflichtig sind, auch wenn
eine Abschiebungsandrohung noch nicht oder nicht mehr vollziehbar ist und
deren Asylantrag aufgrund der Dublin III-VO als unzulässig abgelehnt wurde,
nur noch Leistungen zur Deckung ihres Bedarfs an Ernährung und Unterkunft
einschließlich Heizung sowie Körper- und Gesundheitspflege. Die Kirchen
halten eine derartige Regelung für europa- und verfassungsrechtlich
bedenklich. [...] Die von § 1a Abs. 7 AsylbLG-E Betroffenen haben
demnach keine Möglichkeit, den Einschränkungen der Leistungen durch ihr
eigenes Verhalten zu entgehen. Ein derartiges Vorgehen scheint den Kirchen
auch nicht mit dem Urteil des Bundesverfassungsgerichts (BVerfG) vom 18.
Juli 201211 vereinbar zu sein, wonach die Menschenwürde nicht
migrationspolitisch relativierbar ist.«

Der Paritätische Gesamtverband:

[3]

»Die Ausweitung der Gründe, die für eine Fluchtgefahr sprechen bei
gleichzeitiger Umkehr der Beweislast zulasten der Ausreisepflichtigen droht
in der Praxis zu zahlreichen Verstößen gegen Art. 2 Abs. 2 GG zu führen.
Die Freiheit der Person aber ist ein besonders hohes Rechtsgut, in das nur
aus wichtigen Gründen eingegriffen werden darf. Dabei spielt der Grundsatz
der Verhältnismäßigkeit eine besondere Rolle: Haft darf stets nur das
letzte Mittel, also "ultima ratio" sein.«

Das Deutsche Rote Kreuz: 

[4]

»Nach dem vorliegenden Gesetzentwurf müssen Beratende nunmehr befürchten,
sich der Beihilfe oder Anstiftung zum Geheimnisverrat strafbar zu machen.
Die Arbeit der Beratungsstellen wird damit wesentlich erschwert. Sucht eine
Beraterin um Auskunft bei einer Ausländerbehörde zum konkreten
Verfahrensstand eines Ratsuchenden, könnte sie damit zu einer Straftat
anstiften, wenn der Mitarbeitende in der Ausländerbehörde Informationen zu
Terminen bei Botschaften und Amtsärzten mitteilt und die Beraterin diese
dem Ratsuchenden zum Zwecke der umfassenden Sachverhaltsaufklärung
weitergibt.«

Der Jesuitische Flüchtlingsdienst:

[5]

»Die Regelung des §60b geht fälschlicherweise davon aus, dass das
Fehlen von Identitätsnachweisen in der Regel dem betreffenden Ausländer
anzulasten sei. In unserer alltäglichen Beratungspraxis machen wir jedoch
immer wieder die Erfahrung, dass die Probleme vor allem bei den
Auslandsvertretungen bestimmter Herkunftsstaaten liegen. So erklärt die
Botschaft des Libanon beispielsweise regelmäßig in Fällen von
Palästinensern aus dem Libanon, dass Identitätsdokumente erst dann
ausgestellt würden, wenn die zuständige Ausländerbehörde schriftlich
erkläre, dass dem betreffenden Ausländer ein Aufenthaltstitel erteilt
werden soll. Wenn die Ausländerbehörde dies aber verweigert, ist es dem
Ausländer nicht möglich, die Botschaft zu einer anderen Verhaltensweise zu
zwingen. Gerade auf diese und ähnliche Fälle nimmt der vorgesehene §
60b überhaupt keine Rücksicht.«


[1] Vollständige Stellungnahme von PRO ASYL zum
»Geordnete-Rückkehr-Gesetz« im Rahmen der Verbändeanhörung:

https://www.proasyl.de/wp-content/uploads/PRO-ASYL_Stellungnahme-zum-Geordnete-R%C3%BCckkehr-Gesetz.pdf

[2] Gemeinsame Stellungnahme der EKD und des Kommissariats der Deutschen
Bischöfe:

https://www.kath-buero.de/files/Kath_theme/Stellungnahmen/2019/Gem-Stellungnahme-Kirchen-Geordnete-RueckkehrG-2019-4-15.pdf

[3] Der Paritätische Gesamtverband:

http://infothek.paritaet.org/pid/fachinfos.nsf/0/1cd505f5eb0226f3c12583dd0045487b/$FILE/StellnGeordneteRueckkehr150419.pdf

[4] Das Deutsche Rote Kreuz:

https://drk-wohlfahrt.de/fileadmin/user_upload/Blog/GE_GRG_STN_DRK.pdf

[5] Der Jesuitische Flüchtlingsdienst:

https://www.proasyl.de/wp-content/uploads/Jesuitische-Fl%C3%BCchtlingsdienst_Stellungnahme_Geordnete-R%C3%BCckkehr-Gesetz.pdf
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KULTUR/1031: Paris - Kathedralenbrand erstickt Gelbwestenquote ... (SB)




Die Mutter Gottes schlug und gewann schon seit dem 6. Jahrhundert für
Byzanz die Schlachten, wie einst Astarte oder Athene, sie führte die Byzantiner
auch gegen die Perser zum Sieg. Auch der nordspanischen Reconquista hat sie in
Covadonga, noch vor der Erfindung des apostolischen Jakobs des Maurentöters, im
antiislamischen Kampf beigestanden. Jakob hat die Kriegsgöttin Maria später
ersetzt, um dann im Zuge der französischen Kreuzzüge von Cluny der Himmelsgöttin
wieder weichen zu müssen. Maria hat den ersten Kreuzzug so wie den Sieg über
die Türken in Lepanto angeführt.
 
Claudio Lange: Die älteste Karikatur Muhammads. Antislamische Propaganda in Kirchen als frühes Fundament der Islamfeindlichkeit [1] 

Man nimmt, was des Weges kommt. Der Brand der Kirche Notre-Dame de Paris wird
als Gelegenheit zu neuer nationaler Einigkeit wie EU-europäischen Zusammenhaltes
beschworen. Wo mit aller rhetorischen Macht der xte europäische Gründungsakt
beschworen wird, da tanzen bereits die Geister neuer Eroberungen und Kriege in
den Flammen. Außer einem terroristischen Anschlag könnte kaum etwas besser zum
Anlaß der Stärkung EU-Europas genommen werden als die weitgehende Zerstörung
eines Bauwerkes von hoher Symbolkraft. Das suggestive Momentum, die vielbeklagte
Stagnation der EU-Integration sei endlich an einem Wendepunkt angelangt, ist
lange überfällig. Wo Politik aufgrund vermeintlicher wie objektiver Sachzwänge
keine großen Handlungsspielräume bleiben, wird um so heftiger in die Tastatur
mythisch überhöhter Identitätspolitik gehauen. Auf welche historischen Vorbilder
man sich dabei beruft, will keiner so genau wissen, denn das entzöge dem
schaurigen Schein katastrophaler Illumination die irrlichternde Hoffnung auf
einen Neubeginn so wirksam, daß nichts als Asche bliebe.

Die gotische Kathedrale wurde zur Zeit der Kreuzzüge errichtet, mit denen die
Römische Kirche der Islamischen Expansion eine eigenständige kriegerische
Eroberungspolitik entgegensetzte. Im Duopol von Thron und Altar etablierte sich
der Klerus als von imperialen Ambitionen durchdrungener Machtfaktor, der den
äußeren Feind des Islam auch deshalb bekämpfte, um die eigene Herrschaft zu
konsolidieren. Der für die Kathedrale Notre-Dame de Paris namensgebende
Marienkult ist nicht nur eine Brutstätte des christlichen Antijudaismus, er ist
auch ein Hort der im Zuge der europäischen Rechtsentwicklung um sich greifenden
Islamfeindlichkeit. Wo die Neue Rechte Angst vor dem sogenannten
"Volksaustausch" durch MigrantInnen aus mehrheitlich islamischen Ländern schürt,
sorgen neokolonialistische Kriegsstrategien der EU in Nordafrika und im Nahen
Osten dafür, daß die moderne Reconquista nicht auf diesen Begriff gebracht
werden muß, um zu verstehen, wer zu wessen Gunsten untengehalten und
niedergemacht werden soll. Auch das wird mit der Rettung der Kirche und des 
medialen Propagierens, gerade jetzt bedürfe es der Besinnung auf den großen Wert
europäischer Traditionen und die Notwendigkeit vertiefter EU-europäischer
Integration, mitgeteilt.

Die in den Berichten über den Brand häufig erwähnte Besonderheit, daß der
geographische Fundamentalpunkt des Kilomètre zéro vor dem Haupteingang der
Kirche den zentralen Bezugspunkt der Landvermessung in Frankreich darstellt,
unterstreicht den imperialen Anspruch der französischen Könige, ihr Reich in
Kollaboration mit den Bischöfen auch auf die unmittelbare Nachbarschaft
auszudehnen. Der Albigenserkreuzzug zu Beginn des 13. Jahrhunderts wurde gegen
sogenannten Häretiker geführt. Die vor allem in Okzitanien, einer Region im
Süden mit eigener Sprache und einer dezentralen politischen Struktur aus kleinen
Fürstentümern, lebenden Katharer wurden im Zuge dessen praktisch vernichtet. Es
handelte sich um eine antifeudale Laienbewegung, deren Mitglieder mehrheitlich
ein Leben in materieller Armut führten, in der Frauen Priesterinnen werden
konnten, und denen es verboten war, Menschen, vierbeinige Tiere und Vögel zu
töten. Sie lebten nach heutiger Definition vegetarisch und praktizierten Formen
des Gemeinschaftseigentums, was der römisch-katholische Machtapparat aufgrund
der Anziehungskraft, die die Katharer auf die eigene, kurzgehaltene und
unterdrückte Anhängerschaft ausübten, nur als Gefahr ausmachen konnte.

"In ihrer Gleichgültigkeit gegenüber allen Formen der Herrschaft und in der Art,
wie sie die kirchliche Ordnung verwarfen, finden wir schon so etwas, was wir
heute 'Befreiungstheologie' nennen. Es war Theologie in der Tat, jedoch eine
Theologie, der es in Wirklichkeit darauf ankam, sich von diesen Fesseln, sowohl
des Feudalsystems als auch des kirchlichen Systems, zu befreien." [2]
Dementsprechend wurden die Katharer im Rahmen eines regelrechten
Vernichtungsfeldzuges ausgelöscht, und der französische König konnte sich
Okzitanien einverleiben. Die Ära der Kreuzzüge war nicht nur ein Akt imperialer
Expansion nach außen, sie diente auch der Konsolidierung innereuropäischer Macht und
der Unterdrückung sozialkämpferischer Bewegungen, die sich häufig auf die
sozialen Ideale Jesu Christi beriefen.

Den Gelbwesten ist nichts Besseres zugedacht, als daß mit dieser Zäsur ein
Schlußpunkt hinter ihre Protestserie gesetzt wird. Im Hausblatt des deutschen
Kapitals wird bereits das Hohe Lied der alle Klassenwidersprüche einebnenden
Besinnung auf die nationale Einheit gesungen: "Der Brand hat das Wahrzeichen
eines zerrissenen, zerstrittenen Landes getroffen. Seit vergangenem November hat
die Gelbwesten-Bewegung mit ihren teils gewalttätigen Protesten die
Staatsführung aus der Reserve gelockt. In einer urplötzlichen Wendung der
Geschichte hat die Brandkatastrophe kurz vor dem Osterfest Frankreich innehalten
lassen. Kurzzeitig hat das Entsetzen über die lichterloh brennende Kathedrale
Notre-Dame jenen Zusammenhalt gestiftet, an dem es in den vergangenen Monaten so
sehr mangelte." [3] 

Was für ein Zusammenhalt soll gemeint sein, wenn die einen ihre Rechnungen nicht
bezahlen können und die anderen gerade deshalb im Überfluß leben? Die Nation
soll alle Brüche und Risse der kapitalistischen Klassengesellschaft kitten, was
zwingend erforderlich macht, die aus sozialen Antagonismen hervortretende
Aggression gegen einen gemeinsamen Feind anderer Herkunft und Zugehörigkeit zu
kehren. Um wen es sich dabei handeln könnte, davon kann die Geschichte der
Kreuzzüge, die nicht selten gerade von dieser Kathedrale ausgingen, ein heilig
Lied singen.

Wo so viel Gutes geschieht, da möchte niemand abseits stehen. Nicht nur die
erste Riege der Unternehmerdynastien Frankreichs, sondern staatliche
Institutionen und Wirtschaftskonzerne in aller Welt übertreffen einander darin, den
Wiederaufbau der Kathedrale zu finanzieren. Menschen verrecken in den
Kriegsgebieten und Hungerzonen der Welt zu Hunderttausenden elendiglich, ganze
Tierpopulationen gehen unter, Wälder werden in großflächigem Maßstab
plattgemacht - diese Probleme zu beheben kostet zu viel Geld und stellt vor
allem die kapitalistische Eigentumsordnung in Frage. Daran ist also nicht zu
denken. Ein klerikales Kulturdenkmal im Rahmen eines massenmedial zum
Weltereignis aufgeblasenen Spektakels zu retten ist nicht nur billiger, sondern
als vorzeigbare Maßnahme des Social sponsoring auch viel lukrativer für das
eigene Reputationsmanagement.

Das gilt auch für die Bundesregierung, die Frankreich am Beispiel der Kathedrale
gerne attestiert, führende Sachwalterin europäischer Kulturtradition zu sein,
wenn nur die eigenen, auch zu Lasten der französischen Bevölkerung gehenden
Geschäfte florieren. Die Stärkung der Hegemonie Berlins über Deutsch-Europa ist
eine solche Handreichung an den Juniorpartner in Paris allemal wert. Die Krise
der Politik und Demokratie, der Ökonomie und Ökologie bedarf vieler
Wundpflaster, um vergessen zu machen, daß ihre Bewältigung weit mehr verlangt
als das Vortäuschen bester Absichten. Die freischwebende Erregung über das
Abbrennen eines Kulturdenkmals ist eines davon, wobei die politische
Dechiffrierung der dadurch beförderten Absichten nicht schwerer fallen sollte
als etwa bei der Reinszenierung von Preußens Glanz und Gloria am Beispiel des
Berliner Stadtschlosses und der Potsdamer Garnisonskirche.


Fußnoten:

[1] in: Thorsten G. Schneiders (Hrsg.): Islamfeindlichkeit - Wenn die Grenzen der Kritik verschwimmen, Wiesbaden 2009, S. 52

[2] Johannes Agnoli: Die Subversive Theorie - "Die Sache selbst" und ihre Geschichte, Stuttgart 2014, S. 122

[3] Pressestimme aus der F.A.Z.
 
https://www.deutschlandfunk.de/presseschau-aus-deutschen-zeitungen.2287.de.html
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NAHOST/1660: Jemen - ein militärisches Flickenteppichdesaster offenbart sich ... (SB)


Jemen - ein militärisches Flickenteppichdesaster offenbart sich ...



Am 16. April ist das letzte Stück Hoffnung, US-Präsident Donald
Trump würde irgendwann seiner Dauerkritik an Washingtons "endlosen
Kriegen" - zuletzt wiederholt in der Rede zur Lage der Nation Ende
Januar - Taten folgen lassen, endgültig gestorben. An diesem Tag hat
Trump sein Veto gegen eine von einer überparteilichen Mehrheit aus
Demokraten und Republikanern in Repräsentantenhaus und Senat
verabschiedete Resolution zur Beendigung der amerikanischen
Militärhilfe für Saudi-Arabien und die Vereinigten Arabischen Emirate
beim Krieg im Jemen eingelegt. Zur Begründung der umstrittenen
Entscheidung erklärte Trump, die Jemen-Resolution, deren Verfasser
sich auf das War Powers Act von 1973 beriefen, das in Reaktion auf 
den Vietnamkrieg die Kriegsbeteiligung der USA an die ausdrückliche
Zustimmung des Kongresses koppelt, stelle eine unzulässige
Beschränkung der Macht des Präsidenten in seiner Funktion als
Oberkommandierender der Streitkräfte dar. Aus Berichten der New York
Times und der Washington Examiner geht hervor, daß Trump bei der
Entscheidungsfindung vom notorischen Kriegstreiber John Bolton und
dessen Stab im Nationalen Sicherheitsrat "geholfen" wurde, indem sie
das seitens der Verfechter der Jemen-Resolution seit Tagen ersuchte
Treffen mit dem Präsidenten regelrecht blockierten.

Trump interessiert sich für die größte humanitäre Krise weltweit, die
aktuell im Jemen herrscht, nicht im geringsten. Sein Anliegen und das
seiner engsten Mitarbeiter wie Bolton und Außenminister Mike Pompeo
besteht darin, Saudi-Arabien als wichtigsten ausländischen Kunden der
amerikanischen Rüstungsindustrie bei Laune zu halten sowie Spannungen
mit dem Iran, der im Verdacht steht, die schiitischen Huthi-Rebellen
im Jemen zu unterstützen, zu schüren. Aus Sicht der USA und Israels
gilt Teherans vermeintliche Destabilisierung des Jemens neben der
Unterstützung für das "Regime" Baschar Al Assads im syrischen
Bürgerkrieg sowie für die Hisb Allah im Libanon und die
palästinensische Hamas-Bewegung im Gazastreifen als Beweis für Irans
"unheilvollen Einfluß" in der Region, der aktiv "zurückgedrängt"
werden muß. Deswegen hat Washington vor wenigen Tagen als erste
staatliche Organisation überhaupt die iranische Revolutionsgarde
offiziell zur "Terrororganisation" erklärt, woraus sich für das Weiße
Haus und das Pentagon demnächst eventuell der Vorwand für einen heißen
Krieg am Persischen Golf ergeben könnte.

Um den Anti-Huthi-Feldzug Riads und Abu Dhabis steht es jedenfalls
nicht zum besten. Aus dem im März 2015 geplanten Blitzsieg ist ein
Zermürbungskrieg geworden, der kein Ende finden will. Am 14. April
besuchte Jemens Interimspräsident Abd Rabbu Mansur Hadi, dessen
Amtszeit bereits 2014 abgelaufen war und der sich aus
Sicherheitsgründen seit Jahren in Riad aufhält, zum erstenmal seit
langem wieder Aden. In der von saudischen und emiratischen Truppen
kontrollierten Hafenstadt am Indischen Ozean hielt Hadi eine Sitzung
des Parlaments ab, dessen letzte reguläre Legislaturperiode 2015 zu
Ende gegangen war. Vor versammelten Verbündeten - alle anderen
früheren Abgeordneten haben das Treffen boykottiert - forderte
Saudi-Arabiens Marionette die Huthis zur Kapitulation auf. Die
Anhänger der schiitischen Ansarullah-Bewegung sollten ihre "Sünden
beenden" und die Waffen einfach strecken, so Hadi in einem Anflug von 
Selbstüberschätzung und Realitätsferne.

Das einzige, was die Huthis vielleicht zur Aufgabe zwingen könnte,
wäre die Wirtschaftsblockade, welche die jemenitische Zivilbevölkerung
in dem von der Ansarullah kontrollierten Nordwesten des Landes seit
2015 im Würgegriff hält. Doch danach sieht es nicht aus. Militärisch
sind die Huthis wegen ihrer Erfahrenheit als Guerillakämpfer und der
Unwegbarkeit der von ihnen beherrschten Gebirgsregion nicht zu
bezwingen. Hierbei spielt auch die Schwäche ihrer Gegner, die trotz
aller Waffenüberlegenheit auf dem Schlachtfeld nichts zustande bringen
und sich deshalb mit der Bombardierung ziviler Ziele aus der Luft
einen zweifelhaften Ruf erworben haben, eine Rolle. In einem
aufschlußreichen Artikel, der am 15. April von den amerikanischen und
französischen Enthüllungsblättern The Intercept und Disclose gemeinsam
veröffentlicht wurde, hat man die Leistung der saudischen und
emiratischen Militärs im Jemen bewertet und für absolut mangelhaft
befunden.

Grundlage des aufschlußreichen Artikels ist ein geheimer Bericht des
französischen Militärgeheimdienstes, datiert auf den 25. September
2018. Schließlich gehört Frankreich neben den USA, Großbritannien und
Deutschland zu den wichtigsten Waffenlieferanten Riads und Abu Dhabis.
Französische Waffensysteme kommen vielfach zum Einsatz im Jemenkrieg,
auch wenn Élysée-Palast und Quai D'Orsay dies stets bestreiten. Im
besagten Geheimdienstbericht wird der Versuch der Emirater, mit Hilfe
befreundeter südjemenitischer Milizen die Huthis aus Hudeida zu
vertreiben - die Offensive vom vergangenen Sommer zur Einnahme der
Hafenstadt am Roten Meer ist in eine langwierige Belagerung ausgeartet
- als militärisches Fiasko beschrieben. Für die Saudis, deren
Streitkräfte offenbar das gigantische Waffenarsenal, das sie aus dem
Westen importiert haben, hauptsächlich dafür benutzen, die eigene
Südwestgrenze zu Jemen gegen eine mögliche Invasion der Huthis
abzusichern, haben die Autoren des Berichts wenig mehr als Verachtung
übrig.

Bekanntlich setzen Saudi-Arabien und die VAE beim laufenden Krieg
gegen die schiitischen Huthis immer wieder auf die militärische
Unterstützung sunnitischer Dschihadisten, die im Westen eigentlich als
"Terroristen" gelten. Auch in diesem Teil des Jemenkriegs kommt es zu
Problemen. Einem Artikel der Washington Post vom 14. April zufolge
führen seit vergangenem Juni die im Jemen ansässigen
Unterorganisationen des Al-Kaida-"Netzwerks" und der "Terrormiliz"
Islamischer Staat (IS) einen blutigen Kleinkrieg gegeneinander, bei
dem es inzwischen regelmäßig zu Überfällen, Selbstmordanschlägen und
Entführungen kommt. Hauptaustragungssort der dschihadistischen Fehde
ist das zentraljemenitische Gouvernement Al Baida. Die Ursache des
Bruderzwists ist nicht theologisch, sondern rein materiell. Die
IS-Anhänger fühlen sich, was die Ausstattung mit Waffen und Munition
durch die saudisch-emiratische Koalitionsstreitmacht betrifft, im
Vergleich zu den Al-Kaida-Freiwilligen benachteiligt und lehnen sich
deshalb auf. Beim Einsatz an der Anti-Huthi-Front schlagen die
Zwistigkeiten unter den Gotteskriegern negativ zu Buche. Im
Washington-Post-Artikel wird Elisabeth Kendall, Jemen-Expertin an der
englischen Universität Oxford, dahingehend zitiert, daß sich die
Militäroperationen von Al Kaida in der Arabian Peninsula (AQAP) in den
vergangenen zwölf Monaten zu Zweidritteln gegen den jemenitischen
IS-Ableger und jeweils um die 15 Prozent gegen andere südliche Milizen
und die Huthis richten. Im Gegenzug ist der Anteil der 
IS-J-Operationen gegen AQAP noch höher und liegt bei etwa 
Dreivierteln aller Aktionen.

17. April 2019






Copyright 2019 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.

Redaktion Schattenblick, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de





Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / POLITIK / VERANSTALTUNGEN





DISKUSSION/441: Heide - Demokratie statt Eurokratie! Aufbruch für ein neues Europa, 29.04.2019


Attac Dithmarschen lädt ein!

Demokratie statt Eurokratie!

Aufbruch für ein neues Europa


Präsentation und Diskussion eines neuen Modells für die EU

Zeit: 29.04.2019 - 19.00 Uhr

Ort: Großer Saal Bürgerhaus Heide

Neue Anlage 5, 25746 Heide

Eintritt frei



Attac Dithmarschen und Mehr Demokratie e.V. möchten Sie zu einer
Präsentation und Diskussion eines neuen Modells für die EU einladen.

Dazu wird Karl-Martin Hentschel, Mitglied im Bundesvorstand von "Mehr
Demokratie e.V." und ehemaliger Fraktionsvorsitzender der Grünen im Landtag
SH, sein Buch vorstellen:

Demokratie für morgen

Roadmap zur Rettung der Welt

Mit einem konkreten Entwurf für ein gerechtes Europa

Anschließend haben Sie Gelegenheit, mit dem Autor über seine Vorschläge für
eine Reform der Europäischen Union zu diskutieren.

"Dieses Buch ist ein wichtiger Beitrag zur Strategie der Transformation
vom Kapitalismus zu einer demokratischen sozialen und nachhaltigen
Gleichgewichtsgesellschaft im 21. Jahrhundert."

Alfred Eibl für Attac Deutschland - Mitglied im KoKreis

Inhalt des Buches:


	Geschichte, Bedingungen und Chancen der Demokratie

	Dezentralisierung - Kommunen ins Zentrum der Demokratie rücken

	Direkte Demokratie - die stärkste Waffe gegen den Populismus

	Neue Vorschläge über Wahlen, Parlamente und Abgeordnete

	Das Tribunat - eine geloste Vetokammer, die alle Schichten der Bevölkerung repräsentiert

	Die "Nichtregierung" - warum das Konkordanzprinzip die beste Regierungsform ist

	Eine neue Gewaltenteilung - das Modell der sieben Gewalten

	Eine Verfassung für ein demokratisches, soziales und nachhaltiges Europa

	Die Assoziation für Demokratie und Entwicklung - der Weg zur Demokratisierung der UN

	Handlungsplan zur postkapitalistischen Gleichgewichtsgesellschaft



Das Buch ist im UVK-Verlag erschienen und kostet 17,99 Euro.

 * 

Quelle:

Regionalgruppe Attac-Dithmarschen
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ARBEIT/2931: Veränderte Voraussetzungen für das Arbeitslosengeld ab 2020 (idw)


Institut für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung der Bundesagentur für
Arbeit (IAB) - 16.04.2019

Veränderte Voraussetzungen für das Arbeitslosengeld ab 2020: 20.000
Arbeitslosengeldempfänger mehr



Eine ab dem nächsten Jahr geltende Änderung der Anspruchsvoraussetzungen
für das Arbeitslosengeld werden voraussichtlich rund 20.000 Arbeitslose
nutzen. Das zeigt eine am Dienstag veröffentlichte Studie des Instituts
für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung (IAB).

Um Arbeitslosengeld beanspruchen zu können, muss man innerhalb der letzten
24 Monate, der sogenannten Rahmenfrist, mindestens 12 Monate beschäftigt
gewesen sein. Ab dem Jahr 2020 verlängert sich die Rahmenfrist von 24 auf
30 Monate.

Mit Daten aus dem Jahr 2017 - das sind die aktuellsten, die für die
Berechnungen geeignet sind - hat die IAB-Forscherin Gesine Stephan
untersucht, wie viele Arbeitslose die Änderung der Rahmenfrist nutzen
werden. Im Jahr 2017 wären es gut 20.000 Personen gewesen.

Theoretisch hätten aufgrund der Änderung sogar rund 50.000 Personen
zusätzlich Anspruch auf Arbeitslosengeld. Tatsächlich beantragen aber bei
weitem nicht alle Personen Arbeitslosengeld, die rein rechnerisch dafür in
Betracht kommen. Manche ziehen sich nach einem Beschäftigungsverhältnis
zeitweise vom Arbeitsmarkt zurück, beispielsweise weil sie ein Studium
aufnehmen. Andere beantragen Rente. Auch die Rückkehr von
Saisonarbeitnehmern in ihr Heimatland spielt hier eine Rolle.

Unter den rund 50.000 Personen in Deutschland, die 2020 einen zusätzlichen
Arbeitslosengeld-Anspruch hätten, sind gut 10.000, die ohne die geänderten
Anspruchsvoraussetzungen statt dem Arbeitslosengeld nur Arbeitslosengeld
II bekämen. Ein Teil von ihnen wird aber auch parallel zum
Arbeitslosengeld-Bezug weiter auf das Arbeitslosengeld II angewiesen sein,
da ihr Arbeitslosengeld-Anspruch zu niedrig ist, um davon leben zu können.


Weitere Informationen unter:

http://doku.iab.de/kurzber/2019/kb0919.pdf

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution851

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Institut für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung

der Bundesagentur für Arbeit (IAB), 16.04.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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ARBEIT/2930: Arbeiten 4.0 - Voll im Flow dank Künstlicher Intelligenz (idw)


Karlsruher Institut für Technologie - 16.04.2019

Arbeiten 4.0: Voll im Flow dank Künstlicher Intelligenz



Nicht nur Künstlerinnen und Künstler haben Schaffensphasen. Auch am
Arbeitsplatz können Menschen so in Tätigkeiten aufgehen, dass sie in einen
konzentrierten Zustand - den "Flow" - kommen, der zu mehr Wohlbefinden,
Zufriedenheit und Leistungsfähigkeit führen kann. Diesen Zustand zu
erhalten oder herzustellen, darum geht es in dem vom Karlsruher Institut
für Technologie (KIT) koordinierten Projekt "Kern". Es entwickelt ein
Assistenzsystem, welches den Flow dank KI anhand von Herzfrequenz oder
Hautleitwert erkennt. Ziel ist es, Störungen abzuschirmen oder Kompetenzen
aufzubauen, die Flow fördern. Das Bundesministerium für Arbeit und
Soziales (BMAS) fördert das Projekt mit 1,36 Millionen Euro.

"Die Automatisierung und die fortschreitende Digitalisierung der
Wertschöpfungsketten verändert die Arbeitswelt rasant", sagt Professor
Alexander Mädche vom KIT. "Modernes Kompetenz- und Bildungsmanagement muss
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter bei der zielgerichteten Entwicklung und
dem Einsatz ihrer Kompetenzen am Arbeitsplatz kontinuierlich
unterstützen." Das Projekt Kern (kurz für "Kompetenzen entwickeln und im
Zeitalter der Digitalisierung richtig nutzen") konzipiert
Kompetenz-Assistenzsysteme (KAS) für die Arbeitswelt der Zukunft und
verwendet Methoden Künstlicher Intelligenz (KI).

Im Mittelpunkt steht der Mensch. Er ist am zufriedensten und
produktivsten, wenn er ungestört "seiner" Tätigkeit nachgehen kann und
seine Fähigkeiten optimal zu den Anforderungen seiner Tätigkeit passen, so
die Grundannahme des Projekts. Ein wichtiger Bestandteil des Projekts ist
deshalb der Flow eines Menschen. Flow bezeichnet einen Zustand, in welchem
eine Person völlig in einer Aufgabe aufgeht und dabei hoch konzentriert
ist. Dieser Zustand kann wiederum zu einem höheren Wohlbefinden, höherer
Zufriedenheit sowie gesteigerter Leistungsfähigkeit des Menschen führen.
Diesen Zustand idealerweise nicht zu unterbrechen oder ihn sogar zu
unterstützen und somit die Zeit im Flow während der Arbeit zu maximieren,
ist somit ein gemeinsames Ziel der Partner im Projekt Kern. Dazu muss man
ihn aber erst einmal zuverlässig erkennen.

Im Projekt Kern werden die Probandinnen und Probanden am Arbeitsplatz
Sensoren in Armband oder Brustgurt tragen, die beispielsweise Herzfrequenz
oder Hautleitwert messen. Diese physiologischen Daten sind komplexe
Muster, die von Person zu Person stark variieren können. Neuartige Ansätze
aus dem Bereich KI sind erforderlich, um Muster des Flows in Echtzeit zu
erkennen. Erst vor Kurzem gelang einer Arbeitsgruppe am KIT erstmals die
Klassifikation von Flow auf der Basis physiologischer Daten mit einem
neuroevolutionären Deep-Learning Ansatz, einer Methode des Maschinellen
Lernens.

Auf dieser Basis entwickelt das Projekt Kern dann den Prototypen eines
KI-basierten KAS, das situationsbezogenes Feedback geben soll. Je nach
Nutzungswunsch könnte dies so weit gehen, dass zum Beispiel E-Mails und
Benachrichtigungen auf eine Art zugestellt würden, die den Flow nicht
stört. Erkennt das System, dass das produktive Arbeiten längerfristig
gestört ist, etwa weil die Aufgaben nicht mehr dem Kompetenzprofil der
Mitarbeiterin oder des Mitarbeiters entsprechen, macht es Vorschläge zur
persönlichen Kompetenzentwicklung. Das Projekt Kern konzipiert
Bildungsformate sowohl zur Aufgabenbewältigung als auch zur strategischen
Personalentwicklung. Diese können von Kurzmeldungen mit Alltagstipps, über
einen digitalen Assistenten bis hin zur persönlichen Beratung durch einen
menschlichen Experten reichen. Analog zu Navigations-Assistenzsystemen im
Auto geben KI-basierte KAS situationsabhängige Handlungsempfehlungen, zum
Beispiel durch den Vorschlag konkreter Lern- oder Arbeitseinheiten. Die
finale Entscheidung für die Auswahl liegt jedoch stets bei den
Beschäftigten.

Systeme, die in Echtzeit aufgrund von physiologischen Daten die
Beschäftigen unterstützen und beraten, bieten große
Innovationsmöglichkeiten für die digitale Lebens- und Arbeitswelt.
Gleichzeitig greifen sie auch in die Privatsphäre ein. Im Projekt Kern
loten daher in einem gemeinsamen Prozess die Belegschaft, deren Vertretung
und die Unternehmensleitung auch Lösungen und Leitplanken der sich
entwickelnden Technologie aus. "Ich bin fest davon überzeugt, dass
KI-basierte KAS ein großes Potenzial haben, wir müssen sie aber als
sozio-technische Systeme begreifen und gestalten", so Mädche.

KAS sollen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern helfen, sich im Arbeitsalltag
weiterzuentwickeln und das im Idealfall punktgenau und interaktiv. "Durch
die Entwicklung und Erprobung eines KI-basierten Kompetenz-Assistenzsystems
betten wir beim Projekt Kern das Erlernen von Kompetenzen
direkt in den Kontext der Arbeit ein und stimmen den Inhalt auf die
persönlichen Präferenzen des Mitarbeitenden ab", sagt Jannik Keller,
Geschäftsführer und Gründer der Campusjäger GmbH. Moderne KAS, wie sie im
Projekt Kern entwickelt werden, sollen damit individuelle Bedürfnisse und
Unternehmensziele gleichermaßen berücksichtigen und einen Rahmen schaffen,
in dem sich Beschäftigte wirtschaftlich und motiviert weiterbilden und
Kompetenzen richtig aufbauen können. So ließen sich Mitarbeiterinnen und
Mitarbeiter optimal und kontinuierlich fördern sowie Organisationen
fortlaufend den sich schnell verändernden Anforderungen der
digitalisierten Arbeitswelt besser anpassen.

Das Projekt wird vom KIT koordiniert und in Zusammenarbeit mit den
Partnern SAP SE, TÜV Rheinland Akademie GmbH, Campusjäger GmbH und B.
Braun Melsungen AG durchgeführt. Das Projekt wird im Rahmen der Initiative
Neue Qualität der Arbeit (INQA) vom BMAS mit 1,36 Millionen Euro gefördert
und setzt einen exemplarischen Experimentierraum zur Arbeit 4.0 um.



Als "Die Forschungsuniversität in der Helmholtz-Gemeinschaft" schafft und
vermittelt das KIT Wissen für Gesellschaft und Umwelt. Ziel ist es, zu den
globalen Herausforderungen maßgebliche Beiträge in den Feldern Energie,
Mobilität und Information zu leisten. Dazu arbeiten rund 9 300
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter auf einer breiten disziplinären Basis in
Natur-, Ingenieur-, Wirtschafts- sowie Geistes- und Sozialwissenschaften
zusammen. Seine 25 100 Studierenden bereitet das KIT durch ein
forschungsorientiertes universitäres Studium auf verantwortungsvolle
Aufgaben in Gesellschaft, Wirtschaft und Wissenschaft vor. Die
Innovationstätigkeit am KIT schlägt die Brücke zwischen Erkenntnis und
Anwendung zum gesellschaftlichen Nutzen, wirtschaftlichen Wohlstand und
Erhalt unserer natürlichen Lebensgrundlagen.


Mehr Information:

Videointerview mit Koordinator Alexander Mädche:

https://kern-kas.org/news/interview-zum-projekt-kern/

Das Projekt Kern:

https://www.kern-kas.org

Webseite der Forschungsgruppe von Alexander Mädche:

http://issd.iism.kit.edu

Weitere Information zu den Experimentierräumen des BMAS:

http://www.arbeitenviernull.de/experimentierraeume/start.html

Pressemeldung des BMAS zum Förderstart:

https://www.inqa.de/DE/Startseite/arbeiten4.0-lern-und-experimentierraeume.html

Details zum KIT-Zentrum Information · Systeme · Technologien (in
englischer Sprache):

http://www.kcist.kit.edu

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution1173

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Karlsruher Institut für Technologie, 16.04.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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GEWERKSCHAFT/1812: Öffentlicher Dienst der Länder - 83,7 Prozent Zustimmung der ver.di-Mitglieder (ver.di)


ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft - Presseinformation vom
17. April 2019

Öffentlicher Dienst der Länder: 83,7 Prozent Zustimmung der
ver.di- Mitglieder zum Tarifergebnis - Bundestarifkommission nimmt
Tarifvertrag einstimmig an



Berlin - Die Bundestarifkommission für den öffentlichen Dienst der
Vereinten Dienstleistungsgewerkschaft (ver.di) hat heute (17. April) das
Tarifergebnis für die über eine Million Beschäftigten der
Bundesländer (außer Hessen) angenommen. Zuvor waren die
ver.di-Mitglieder in Landesverwaltungen, Straßenmeistereien,
Küstenschutz, Schulen, Hochschulen, Unikliniken, Psychiatrien,
Staatstheatern, Studierendenwerken, Statistischen Ämtern und anderen
Landeseinrichtungen zu ihrer Meinung über das Verhandlungsergebnis
vom 2. März 2019 befragt worden und hatten diesem Ergebnis im Rahmen
der Mitgliederbefragung mit deutlichen 83,7 Prozent zugestimmt. Die
Bundestarifkommission folgte diesem Votum und nahm das Tarifergebnis
einstimmig an. Damit sind die Tarifverhandlungen endgültig
abgeschlossen.

Die Einigung sieht eine Anhebung der Gehälter im Gesamtvolumen von 8
Prozent, mindestens 240 Euro, mit einer Laufzeit von 33 Monaten vor.
Im Einzelnen werden die Gehälter im Gesamtvolumen rückwirkend zum 1.
Januar 2019 um 3,2 Prozent, mindestens aber um 100 Euro, angehoben.
Ein weiterer Anhebungsschritt um 3,2 Prozent (mindestens 90 Euro)
erfolgt zum 1. Januar 2020 und um 1,4 Prozent (mindestens 50 Euro)
zum 1. Januar 2021. Pflegekräfte erhalten darüber hinaus zusätzlich
120 Euro monatlich. Auszubildende bekommen zum 1. Januar 2019 und zum
1. Januar 2020 jeweils 50 Euro mehr.

Darüber hinaus soll eine Aufwertung der Einstiegsgehälter (Stufe 1
der Entgelttabelle) in allen 15 Entgeltgruppen die Arbeit im
Landesdienst für Neueinsteiger attraktiver machen. Diese Aufwertung
beträgt im Volumen rund 11 Prozent und erfolgt in zwei Schritten zum
1. Januar 2020 sowie zum 1. Oktober 2020. Davon profitieren
insbesondere die unteren und mittleren Lohngruppen.

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 17.04.2019

ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft

Bundesvorstand, Pressestelle

Paula-Thiede-Ufer 10, 10179 Berlin

Telefon: 030/6956-1011 und -1012, Fax: 030/6956-3001

E-Mail: pressestelle@verdi.de

Internet: www.verdi.de
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INFOPOOL / POLITIK / WIRTSCHAFT





MELDUNG/858: Rezessionswahrscheinlichkeit bei 36,7 Prozent (idw)


Hans-Böckler-Stiftung - 16.04.2019

Rezessionswahrscheinlichkeit bei 36,7 Prozent, aber nur geringer Anstieg
im Vergleich zum Vormonat

Neue Werte des IMK-Konjunkturindikators



Die Wahrscheinlichkeit, dass die deutsche Wirtschaft in den kommenden
drei Monaten in einen Abschwung gerät, bleibt auf erhöhtem Niveau, hat sich
im April im Vergleich zu März aber kaum erhöht. Das zeigen die neuesten
Werte, die der Konjunkturindikator des Instituts für Makroökonomie und
Konjunkturforschung (IMK) der Hans-Böckler-Stiftung liefert.

Für das Quartal von April bis Ende Juni weist der Indikator, der die
aktuellsten verfügbaren Daten über die Wirtschaftslage bündelt, ein
Rezessionsrisiko von 36,7 Prozent auf. Im März waren es 35,3 Prozent.
Damit zeigt das nach dem Ampelsystem arbeitende Frühwarnsystem weiter
"gelb-rot". Das signalisiert eine Situation erhöhter konjunktureller
Unsicherheit mit einer Rezessionswahrscheinlichkeit von über 30 Prozent.

Das Rezessionsrisiko beruht nach Analyse des IMK aktuell maßgeblich auf
realwirtschaftlichen Faktoren. Vor allem wirke der starke Rückgang der
Industrieproduktion in der zweiten Hälfte 2018 nach, der trotz einer
Stabilisierung in den vergangenen Monaten nicht wieder ausgeglichen ist.
Weniger gravierend, aber ebenfalls negativ, schlagen die rückläufigen
Auftragseingänge im produzierenden Gewerbe zu Buche - vor allem aus dem
Ausland wird weniger bestellt. Stimmungsindikatoren wie der ifo-Index
haben sich zuletzt etwas aufgehellt, die vorausgegangene
Stimmungsverschlechterung über Monate schlägt sich aber noch im Indikator
nieder. Positive Signale kommen hingegen von den Finanzmärkten. Der
"Finanzmarktstress", den das IMK mit einem zusätzlichen Indikator misst,
ist moderat und im Vergleich zum Vormonat fast unverändert. Das hat eine
stärkere Eintrübung des Konjunkturindikators verhindert.

"Brexit, Donald Trumps Handelskonflikte und eine schwächere Konjunktur in
China bremsen den Aufschwung der deutschen Wirtschaft deutlich. Trotzdem
bleibt es ein Aufschwung, aktuell sehen wir keine akute Rezessionsgefahr",
sagt IMK-Außenhandelsexpertin Dr. Sabine Stephan. "Die weiterhin intakte
Binnennachfrage verhindert bislang Schlimmeres. Das ist kein kleiner
Verdienst angesichts der großen außenwirtschaftlichen Belastungen."

Prof. Dr. Sebastian Dullien, wissenschaftlicher Direktor des IMK, fügt
hinzu: "Wir sind zwar noch nicht im Krisenmodus, die Wirtschaftspolitik
sollte aber vorbereitet sein, um schnell zu regieren, wenn es schlimmer
kommt." Sinnvoll wäre es aus seiner Sicht, schon jetzt Pläne für mögliche
Konjunkturpakete auszuarbeiten, die man dann schnell umsetzen könne, falls
sich die wirtschaftliche Situation in den kommenden Monaten weiter
verschlechtere.

In den IMK-Konjunkturindikator fließen zahlreiche Daten aus der Real- und
der Finanzwirtschaft ein. Darüber hinaus berücksichtigt das Instrument
Stimmungsindikatoren. Das IMK nutzt die Industrieproduktion als
Referenzwert für eine Rezession, weil diese rascher auf einen
Nachfrageeinbruch reagiert als das Bruttoinlandsprodukt (BIP).

Der IMK-Konjunkturindikator wird monatlich aktualisiert.


Weitere Informationen unter:

http://www.boeckler.de/imk_38710.htm

- IMK-Konjunkturindikator

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution621

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Hans-Böckler-Stiftung, 16.04.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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INFOPOOL / RECHT / FAKTEN





ARBEITSRECHT/267: Kündigung eines Busfahrers wegen Kassierens von Kundengeldern (DAV)


Deutscher Anwaltverein (DAV) - Berlin, 17. April 2019

Kündigung eines Busfahrers wegen Kassierens von Kundengeldern



Berlin (DAV). Kassiert ein Busfahrer von Kunden den Fahrpreis, ohne
Fahrscheine auszudrucken, riskiert er seinen Job. Behält er das Geld,
liegt ein schwerwiegender Verstoß gegen seine Pflichten vor. Er kann
fristlos entlassen werden. Die Arbeitsgemeinschaft Arbeitsrecht des
Deutschen Anwaltvereins (DAV) informiert über eine Entscheidung des
Landesarbeitsgerichts Berlin-Brandenburg vom 16. August 2018
(AZ: 10 Sa 469/18).

Ein Kunde der Berliner Verkehrsgesellschaft (BVG) hatte sich
beschwert, der Busfahrer habe den Fahrpreis vereinnahmt, aber kein
Ticket ausgedruckt. Auf einer für Touristen wichtigen Buslinie
erklärte er dann den Touristen "You don't need a ticket". Die BVG
veranlasste daraufhin eine Sonderprüfung. Ein Prüfer beobachtete und
bestätigte als Zeuge, dass der Busfahrer innerhalb kurzer Zeit Geld
für insgesamt vier Tickets von auswärtigen Fahrgästen entgegennahm,
aber keine Tickets ausdruckte und die Kunden durchwinkte. Daraufhin
wurde ihm aus wichtigem Grund fristlos gekündigt.

Die fristlose Kündigung ist wirksam, so das Gericht. Eine vorherige
Abmahnung sei nicht erforderlich. Das Verhalten des Busfahrers
rechtfertige eine fristlose Kündigung ohne vorherige Abmahnung. Er
habe schwerwiegend gegen seine arbeitsvertraglichen Pflichten
verstoßen. Der Einwand des Busfahrers, er habe allen zahlenden
Fahrgästen ein Ticket ausgehändigt, bestätigte sich nach gerichtlicher
Einsichtnahme in die Videoaufzeichnungen aus dem Bus nicht.

Informationen: www.dav-arbeitsrecht.de

 * 

Quelle:

Pressemitteilung ArbR 6/19 vom 17. April 2019

Arbeitsgemeinschaft Medizinrecht im Deutschen Anwaltverein

Deutscher Anwaltverein (DAV)

Littenstraße 11, 10179 Berlin

Tel.: 0 30/72 61 52 - 0

Fax: 0 30/72 61 52 - 190

E-mail: service@anwaltverein.de

Internet: www.anwaltverein.de
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INFOPOOL / RECHT / FAKTEN





ARBEITSRECHT/266: Abmahnung eines Betriebsratsmitglieds wegen Verteilen von Flyern (DAV)


Deutscher Anwaltverein (DAV) - Berlin, 17. April 2019

Rubrik: Beruf/Recht/Urteile

Abmahnung eines Betriebsratsmitglieds wegen Verteilen von Flyern



Krefeld/Berlin (DAV). Eine allgemeine Regelung, nach der auch
außerhalb des Betriebsgeländes nur vom gesamten Betriebsrat
autorisierte Flyer verteilt werden dürfen, ist nicht zulässig. Ein
Betriebsratsmitglied darf deswegen nicht abgemahnt werden. Die
Arbeitsgemeinschaft Arbeitsrecht des Deutschen Anwaltvereins (DAV)
informiert über eine Entscheidung des Arbeitsgerichts Krefeld vom
7. Dezember 2018 (AZ: 2 Ca 1313/18).

Das Betriebsratsmitglied eines Stahlunternehmens klagte gegen zwei
Abmahnungen. Beide Abmahnungen betrafen den Vorwurf, er habe
unberechtigt Flyer für seine Gruppierung innerhalb des Betriebsrats
verteilt habe. Der Arbeitgeber war der Meinung, der Mitarbeiter habe
hierdurch den Betriebsfrieden gefährdet. Bei ihr gelte eine Regelung,
nach der nur Flyer des Betriebsrats, nicht aber Flyer einzelner
Gruppierungen im Betriebsrat zulässig seien.

Die Klage des Betriebsratsmitglieds war erfolgreich - die Abmahnungen
müssen aus der Personalakte entfernt werden. Eine allgemeine Regelung,
nach der auch außerhalb des Betriebsgeländes nur vom gesamten
Betriebsrat autorisierte Flyer verteilt werden dürften, sei nicht
zulässig. Daher habe der Arbeitgeber den Mann deswegen auch nicht
abmahnen dürfen.

Informationen: www.dav-arbeitsrecht.de

 * 

Quelle:

Pressemitteilung ArbR 5/19 vom 17. April 2019

Arbeitsgemeinschaft Medizinrecht im Deutschen Anwaltverein

Deutscher Anwaltverein (DAV)

Littenstraße 11, 10179 Berlin

Tel.: 0 30/72 61 52 - 0

Fax: 0 30/72 61 52 - 190

E-mail: service@anwaltverein.de

Internet: www.anwaltverein.de
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INFOPOOL / RECHT / FAKTEN





STRAFRECHT/469: Deutscher Anwaltverein fordert Haftentschädigung von mindestens 100 Euro pro Tag (DAV)


Deutscher Anwaltverein (DAV) - Berlin, 17. April 2019

DAV fordert Haftentschädigung von mindestens 100 Euro pro Tag



Statement des Vorsitzenden des Ausschusses Strafrecht im Deutschen
Anwaltverein (DAV), Rechtsanwalt Dr. Rainer Spatscheck:

Der Verlust von Freiheit ist materiell nicht aufzuwiegen. Dennoch muss
der Staat unschuldig Inhaftierten für ihre Haftzeit zumindest einen
angemessenen symbolischen Ausgleich zahlen. Die derzeitige Pauschale
von 25 Euro pro Tag ist deutlich zu niedrig. Zivilgerichte zahlen nach
dem Reiserecht sogar für nutzlos aufgewendete Urlaubszeit 75 Euro pro
Tag.

Mit Blick auf die anstehende Entscheidung des Bundesgerichtshofs
bekräftigt der Deutsche Anwaltverein seine Forderung, eine
Haftentschädigung von mindestens 100 Euro für jeden angefangenen Tag
der Freiheitsentziehung gesetzlich zu verankern. Am 18. April
entscheidet der Bundesgerichtshof zu Entschädigung wegen
Abschiebungshaft (AZ: III ZR 67/18). Der Kläger nimmt den Freistaat
Bayern und die Bundesrepublik Deutschland auf eine Entschädigung in
Höhe von 100 Euro pro Hafttag in Anspruch, insgesamt auf 2.700 Euro.

 * 

Quelle:

Statement vom 17. April 2019

Arbeitsgemeinschaft Medizinrecht im Deutschen Anwaltverein

Deutscher Anwaltverein (DAV)

Littenstraße 11, 10179 Berlin

Tel.: 0 30/72 61 52 - 0

Fax: 0 30/72 61 52 - 190

E-mail: service@anwaltverein.de

Internet: www.anwaltverein.de
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INFOPOOL / SCHACH UND SPIELE / SCHACH





SCHACH-SPHINX/06900: Ratschlag eines Scharlatans (SB)


Scharlatane, so nannte man früher Menschen, die rasch wieder
weiterziehen mußten, nachdem sie ihre Rezepte und Allheilmittel an den
Mann gebracht, also für ein billiges Entgelt verkauft hatten. Mit der
Zeit und über die Jahrhunderte wurden die Scharlatane jedoch seßhaft
und, wie manche behaupten, gar ehrbar. Gerade unter das Schreibervolk
mischten sie sich besonders hartnäckig, und keiner dieser
Wurzelschlagenden hatte eine Kunst wie das Schachspiel in größerem
Ausmaße geplagt und heimgesucht wie Franz Gutmayer. Aus seinen
Publikationen, mit denen er die Leserschaft in der ersten Hälfte des
20. Jahrhunderts traktierte, entnehmen wir folgenden ungemein
aufschlußreichen Rat: "Mache immer den notwendigen Zug, suche mir
diesen in der Stellung, nicht den schönen, den starken, den korrekten
Zug, und deine Sache steht gut. Notwendig wozu? - Notwendig, um eine
Machtstellung festzuhalten oder zu verstärken, zu erhöhen, auf die
höchste Spitze zu treiben. Aber wie diesen a-propos-Zug, diesen
rechtzeitigen Zug finden? - Dazu ist vor allem eine klare, tiefe
Einsicht nötig in die kausalen Verkettungen und Verknotungen der Dinge
am Brette. Diese allein befähigt dazu, die in jeder Stellung verpuppt,
verkrochen, verborgen und eingesponnen liegenden Motive zum Handeln
schnell und scharf zu sehen." Wann je drehte sich ein Mensch schneller
im eigenen Zirkelkreise! Man findet den richtigen Zug also dadurch,
daß man befähigt ist, ihn zu finden. Ein hübscher Trost für einen
Lernenden! Nun denn, zurück zum heutigen Rätsel der Sphinx und damit
zur Frage, wie es Schwarz gelang, den weißen Eckensteher-König zur
Aufgabe zu zwingen, Wanderer.






[image: SCHACH-SPHINX/06900: Ratschlag eines Scharlatans (SB)]



Krantz - Kaluchin

Fernpartie 1982


Auflösung des letzten Sphinx-Rätsels:

Es müssen nicht immer Gitterstäbe einen Kerker bilden. Nach 1.Dd3-b5?
wechselte Weiß nur die Gefängniszelle, denn sein Kontrahent schloß ihn
mit 1...De8-e6! in ein neues Verlies ein. 2.Ld5xe6 hätte eine Figur
gekostet, also spielte Weiß 2.g3-g4, in der Hoffnung, seinem König
einen Fluchtweg zu öffnen. Der Traum zerstob allerdings nach
2...Sh5xf4! Weiß gab auf, da er nach 3.Ld5xe6 Td7xd1+ 4.Kg1-h2 Td1-h1+
5.Kh2-g3 Th1xh3+ 6.Kg3xf4 Th3-f3+ 7.Kf4-g5 h7-h6+ 8.Kg5-h4 g6-g5+
9.Kh4-h5 Tf3-h3# Matt gesetzt worden wäre.
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INFOPOOL / SOZIALWISSENSCHAFTEN / PÄDAGOGIK





SCHULE/564: Bilingualer Grundschulunterricht steigert Leistungen auch in Deutsch und Mathematik (idw)


Katholische Universität Eichstätt-Ingolstadt - 16.04.2019

Bilingualer Grundschulunterricht steigert Leistungen auch in Deutsch und
Mathematik



Grundschülerinnen und -schüler, die ihren Sachunterricht in englischer
Sprache erhalten, haben nicht nur deutlich bessere Englischkompetenzen,
sondern weisen auch in den Fächern Deutsch und Mathematik bessere
Leistungen auf als Kinder in herkömmlichen Klassen. Zu diesem Ergebnis
kommt Prof. Dr. Heiner Böttger (Professur für Didaktik der englischen
Sprache und Literatur an der Katholischen Universität Eichstätt-Ingolstadt,
KU), der mit seinem Team seit 2015 den bayernweiten
Modellversuch "Lernen in zwei Sprachen - Bilinguale Grundschule Englisch"
wissenschaftlich begleitet.

"Damit bestätigt sich die Hypothese, dass zweisprachig Unterrichtete bzw.
Aufwachsende durch die Herausbildung von neuen Netzwerken im Gehirn
kognitive Vorteile entwickeln, die weit über das reine Englischlernen
hinausreichen", erklärt Böttger. Der von der Stiftung Bildungspakt Bayern
sowie dem bayerischen Kulturministerium initiierte Modellversuch läuft
noch bis Ende dieses Schuljahres. Beteiligt sind daran 21 Grundschulen mit
über 900 Schülerinnen und Schülern sowie 42 Lehrkräften. Als freiwilliges
Angebot erfolgt an den Modellschulen der Unterricht in Kunst, Musik, Sport
und weiteren Fächern in englischer Sprache. Zwischenergebnisse der
laufenden Evaluation präsentierte Böttger mit seinen Mitarbeiterinnen in
der vergangenen Woche bei der "Language Education & Acquisition Research
Conference" an der KU.

"Der sprachliche Vorteil im Englischen von zweisprachig aufwachsenden
Kindern ist im Vergleich sehr deutlich: In den Kompetenzbereichen
Hörverstehen, Leseverstehen und Schreiben zeigen die untersuchten
Schülerinnen und Schüler am Ende der dritten Jahrgangsstufe beeindruckende
Leistungen. Die Ergebnisse der bilingual unterrichteten Drittklässler
entsprechen mindestens denen von Viertklässlern, die nicht bilingual
unterrichtet wurden bzw. übersteigen diese sogar", betont Böttger.
Zweisprachig aufwachsende Kinder seien zudem in den Fächern Mathematik und
Deutsch deutlich besser als monolingual aufwachsende: Die bilingual
unterrichteten Schülerinnen und Schüler zeigten in Deutsch in der zweiten
Jahrgangsstufe zunächst gleich gute, ab der dritten Jahrgangsstufe bessere
Ergebnisse. In Mathematik schnitten die Kinder bereits ab der zweiten
Jahrgangsstufe signifikant besser ab.

"Die Vermittlung der englischen Sprache erfolgt im bilingualen Unterricht
implizit. Es wird dabei der normale Unterricht genutzt - ohne zusätzliche
Stunden oder Nachmittagsunterricht", so Böttger. Auch inhaltlich
orientierten sich die bilingualen Klassen an den allgemein gültigen
Fachlehrplänen und den darin formulierten Kompetenzerwartungen. Bei
geeigneten Themen und Anlässen werden Unterrichtseinheiten oder -phasen in
allen Fächern in englischer Sprache durchgeführt. Die wissenschaftliche
Begleitung der bilingualen Grundschulen erfolgt seit 2015 durch jährliche
Untersuchungen mit Fragebögen (die sich an Schülerinnen und Schüler,
Lehrkräfte, Eltern sowie Schulleitungen richten), Tests in Englisch,
Mathematik und Deutsch, Unterrichtsdokumentationen, Beobachtungen und
Interviews. Die Aufnahme in eine bilinguale Klasse erfolgte ohne gezielte
Zuteilung der Kinder, etwa auf besonderen Antrag der Eltern.

Wie die Wissenschaftler bei ihrer Evaluation feststellten, sind alle
befragten Schulleitungen mit dem Modellversuch zufrieden und stellen fest,
dass Eltern mittlerweile gezielt für eine Zuteilung zur bilingualen
Projektklasse anfragen. Es würden vermehrt Gastschulanträge von Eltern
gestellt, so dass an manchen Schulen aufgrund des Interesses noch
mindestens eine weitere bilinguale Klasse eingerichtet werden könnte.
"Etwa 95 Prozent der von uns befragten Eltern würden ihre Kinder gerne
weiter bilingual unterrichten lassen, wenn sie für weiterführende Schulen
die Wahl hätten", berichtet Böttger. Nach Ende des Modellversuchs wird der
abschließende Evaluationsbericht voraussichtlich im Herbst dieses Jahres
vorgestellt werden.




Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution105

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Katholische Universität Eichstätt-Ingolstadt, 16.04.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 18. April 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / SOZIALWISSENSCHAFTEN / PSYCHOLOGIE





MELDUNG/531: Wirtschaftspsychologische Studie - Viele Menschen kaufen, was sie (länger) anschauen (idw)


Freie Universität Berlin - 16.04.2019

Wirtschaftspsychologische Studie: Viele Menschen kaufen, was sie (länger)
anschauen



Bei der alltäglichen Entscheidung von Menschen über den Kauf eines
Artikels aus einem Warenregal spielt einer Studie zufolge deren vorherige
Betrachtungsdauer eine von Person zu Person unterschiedlich große Rolle.
Gekauft wird nicht zwingend der Artikel, den die Käuferinnen und Käufer
eigentlich am besten finden, sondern häufig derjenige, der am längsten
angesehen wurde, wie die Wissenschaftler der Freien Universität Berlin,
der Technischen Universität Berlin, des Wissenschaftszentrums Berlin für
Sozialforschung und der Ohio State University herausfanden.

Während etwa acht Prozent der getesteten Menschen unabhängig von der
Betrachtungszeit fast immer die für sie beste Alternative wählten, zeigte
sich bei 92 Prozent ein Zusammenhang von Betrachtungsdauer und
Entscheidungsverhalten. Von den Erkenntnissen erhoffen sich die
Wissenschaftler ein besseres Verständnis, warum sich Menschen in ihrem
Entscheidungsverhalten zum Teil stark unterscheiden. Die Ergebnisse wurden
in der jüngsten Ausgabe der Zeitschrift Nature Human Behavior
veröffentlicht.

Wenn Menschen alltägliche Entscheidungen treffen, müssen sie in der Regel
zunächst schauen, welche Alternativen zur Auswahl stehen. Möchte man sich
beispielsweise einen Schokoriegel kaufen, muss man sich im Kiosk oder
Supermarkt erst einmal ansehen, welche Riegel verkauft werden. Dabei
werden manche Schokoriegel typischerweise länger betrachtet als andere.
Diese Betrachtungslänge habe bei manchen Menschen einen großen Einfluss
darauf, welche Alternative sie sich schlussendlich wählen, hieß es.
Ausgesucht werde nicht zwingend jener Schokoriegel, den sie eigentlich am
besten finden; häufig werde derjenige gewählt, den sie am längsten
betrachtet haben.

Autoren der Studie waren Armin W. Thomas (Technische Universität Berlin
und Freie Universität Berlin), Felix Molter (Wissenschaftszentrum Berlin
für Sozialforschung und Freie Universität Berlin), Prof. Dr. Ian Krajbich
(Ohio State University), Prof. Dr. Hauke R. Heekeren (Freie Universität
Berlin) sowie Prof. Dr. Peter N.C. Mohr (Freie Universität Berlin und
Wissenschaftszentrum Berlin für Sozialforschung). Das Team analysierte
vier Datensätze vorhandener Studien neu: Sie testeten dabei, ob sich der
Zusammenhang von Betrachtungszeit und Entscheidungsverhalten zwischen
verschiedenen Menschen unterscheidet und ob sich durch diesen Zusammenhang
Entscheidungsverhalten vorhersagen lässt. Hierzu wurde ein neues
mathematisches Modell entwickelt. Diesem liegt die Annahme zugrunde, dass
Menschen über die Zeit hinweg Evidenz für die verschiedenen
Entscheidungsalternativen sammeln. "Man entscheidet sich dann für jene
Alternative, für die zuerst ausreichend Evidenz vorhanden ist", betont
Prof. Dr. Peter N. C. Mohr, Wissenschaftler am Fachbereich
Wirtschaftswissenschaft der Freien Universität Berlin und in der
Forschungsgruppe Neuroökonomie am Wissenschaftszentrum Berlin für
Sozialforschung (WZB). "Kern des neuen Modells ist, dass man
vergleichsweise schneller Evidenz für eine Alternative sammelt, während
man sie ansieht." Der Unterschied in der Stärke dieses Zusammenhangs
zwischen Individuen lasse sich mithilfe des Modells bestimmen. "Ist der
Zusammenhang stark, entscheiden sich Menschen häufiger für eine
Alternative, die sie eigentlich nicht am besten finden, sondern am
längsten betrachtet haben", erläutert Professor Mohr. Sei der Zusammenhang
dagegen schwach, habe die Betrachtungszeit praktisch keinen Einfluss auf
das Entscheidungsverhalten.

"Wichtig war uns, nicht nur zu beschreiben, dass es Unterschiede im
Einfluss der Betrachtungszeit auf das Entscheidungsverhalten gibt, sondern
auch auf Basis des von uns entwickelten Modells einzelne Entscheidungen
vorhersagen zu können", erläutert Professor Mohr. Hierzu seien die
genutzten Datensätze jeweils in zwei gleich große Hälften geteilt worden:
Die eine Hälfte wurde genutzt, um mithilfe des Modells für jeden Probanden
den Zusammenhang zwischen Betrachtungslänge und Entscheidungsverhalten zu
bestimmen. In der anderen Hälfte der Daten wurde nun versucht, das
Entscheidungsverhalten möglichst genau vorherzusagen. Dabei zeigte sich
den Wissenschaftlern zufolge, dass man mithilfe des neu entwickelten
Modells sehr gut vorhersagen kann, zu welchem Zeitpunkt sich Individuen
für welche Alternative entscheiden.


Veröffentlichung

Thomas, A.W., Molter, F., Krajbich, I., Heekeren, H.R., Mohr, P.N.C.
(2019).

Gaze Bias Differences Capture Individual Choice Behavior,

Nature Human Behaviour.

Weitere Informationen unter:

https://rdcu.be/bw1C1

- Veröffentlichung

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution9

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Freie Universität Berlin, 16.04.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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INFOPOOL / SOZIALWISSENSCHAFTEN / VERANSTALTUNGEN





VORTRAG/475: Halle - Soziologe Hartmut Rosa spricht über neue Konzepte für das Gemeinwohl, 2.5.19


Martin-Luther-Universität Halle-Wittenberg

Halle Lecture: Soziologe Hartmut Rosa spricht über neue Konzepte für das
Gemeinwohl



"Was stimmt nicht mit der Demokratie?" Das fragt der renommierte
Wissenschaftler Prof. Dr. Hartmut Rosa (Universität Jena) mit seinem
Vortrag im Rahmen der Halle Lectures 2019. Der Soziologe entwickelt in
seiner Antwort ein neues Konzept des Gemeinwohls. Sein öffentlicher
Vortrag beginnt am Donnerstag, 2. Mai 2019, um 18 Uhr im Stadthaus Halle.

Muss Politik ein unversöhnlicher Kampf sein? Oder zerstört eine solche
Auffassung nicht die Voraussetzungen demokratischer Gestaltung? Muss nicht
vielmehr das gemeinsame, wenn auch konflikthafte, Gestalten den
Konstitutionsgrund des Politischen darstellen? Hartmut Rosa entwickelt in
seiner Halle Lecture die These, dass sich Gemeinwohl konsistent nur als
Resonanzverhältnis denken lässt, das durch den demokratischen Prozess zu
realisieren ist.

In den Halle Lectures referieren jährlich zwei herausragende,
international renommierte Wissenschaftler. Die Vorträge richten sich
sowohl an Forscher und Studierende als auch an die breite Öffentlichkeit.
Die Reihe findet in Kooperation des Interdisziplinären Zentrums für die
Erforschung der Europäischen Aufklärung (IZEA), der Alexander von
Humboldt-Professur für Neuzeitliche Schriftkultur und europäischen
Wissenstransfer, der Franckeschen Stiftungen zu Halle, des
Interdisziplinären Zentrums für Pietismusforschung (IZP) und des
Landesforschungsschwerpunkts "Aufklärung-Religion-Wissen" statt.

Die zweite Halle Lecture 2019 hält am 26. November Prof. Dr. Bertrand
Binoche (Paris) zum Thema "Beantwortung der Frage: Was sind die 'Lumières'
(und nicht die 'Aufklärung')?"


Veranstaltung:

Prof. Dr. Hartmut Rosa: 

"Was stimmt nicht mit der Demokratie? Ein neues Konzept des Gemeinwohls"

Donnerstag, 2. Mai 2019, 18 Uhr

Festsaal des Stadthauses

Marktplatz 2 in 06108 Halle (Saale)




Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution167

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Martin-Luther-Universität Halle-Wittenberg, 16.04.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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INFOPOOL / SOZIALWISSENSCHAFTEN / VERANSTALTUNGEN





VORTRAG/474: Wertheim - "So lassen sich Familienkonflikte fair lösen" am 30.4.2019


Stadt Wertheim

So lassen sich Familienkonflikte fair lösen

Elternkompass-Reihe gibt Rat am 30. April



Wertheim. Die Reihe "Elternkompass: Kinder begleiten, Kinder fördern"
widmet sich am Dienstag, 30. April, dem Thema "Familienkonflikte fair
lösen". Angesprochen sind Eltern von Kindern im Alter ab sechs Jahren.
Referentin ist die Diplom-Sozialarbeiterin Birgit Ditter von der
Erziehungs- und Familienberatungsstelle des Caritasverbands im
Tauberkreis. Die Veranstaltung beginnt um 19.30 Uhr im Wertheimer
Rathaus.

Wer kennt sie nicht, die alltäglichen Konflikte zwischen Eltern und
Kinder, die den Familienalltag stressig werden lassen. Viele Eltern
wünschen sich eine Erziehungsmethode, die ohne Schimpfen und Schreien
auskommt.

Eine wichtige Frage ist, wie Eltern einen wertschätzenden
Erziehungsstil mit ihren Kindern leben können. Birgit Ditter zeigt in
ihrem Vortrag theoretische Grundlagen und anhand alltäglichen
Beispielen, wie man Eltern-Kind-Konflikte gut lösen kann.

Die Elternkompass-Reihe ist eine Initiative der AG Jugendhilfeplanung
Wertheim. Sie informiert in Vorträgen, Seminaren und Workshops zu
Fragen der Erziehung und des Familienlebens. Anmeldungen sind möglich
bei der Stadtverwaltung bis drei Werktage vor der Veranstaltung unter
Telefon 09342/301-310. Die Mindestteilnehmerzahl liegt bei fünf
Personen. Der Veranstaltungsraum im Rathaus ist ausgeschildert.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Dienstag, 16. April 2019

Stadtverwaltung Wertheim - Presse und Information

97877 Wertheim

Tel.: 09342/301-300 oder -301

Fax: 09342/301-503

E-Mail: pressestelle@wertheim.de
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INFOPOOL / TIERE / TIERSCHUTZ





MELDUNG/386: Kommentar - Kükentötung und SELEGGT-Methode (TSB)


Pressemitteilung des Deutschen Tierschutzbundes - 17. April 2019

Kommentar - Kükentötung und SELEGGT-Methode



Aktuellen Medienberichten zufolge geht Bundeslandwirtschaftsministerin
Julia Klöckner von einem baldigen Ende des Kükentötens aus, da bereits Eier
verkauft werden, die mit der endokrinologischen "SELEGGT-Methode" auf das
Geschlecht überprüft wurden. Somit bestehe eine Alternative zur Tötung der
bereits geschlüpften männlichen Küken, womit automatisch ein Verbot gemäß
Tierschutzgesetz greife. Dazu kommentiert Dr. Brigitte Rusche,
Vizepräsidentin des Deutschen Tierschutzbundes:

"Die Geschlechtsbestimmung im Ei ist als kurzfristige Lösung zur Vermeidung
des Kükentötens akzeptabel, sofern ein Schmerzempfinden des Embryos sicher
ausgeschlossen werden kann. Das ist bei der von Frau Klöckner viel
gepriesenen endokrinologischen SELEGGT-Methode aber nicht der Fall, da die
Eier zuvor bereits acht bis zehn Tage bebrütet werden. Wenn das Küken im Ei
dann tatsächlich Schmerzen empfindet, macht es keinen großen Unterschied,
ob es vor oder nach dem Schlupf getötet wird. Daher sollten alle Bemühungen
stattdessen darauf ausgerichtet werden, die spektroskopische
Geschlechtererkennung im Ei voranzubringen und diese Methode, die bereits
früher - am vierten Bruttag - angewandt werden kann, zügig zur Serienreife
zu bringen.

Klar muss aber auch sein: Die Geschlechtsbestimmung im Ei ist nur eine
technische "Lösung", die das grundsätzliche Problem, nämlich die extrem
spezialisierte Zucht auf Lege- bzw. Mastleistung bei den Hühnern, nicht
löst. Als einzige langfristige Lösung kommt daher nur eine Rückkehr zu
Zweinutzungshühnern in Frage."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung des Deutschen Tierschutzbundes e.V.

vom 17. April 2019

Herausgeber: Deutscher Tierschutzbund e.V., Bundesgeschäftsstelle

In der Raste 10, D-53129 Bonn

Telefon: +49-(0)228-6049624, Fax: +49-(0)228-6049641

E-Mail: presse@tierschutzbund.de

Internet: www.tierschutzbund.de
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INFOPOOL / UMWELT / FAKTEN





EUROPA/561: Europaparlament bringt Umweltförderprogramm in trockene Tücher (NABU)


Naturschutzbund Deutschland (NABU) e.V. - Pressedienst, 17. April 2019

NABU: Europaparlament bringt Umweltförderprogramm in trockene
Tücher 

Tschimpke: Wahl am 26. Mai entscheidet auch über künftigen Stellenwert
des Naturschutzes in Europa



Straßburg - Noch vor der Europawahl macht das Europäische Parlament
den Weg frei für die Fortsetzung des Umweltförderprogramms LIFE.
Dieses wichtige Finanzierungsinstrument für innovativen Umwelt- und
Naturschutz in Europa soll über das Jahr 2020 hinaus verlängert
werden. Über das endgültige Budget entscheiden die Staats- und
Regierungschefs frühestens im Herbst. Positiv: Kommission und
Parlament haben bereits im Vorfeld eine deutliche Aufstockung um 60
bis 100 Prozent gefordert. In der aktuellen Förderperiode 2014 bis
2020 umfasst die LIFE-Förderung eine halbe Milliarde Euro pro Jahr.

Der NABU begrüßt das Bekenntnis des Europaparlaments zu diesem
wichtigen Umweltprogramm, das ein Musterbeispiel für den Mehrwert der
EU ist. Es gibt aber noch viel Spielraum, das Artensterben ist noch
lange nicht gestoppt. Die verfehlte EU-Agrarpolitik (GAP) mit ihren
milliardenschweren pauschalen Flächensubventionen unterläuft alle
Bemühungen des in seinem Volumen überschaubaren LIFE-Programms. "Die
harten Bretter in der Natur- und Umweltschutzfinanzierung müssen nach
der Europawahl auf EU-Ebene noch gebohrt werden. Deshalb ist die Wahl
am 26. Mai richtungsweisend und braucht eine hohe Beteiligung und
viele Stimmen für den Naturschutz. Das erfolgreiche Volksbegehren in
Bayern hat gezeigt, dass die Wählerinnen und Wähler endlich
Fortschritte sehen wollen. Es wird Zeit, dass dies auch in Brüssel und
Straßburg gehört wird", sagt NABU-Präsident Olaf Tschimpke.

Das LIFE-Programm hat sich in der Vergangenheit bewährt und war für
einige Arten die letzte Rettung. So konnten bedrohte Vogelarten wie
der Azorengimpel oder der Spanische Kaiseradler dank durch LIFE
finanzierter Projekte vom Aussterben bewahrt werden. Mehr als fünf
Millionen Hektar Land wurden seit der Einrichtung dieses Programms
renaturiert und das mit einem Anteil am EU-Budget von gerade einmal
0,3 Prozent. Neben der Biodiversität profitiert auch der Klimaschutz
vom LIFE-Förderprojekten. Auch die Natur in Deutschland hat seit dem
Bestehen des Programms 1992 von fast 500 Projekten profitiert, zum
Beispiel zum Schutz der Gelbbauchunke, welches der NABU Niedersachsen
seit 2018 durchführt.

Die Erfolgsgeschichte des LIFE-Programms zeigt, welch enormes
Potenzial in der EU-Naturschutzpolitik liegt und aber auch die Tragik,
dass der Großteil des EU-Budgets für völlig ineffektive Instrumente
wie die Direktzahlungen innerhalb der GAP verschwendet wird. Bei der
Agrarpolitik stehen nach der Europawahl wichtige Entscheidungen in
Parlament und Rat an, auch über die Frage wie viel Geld dem
Naturschutz in Zukunft zur Verfügung stehen wird.

"Nötig wären etwa 15 Milliarden Euro pro Jahr. Ein Umweltprogramm wie
LIFE wird dies nicht allein stemmen können. Umso wichtiger ist eine
Ausrichtung der gegenwärtig laufenden Reform der EU-Agrarpolitik auf
die Honorierung von Landwirten, die über den gesetzlichen Standard
hinaus etwas für den Schutz von Lebensräumen und Arten leisten. Das
wäre der richtige Schritt zur Rettung unserer Artenvielfalt", so
NABU-Experte für EU-Haushalts- und Agrarpolitik André Prescher.

Mehr Infos:

www.NABU.de/Europa

 * 

Quelle:

NABU Pressedienst, Nr. 41/19, 17.04.2019

Herausgeber:

Naturschutzbund Deutschland e.V. (NABU)

Pressestelle

Charitéstraße 3, 10117 Berlin

E-Mail: presse@NABU.de

Internet: www.NABU.de
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INFOPOOL / UMWELT / INDUSTRIE





AKTION/067: #kaufnix - Schluss mit dem unbedachtem Konsum (DUS)


Deutsche Umweltstiftung - Pressemitteilung, 17. April 2019

#kaufnix - Deutsche Umweltstiftung sagt unbedachtem Konsum den
Kampf an



Berlin (17.04.2019): Am kommenden Montag, 22. April 2019, startet die
Deutsche Umweltstiftung eine zweimonatige Kampagne, die sich gegen
grenzenloses Wachstum und unbedachten Konsum ausspricht. Die Kampagne
läuft bis zum 16. Juni 2019.

"Weiteres Wachstum wird unsere sozialen, ökonomischen und ökologischen
Probleme verschärfen und uns immer tiefer in gefährliche
Abhängigkeiten treiben", sagt Jörg Sommer, Vorstandsvorsitzender der
Deutschen Umweltstiftung.

Dagegen will die Deutsche Umweltstiftung mit ihrer #kaufnix-Kampagne
vorgehen. Denn um Klimaschutz zu erreichen, muss Suffizienz statt
Wachstum zur persönlichen, politischen und ökonomischen Prämisse
werden.

Es ist das klare Ziel der Kampagne, aktuell vorherrschende
Konsummuster zur Diskussion zu stellen, die ein maßloses
Wirtschaftswachstum beflügeln. Dazu stellt die Deutsche Umweltstiftung
in Zusammenarbeit mit zahlreichen Gastautor*innen und
Interviewpartner*innen wie Niko Paech, Angelika Zahrnt und Claudia
Kemfert das Konzept der Suffizienz als Lösungsansatz für eine
nachhaltige Zukunft vor. Denn nur eine Zukunft, die sich vom Mantra
des Wachstums emanzipiert, ist auch eine lebenswerte Zukunft.

Alle Beiträge sind auf der Kampagnen-Webseite kaufnix.net oder unter
dem Hashtag #kaufnix in den sozialen Medien abrufbar.

Über die Deutsche Umweltstiftung

Die Deutsche Umweltstiftung wurde 1982 u.a. von Udo Simonis, Ernst
Ulrich von Weizäcker, Günter Grass und Bernhard Grzimek gegründet.
Getreu ihrem Motto "Hoffnung durch Handeln" setzt sie sich für den
Erhalt der natürlichen Lebensräume der Menschen, Tiere und Pflanzen
ein. Die Deutsche Umweltstiftung ist politisch und wirtschaftlich
unabhängig und die größte deutsche Bürgerstiftung für den
Umweltschutz.

 * 

Quelle:

Pressemeldung, 17.04.2019

Deutsche Umweltstiftung (DUS)

Greifswalder Straße 4, 10405 Berlin

Tel. 030 202384-280, Fax 030 202384-289

E-Mail: presse@deutscheumweltstiftung.de

Internet: www.deutscheumweltstiftung.de
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RECHT/228: Hamburg - Fernwärmerückkauf kann stattfinden (BUND HH)


BUND-Landesverband Hamburg - 17. April 2019

Fernwärmerückkauf kann stattfinden

Beihilfethema abgeräumt / Schnelle Übernahme der Fernwärmegesellschaft
wichtig



Die EU-Kommission sieht in der Übernahme der Hamburger Fernwärme in
die öffentliche Hand keinen Beihilfetatbestand. Damit wird endgültig
der Weg für eine vollständige Umsetzung des Volksentscheids "UNSER
HAMBURG - UNSER NETZ" frei.

"Das ist ein wichtiger Meilenstein für die Energiewende in Hamburg.
Mit der Fernwärme geht jetzt endlich ein bedeutender Teil der
Versorgungsstruktur in die öffentliche Hand - so wie es die Mehrheit
der Hamburger*innen 2013 beschlossen hat. Ohne Vattenfall als
Bremsklotz kann die Fernwärme nun konsequent für mehr Klimaschutz
umgebaut werden", so Manfred Braasch, Landesgeschäftsführer des BUND
Hamburg.



Zur Entscheidung:

http://ec.europa.eu/competition/elojade/isef/case_details.cfm?proc_code=3_SA_52390

 * 

Quelle:

Presseinformation, 17.04.2019

Herausgeber:

Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland e.V.

BUND-Landesverband Hamburg

Lange Reihe 29, 20099 Hamburg

Tel.: 040/600 387-0, Fax: 040/600 387-20

E-Mail: bund.hamburg@bund.net

Internet: www.bund.net/hamburg
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ÖKOSYSTEME/105: Kaninchen gefährden Pflanzenvielfalt auf Teneriffa (idw)


Goethe-Universität Frankfurt am Main - 12.04.2019

Kaninchen gefährden Pflanzenvielfalt auf Teneriffa



Inseln tragen wegen der vielen nur dort heimischen Arten
überproportional zur globalen Biodiversität bei. Diese Arten sind aber
auch besonders vom Aussterben bedroht. Eine Studie von Biogeographen
der Goethe-Universität zeigt nun erstmals auf der Skala einer ganzen,
sehr vielfältigen Insel, nämlich Teneriffa, dass diese Arten von
eingewanderten Pflanzenfressern bevorzugt werden.




[image: Foto: © Prof. Severin Irl]

Blick auf den Teide (Standort ca. 2200 m). In Vordergrund
rechts sieht man den Teide-Ginster (Spartocytisus supranubius) - eine
endemische Art, die nur in den Hochlagen von Teneriffa und La Palma zu
finden ist. Gut zu erkennen ist, dass in Bodennähe der Rutenstrauch
durch Kaninchen schon stark angefressen ist.

Foto: © Prof. Severin Irl



Teneriffa ist die artenreichste Insel des Atlantiks. Eine weitläufige
Annahme ist, dass die dort heimischen (endemischen) Pflanzenarten
besonders von eingewanderten Pflanzenfressern, insbesondere Kaninchen,
bevorzugt werden. Diese Pflanzenarten haben sich nämlich unter
Bedingungen entwickelt, wo es noch keine großen Pflanzen fressenden
Säugetiere gab. Deshalb verfügen sie auch nicht über Mechanismen, sich
gegen Fraßfeinde zu wehren.




[image: Foto: © Prof. Severin Irl]

Der hochgradig endemische Wildprets Natternkopf (Echium wildpretii)
ist nur in den Hochlagen der Inseln zu finden. Er produziert nur
einmal im Leben diesen imposanten, rotleuchtenden Blütenstand mit
mehreren Tausend Blüten, bevor er stirbt. Im Hintergrund ist der
Pico del Teide zu sehen. Standort auf ca. 2300 m.

Foto: © Prof. Severin Irl



Das internationale Forschungsteam von Prof. Severin Irl vom Institut
für Physische Geographie der Goethe-Universität hat nun erstmals die
gesamte und sehr vielfältige Kanareninsel Teneriffa beprobt und
bestätigt, dass endemische Arten stärker von Kaninchen gefressen
werden als nicht-endemische: Zwei Drittel aller endemischen Arten sind
von Fraßschäden betroffen. "Wir haben außerdem festgestellt, dass
manche Ökosysteme stärker betroffen sind als andere", fasst Prof.
Severin Irl die Ergebnisse zusammen. Wider Erwarten ist die
Kaninchendichte ein schlechter Indikator für Fraßschäden.

"Wir gehen davon aus, dass diese Ergebnisse auch für andere Inseln
weltweit gelten, da Teneriffa durch seine Vielfältigkeit und seiner
Vielzahl an Ökosystemen und Habitaten als Modelsystem für Inseln
gelten kann", so Irl. Zum Erhalt der kostbaren Biodiversität empfehlen
Irl und seine Ko-Autoren von der Universität La Laguna auf Teneriffa,
dem El Teide Nationalpark auf Teneriffa und der dortigen
Naturschutzbehörde, den Kaninchenbestand auf der Insel stark
einzudämmen.

Originalpublikation:

Cubas J, Irl SDH, Villafuerte R, Bello-Rodríguez V, Rodríguez-Luengo
JL, del Arco M, Martín-Esquivel JL, González-Mancebo JM. 2019 Endemic
plant species are more palatable to introduced herbivores than
non-endemics. Proc. R. Soc. B 286: 20190136.

http://dx.doi.org/10.1098/rspb.2019.0136

Die gesamte Pressemitteilung erhalten Sie unter:

http://idw-online.de/de/news713964

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution131

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Goethe-Universität Frankfurt am Main - 12.04.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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INFOPOOL / UMWELT / LEBENSRÄUME





GEFAHR/153: Die Waldbrandgefahr steigt (Nationalpark Harz)


Nationalpark Harz - Presse-Information, 17. April 2019

Nationalpark warnt vor Waldbrandgefahr

Aufruf zu achtsamen Verhalten zur Verhütung von Waldbränden



Wegen des ungewöhnlich warmen Frühjahrs warnt die
Nationalparkverwaltung Harz kurz vor Ostern vor der schon jetzt großen
Waldbrandgefahr. Die Vegetation ist in den mittleren und oberen Lagen
des Gebirges noch nicht grün und es liegt noch trockenes Gras und Laub
auf dem Waldboden - so können schnell Brände entstehen.

Der Nationalpark ruft die Bevölkerung zur Mithilfe bei der Verhütung
von Waldbränden auf. Wenn die zahlreich erwarteten Besucher die Regeln
auf den Waldeingangstafeln beachten, können sie einen wesentlichen
Beitrag zum Schutz der Natur leisten. Auf keinen Fall darf offenes
Feuer im Wald oder in Waldnähe gemacht werden. Grillen ist nur an den
dafür freigegebenen Plätzen erlaubt. Zudem gilt vom 15. Februar bis
zum 31. Oktober im Wald ein allgemeines Rauchverbot.

Insbesondere sind folgende Punkte zu beachten:


	Kein offenes Feuer, nicht nur im Wald!

	Rauchverbot beachten!

	Autos mit Katalysatoren nicht über trockenem Gras abstellen

	Jeden Waldbrand unter der Notrufnummer 112 sofort melden!



Die Gefahr wird nach den Waldbrandgefahrenstufen des Deutschen
Wetterdienstes (1 gering bis 5 sehr hoch) eingeschätzt.

Tagesaktuelle Informationen können Sie ganz einfach in
www.agrowetter.de erhalten, dort finden Sie auch Prognosen für die
Folgetage.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung, 17.04.2019

Nationalpark Harz

Abt. Presse, Marketing & Regionalentwicklung

Lindenallee 35, 38855 Wernigerode

Tel. 03943/5502-32

E-Mail: info@nationalpark-harz.de

Internet: www.nationalpark-harz.de
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INFOPOOL / UMWELT / MEINUNGEN





LAIRE/294: Agrar - Tag der Landlosen zum Vergessen ... (SB)




Der "Tag der Landlosen", der am 17. April ausgerufen wird, ist sang-
und klanglos verstrichen. Die Presse hat über vermeintlich wichtigere
Themen berichtet. Das Los der kleinbäuerlichen Landwirtschaft
interessiert fast niemanden.

"Von den weltweit geschätzten 570 Millionen Bauernhöfen
bewirtschaften 475 Millionen eine Fläche von weniger als zwei Hektar.
Kleinbäuer*innen produzieren weltweit 70 Prozent der Nahrungsmittel.
Obwohl sie 84 Prozent aller Bauernhöfe betreiben, verfügen sie nur
über 12 Prozent des Agrarlands", macht die Menschenrechtsorganisation
FIAN anläßlich des Tags der Landlosen auf die verbreitete Enteignung
der Landbevölkerung aufmerksam. [1]

Dabei produzieren Kleinbäuerinnen und Kleinbauern global nicht nur
den größten Teil der Nahrungsmittel, sie tun dies auch
vergleichsweise klimaschonend und landschaftsbewahrend. Daß unter
diesen Menschen die Zahl der Armen und Hungernden am größten ist,
erweist sich nicht als unabänderliches Schicksal, sondern als Folge
einer uralten Ausbeutung der unterworfenen, vereinzelten und in
Abhängigkeit gebrachten Landbevölkerung durch die städtisch
organisierten, Herrschaftsstrukturen herausbildenden Gesellschaften.
Diesen historischen Konflikt nicht einmal am Tag der Landlosen zu
thematisieren zeigt, daß auch die Medien daran mitwirken, damit sich
an diesem Gewaltverhältnis bis heute prinzipiell nichts geändert hat.

Am 17. April 1996 waren in der brasilianischen Region Eldorado do
Carajás im Bundesstaat Pará 19 Männer und Frauen der
Landlosenbewegung MST (Movimiento dos Trabalhadores Rurais Sem
Terra), die an einer Landbesetzung teilgenommen hatten, von der
Polizei ermordet worden. Im Kugelhagel wurden weitere 60 Personen zum
Teil schwer verletzt. Das war der vorläufige Höhepunkt der
Liquidierung von im Laufe der Jahre Hunderten Landlosen nicht nur in
Brasilien und hat die Kleinbauernorganisation La Via Campesina
veranlaßt, seitdem jedes Jahr am 17. April auf das Ereignis, aber
auch auf die fortgesetzten Repressionen gegenüber Kleinbäuerinnen und
Kleinbauern aufmerksam zu machen. International unterstützen
zahlreiche Nichtregierungsorganisationen, die auf Gebieten wie
Landwirtschaft, Menschenrechte, Umwelt- und Klimaschutz tätig sind,
die Landlosenbewegung.

Im Dezember vergangenen Jahres hat die UN-Generalversammlung die
"United Nations Declaration on the Rights of Peasants and Other
People Working in Rural Areas", z. Dt. die UN-Erklärung zu den
Rechten von Kleinbauern bzw. Kleinbäuerinnen und anderen Menschen,
die in ländlichen Regionen arbeiten", angenommen. Am Willen der
Umsetzung der UN-Erklärung scheint es allerdings zu fehlen, wie FIAN
schreibt. Sie appelliert deshalb an die Bundesregierung, sich nun
auch an die Arbeit zu machen. [2]

FIAN und andere Organisationen beobachten eine zunehmende Zahl von
Vertreibungen der Landbevölkerung, auch und gerade in Brasilien. Dort
ist in diesem Jahr mit Jair Bolsonaro ein Mann als Präsident
vereidigt worden, der die Militärdiktatur befürwortet und die
Waldrodungen und Vertreibungen im Tropischen Regenwald forciert.
Dort müssen Menschen sterben oder teils schwerste Repressionen
erleiden, weil sie unter anderem den reichen Landbesitzern im Wege
stehen. Die produzieren dann auf den angeeigneten und gerodeten
Flächen Pflanzen für Biosprit oder Tierfutter. Das Soja aus Brasilien
landet auch in hiesigen Schweinetrögen.

Nur weil der Landraub auf einem anderen Kontinent stattfindet,
bedeutet das nicht, daß die hiesige bevorzugte Lebensform nicht an
dem Raubzug beteiligt ist. Ganz abgesehen davon, daß in Deutschland
die Enteignungen von Land schon vor langer Zeit stattgefunden haben,
mal mit dem Mittel der direkten gewaltsamen Aneignung, mal mit dem
der um nichts geringer gewaltsamen, strukturell angelegten Gewalt,
die sich hinter Begriffen wie Tausch, Handel und Verschuldung
verbirgt. 

Ein Blick auf die Vergabe von Land in Ostdeutschland nach der
Angliederung der DDR an die BRD zeigt, daß die Entwicklung noch
nicht aufgehört hat und große Agrarbetriebe weiterhin im Vorteil
sind. [3] Forderungen beispielsweise von Jungbäuerinnen und
Jungbauern nach Land wurden von der mit der Abwicklung betrauten
Bodenverwertungs- und Verwaltungsgesellschaft (BVVG) viel zu spät und
zu ungenügend erfüllt. Der Tag der Landlosen gilt auch ihnen.

Womit die Lage der Landlosen in Brasilien und anderen Staaten nicht
schöngeredet werden soll. Sie leben unter ganz anderen,
lebensbedrohlichen Gefahren. FIAN-Referentin Gertrud Falk fordert:
"Zur Sicherung der Welternährung muss die Bundesregierung ihren
menschenrechtlichen Verpflichtungen nachkommen und die UN-Erklärung
konsequent in allen Politikbereichen umsetzen."

Davon scheint die Regierung weit entfernt. Große Agrarbetriebe werden
hofiert und durch steuerliche Anreize angelockt, Kleinbäuerinnen und
Kleinbauern dagegen mit Auflagen drangsaliert. Weltweit gesehen sind
sie es und eben nicht die Unternehmen der Agroindustrie, auf deren
Schultern die Hauptlast der Ernährung der Menschheit ruht, genauer
gesagt, jenes privilegierten Teils der Menschheit, der nicht hungern
muß. Darum wäre es folgerichtig, die landwirtschaftliche Produktion
der Landlosen zu stärken, denn sie hat Kapazitäten, die noch gar
nicht ausgeschöpft sind.


Fußnoten:

[1] https://www.fian.de/artikelansicht/2019-04-15-pressemitteilung-zum-tag-der-landlosen/

[2] https://www.un.org/en/ga/search/view_doc.asp?symbol=A/RES/73/165

[3] http://www.meine-landwirtschaft.de/informieren/aktuelles/detail/news/abl-fordert-bevorzugte-landvergabe-an-baeuerliche-betriebe/

17. April 2019
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DEMO/271: BBU ruft zur Teilnahme an friedens- und umweltpolitischen Ostermärschen auf, 19.-22.4.


Bundesverband Bürgerinitiativen Umweltschutz (BBU) e.V. - Bonn, 16.
April 2019

BBU ruft auch 2019 zur Teilnahme an friedens- und umweltpolitischen
Ostermärschen auf



(Bonn, Berlin 16.04.2019) Als Mitglied der Kooperation für den Frieden
ruft auch der Bundesverband Bürgerinitiativen Umweltschutz (BBU) in
diesem Jahr wieder zur Teilnahme an den diesjährigen Ostermärschen der
Friedensbewegung auf. Der BBU weist darauf hin, dass zu Ostern auch
aus den Reihen der Umweltschutzbewegung in mehreren Bundesländern
Aktionen gegen Atomkraftwerke und Atomanlagen sowie gegen Fracking und
gegen andere Umweltgefahren durchgeführt werden. "Beim Engagement für
Frieden und Umweltschutz gibt es wichtige Schnittmengen, so zum
Beispiel auch im Widerstand gegen Atomwaffen und deren internationale
Produktionsanlagen", betont BBU-Vorstandsmitglied Udo Buchholz.
Folgend eine Übersicht einiger Umwelt-Ostermärsche (ohne Anspruch auf
Vollständigkeit).

In Bayern findet Karsamstag (20. April) zum 13. Mal in Folge der
Ansbacher Ostermarsch statt. Organisiert wird er von der
Bürgerinitiative (BI) "Etz langt 's!" Geplant sind Kundgebungen vor
der Militärbasis Katterbach um 13.30 Uhr sowie am Martin-Luther-Platz
um 15 Uhr. Anschließend startet ein Demonstrationszug durch die
Innenstadt. Das diesjährige Motto des Ansbacher Ostermarsches lautet
"Frieden statt Aufrüstung -Trumps Kriegsbasen schließen". Damit nehmen
die Veranstalter Bezug auf die im März bekannt gewordene Aufstellung
von Boden-Luft-Raketen durch die US-Armee bei Obernzenn (Landkreis
Neustadt a. d. Aisch-Bad Windsheim) sowie die Verdopplung der Zahl der
Kampfhubschrauber in den vergangenen zwei Jahren.

Informationen unter http://www.etz-langts.de

Ebenfalls in Bayern wird Ostermontag (22. April) ein Ostermarsch in
München zum Garchinger Forschungs-Zentrum stattfinden. Er führt an dem
dortigen Atomreaktor vorbei zum Isarufer. Unterwegs gibt es
Informationen zum Thema Forschungsreaktor und waffenfähiges Uran, aber
auch zur Kampfmittel verseuchten Umgebung in der Fröttmaninger Heide.
Treffpunkt in München ist um 10.45 Uhr der Marienplatz (im
Zwischengeschoß mit Fahrkartenautomaten).

Informationen:

https://bifa-muenchen.de/Ostermarsch-Draussen-2019

In Niedersachsen rufen mehrere Bürgerinitiativen und Verbände für
Karsamstag (20. April) zur Teilnahme an einem*Ostermarsch für Frieden
und gegen Fracking auf. Treffpunkt ist das Kreishaus in
Rotenburg/Wümme. Der Ostermarsch beginnt dort um 10.30 Uhr. Er steht
unter dem Motto "Für Frieden, Ausstieg aus fossilen Brennstoffen und
Klimaschutz"

Informationen: 

https://www.kreiszeitung.de/lokales/rotenburg/rotenburg-ort120515/frieden-fracking-beim-ostermarsch-durch-rotenburg-12183604.html

Ebenfalls in Niedersachsen starten am Ostermontag (22. April) Aktive
der Bürgerinitiative Umweltschutz Lüchow-Dannenberg zum Ostermarsch
nach Colbitz (Sachsen-Anhalt). Der dortige Ostermarsch ist
gleichzeitig der 310. Friedensweg der Bürgerinitiative OFFENe HEIDe.
Beginn ist um 11.55 Uhr im Volkshausgarten in Colbitz.

Informationen:

https://www.bi-luechow-dannenberg.de/termine

http://www.ostermarsch-sachsen-anhalt.de

Weiterhin findet Ostermontag in Dannenberg um 18 Uhr eine
Fukushima-Mahnwache statt. Sie beginnt um 18 Uhr auf dem Marktplatz.

In Nordrhein-Westfalen findet Karfreitag (19. April) zum Auftakt der
NRW-Ostermärsche in Gronau ein Ostermarsch zur bundesweit einzigen
Urananreicherungsanlage statt. Er beginnt um 13 Uhr am Bahnhof in
Gronau mit einer Kundgebung. Betrieben wird die
Urananreicherungsanlage vom Urenco-Konzern, der in den Niederlanden,
in Großbritannien und in den USA je eine weitere
Urananreicherungsanlage betreibt. Alle vier Anlagen arbeiten mit dem
Zentrifugenverfahren, das auch zur Produktion von atomwaffenfähigem
Uran genutzt werden kann. Organisiert wird der Gronauer Ostermarsch
vom Aktionsbündnis Münsterland gegen Atomanlagen, den Aufruf zur
Teilnahme haben zahlreiche Initiativen und Verbände, darunter auch
einige aus Belgien und den Niederlanden, unterschrieben.

Weitere Informationen: https://ostermarsch-gronau.de

Karsamstag (20. April) findet in Aachen eine Protestaktion gegen das
belgische Atomkraftwerk Tihange statt. Von 11.55 Uhr bis 12.00 Uhr
wird auf dem Marktplatz von Aachen-Brand, am Stier, gegen das AKW
Tihange, gegen jegliche Atomkraftnutzung und gegen die
Energiegewinnung aus fossilen Brennstoffen protestiert!

Mehr dazu unter https://5vor12site.wordpress.com

In Rheinland-Pfalzmanifestiert sich mit den Atomwaffen in Büchel der
Wahnsinn der Nuklearpolitik in besonderer Weise. Dort wird Ostermontag
(22. April) mit einem Ostermarsch gegen die Atomwaffen in 
Büchel/Eifel demonstriert. Beginn des Ostermarsches ist um 14 Uhr im
Gewerbegebiet Büchel. Anschließend führt der Ostermarsch zum
Fliegerhorst, an dem dann eine Abschlusskundgebung durchgeführt wird.
Veranstalter sind die Regionalgruppe Cochem-Zell des Internationalen
Versöhnungsbundes sowie die Pax Christi Bistum Trier.

Weitere Informationen: 

https://www.agf-trier.de/aktuelles/termine/ostermarsch-buechel-2019

In Saarbrücken beteiligt sich Karsamstag (20. April) auch "Fridays for
Future" am Ostermarsch. Er beginnt um 11 Uhr an der Saarbrücker
Johanneskirche.

https://www.saarbruecker-zeitung.de/saarland/saarland/ostermarsch-saar-2019_aid-38004541

Weitere Termine der bundesweiten Ostermärsche

unterhttps://www.friedenskooperative.de




Informationen über den BBU und seine Aktivitäten

gibt es im Internet unter http://www.bbu-online.de

und telefonisch unter 0228-214032.

Die Facebook-Adresse lautet www.facebook.com/BBU72

Der BBU ist der Dachverband zahlreicher Bürgerinitiativen,
Umweltverbände und Einzelmitglieder. Er wurde 1972 gegründet und hat
seinen Sitz in Bonn. Weitere Umweltgruppen, Aktionsbündnisse und
engagierte Privatpersonen sind aufgerufen, dem BBU beizutreten um die
themenübergreifende Vernetzung der Umweltschutzbewegung zu verstärken.
Der BBU engagiert sich u. a. für menschen- und umweltfreundliche
Verkehrskonzepte, für den sofortigen und weltweiten Atomausstieg,
gegen die gefährliche CO2-Endlagerung, gegen Fracking und für
umweltfreundliche Energiequellen.

 * 

Quelle:

BBU-Pressemitteilung, 16.04.2019
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STANDPUNKT/030: Das buddhistische Wirtschaftsmodell (Pressenza)


Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Das buddhistische Wirtschaftsmodell

Von Valentin Grünn, 16. April 2019



Damit ist weder eine religiöses noch eine politisches
Wirtschaftsmodell gemeint, sondern es geht schlichtweg um die ganz
eigene persönliche Sichtweise auf ein Wirtschaftssystem und wie diese
für sich erreicht werden kann.

Der Mensch, insbesondere in den reichen Ländern, verbraucht ein
Vielfaches an Ressourcen von dem, was der Globus für ihn zur Verfügung
stellen könnte, ohne dass Raubbau in zahlreicher Hinsicht betrieben
werden würde. Das ist allgemein anerkannt und wird nur von wenigen
gesellschaftlichen Gruppen in Zweifel gezogen. Auf diese werde ich
hier auch nicht eingehen.

Gerade für den Homo consumensis, also den Menschen in den reichen
Ländern, der den Konsum perfektioniert hat, ist diese bittere Wahrheit
besonders schwer zu begreifen und hat entsprechend hohe mentale Hürden
aufgebaut, die ihn daran hindern, seinen Verbrauch zu reduzieren; gar
in Opposition zu jeglichen gesellschaftlichen Versuchen zu gehen, die
sich dem Thema widmen.

So wurde den Grünen das Prädikat einer "Verbotspartei" zuteil, weil
sie zaghafte Versuche unternahmen, den unsäglich schädlichen Konsum zu
begrenzen und selbst die chinesische Ein-Kind-Politik, die im Grunde
ähnliche Ziele hat, droht zu scheitern. Stattdessen schreiben sich
Wirtschaftsliberale erfolglose Selbstverpflichtungen auf die Fahnen
und treiben all dem zum Trotz den Konsum weiter an. Von vorübergehend
auf Eis gelegten Turbolader TTIP ganz zu schweigen.

Sowohl die freien Kräfte der Wirtschaft wie auch eine staatliche
Regulierung sind nicht in der Lage, ein nachhaltiges globales
Konsummodell zu etablieren. Die Folgen werden wir vielleicht schon in
dieser, sicherlich aber in der nächsten Generation zu spüren bekommen.
Es wird eine Gnade sein, wenn sich der Wandel langsam vollzieht,
sodass zumindest eine Gewöhnung an die neuen Umstände erfolgen kann.
Trotzdem werden Kriege und Konflikte um Rohstoffe und Lebensgrundlagen
zunehmen. Konflikte, die auch Flüchtlinge erzeugen werden.

An diesem Punkt setzt das buddhistische Wirtschaftsmodell an. Es ist
auch, aber nicht nur, ein spiritueller Ansatz. Er verbindet die
Psychologie des Menschen, die mit Besorgnis und Emotionen besetzt ist,
mit den wirtschaftlichen Aktivitäten des Menschen. Es berücksichtigt,
dass der Mensch nicht perfekt ist, dass der Mensch aus vielerlei
Gründen geneigt ist, seine Gewohnheiten beizubehalten und es arbeitet
mit der Basis der buddhistischen Philosophie der Achtsamkeit und des
Bewusstseins. Es anerkennt sowohl die schädlichen wie auch die
vorteilhaften Aktivitäten in Produktion und Konsum und bezieht die
Ethik mit ein. Es versucht einen gangbaren Mittelweg zu finden. Es ist
ein Modell, das viele in unserer Gesellschaft bereits leben und
anwenden, auch ohne dass ihnen diese Bezeichnung ein Begriff ist.

Der Unterschied zum westlichen (jetzt schon fast globalen)
Wirtschaftsmodell ist, dass die Eigeninteressen nicht mehr im
Vordergrund stehen und stattdessen das Gemeinschaftsempfinden mehr in
den Vordergrund gerückt wird, das Gemeinschaftsempfinden, dass die
Menschheit in einem einzigen Boot, genauer gesagt, auf einem einzigen
Planeten zusammengepfercht ist und eine Lösung für eine lebenswerte
Zukunft für alle finden muss.

Kern des buddhistischen Wirtschaftsmodells ist die Achtsamkeit und das
Bewusstsein auf die schädlichen und vorteilhaften Auswirkungen einer
Handlung. So ist uns allen bekannt, dass das Heizen unseres Hauses,
die Fahrt zur Arbeit und auch der Flug in den Urlaub klimaschädliche
Abgase freisetzt. Genauso wie wir wissen, dass Plastikverpackungen,
wie Plastikspielzeug oder Küchengeschirr entsprechende Schäden auf
Kosten der Umwelt verursacht, bei Produktion wie bei der Entsorgung,
so wissen wir um die umweltschädliche Stromerzeugung, dem
Wasserverbrauch und den vielen kleinen Dingen im Alltag. Mit möglichst
andauernder Achtsamkeit auf und dem Bewusstsein um diese Umstände
gelingt es im buddhistischen Wirtschaftsmodell, diese Stück für Stück
zu reduzieren.

Das Netz ist voll mit Abertausenden Vorschlägen: Vom Carsharing über
lokale Währungen bis hin zu gemeinschaftlichem Wohnen; vom Ökostrom
über den Bioladen bis zur ethischen Geldanlage; von Mikrokrediten über
NGO-Mitgliedschaften bis zur papierlosen Toiletten ... Jeder wendet je
nach seiner Lebenslage, seinen finanziellen und gesellschaftlichen
Möglichkeiten die Module an, die er ohne außergewöhnliche
Anstrengungen leisten kann. Letzteres ist wichtig, denn eine radikale
Änderung des Lebenswandels führt schnell zur Frustration und zur
Beendigung aller Bemühungen.

Von Bedeutung dagegen ist nicht nur die Achtsamkeit auf die Umstände,
sondern auch die Achtsamkeit auf die Motivation. Es geht um das
Vermeiden des Egoismus, der Gier nach dem "Mein", dem "Ich" mehr hin
zu dem "Unser", dem "Wir". Präferenzen, die dem Homo economicus
verloren gegangen sind. Ebenso liegt ein Focus auf dem Vermeiden von
Leid, Leid der Mitmenschen und Leid der Tiere. So ist es zwar modern,
sich über die Schlachtmethoden anderer Kulturen zu erbosen, solange
ich jedoch auch die Schlachtmethoden unserer Gesellschaft nicht
kritisch hinterfrage, liegt die Motivation eben nicht in der
Verbesserung des Wirtschaftsmodells.

Das derzeitige Wirtschaftsmodell ermutigt zum materiellem
Überwohlstand und dem Verlangen von diesem mehr und mehr, mittels des
Werkzeugs der Gier, zu erlangen; dies auch auf Kosten von anderen. Im
buddhistischen Wirtschaftsmodell dagegen wird Wert auf die
Vereinfachung der Wünsche gelegt. Von den notwendigen Dingen wie
Wohnung, Essen, Kleidung und Medizin abgesehen, werden die anderen
Bedürfnisse minimiert. Während das derzeitige Modell von einem
stetigen Wachstum und maximalen Gewinnen getrieben wird, ist im
buddhistischen Modell Triebfeder die Minimierung von Zerstörung und
Gewalt. So schauen konventionelle Aktionäre auf den kurzfristigen
Börsengewinn; die Aktionäre im buddhistischen Modell denken anders:
Sie glauben nicht daran, dass die Börse ein unvoreingenommener Markt
ist, sondern fordern aktiv Nachhaltigkeit ein. Sie pflegen das
Vertrauen ineinander, bauen zusammen Werte auf und bringen Menschen
zueinander. Nachhaltige Banken investieren nicht in schädliche
Geldanlagen und fördern umweltfreundliche und soziale Projekte und sie
sind erfolgreich: Nachhaltige Banken sind von der Bankenkrise kaum
betroffen, pflegen ein gemeinschaftliches innerbetriebliches
Verhältnis und können dies auf ihre Kunden transportieren.

Jeder, der sich mit diesem Wirtschaftsmodell beschäftigt, wird nach
und nach Mittel und Wege finden, seinen ganz eigenen, vielleicht noch
so kleinen Anteil am Konsum umweltfreundlicher auszurichten. Er wird
sich nicht verurteilen, sich nicht quälenden Gewissensbissen hingeben,
wenn er denn mal nicht umhin kommt oder bewusst schädliche
Verhaltensweisen ausüben. Er wird sich im Bewusstsein dessen um
Minderung der Auswirkungen, um Kompensation und um Auswege kümmern,
diese aber nicht mit asketischer Gesinnung durchpeitschen.

Seid aber gewarnt: Es ist ein dauernder Prozess, der nie enden wird.
Es wird eine stetige Wanderschaft ohne Spurteinlagen sein. Ausdauer
ist gefragt, Ehrlichkeit genauso und vor allem aber / WILLE.

In den alten indischen Überlieferungen wird von einem glücklichen und
zufriedenen Bauern berichtet, der auf seinem Feld einen Klumpen Gold
fand. Er teilte ihn in vier Teile. Einen Teil verwendete er für seine
täglichen Ausgaben, einen weiteren Teil sparte er, mit dem dritten
Teil handelte er und den letzten Teil spendete er für gute Zwecke.


Der Text steht unter der Lizenz Creative Commons 4.0

http://creativecommons.org/licenses/by/4.0/

 * 

Quelle:

Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Reto Thumiger

E-Mail: redaktion.berlin@pressenza.com
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